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Mit diesem Band setzt 
Eichberg die Diskussion 
um die nationale Frage 
der Deutschen fort, die er 
1978 mit dem Band »Na- 
tionale Identität« mit ange- 
regt hatte. Seine Thesen 
sind provozierend und 
wenden sich gegen so 
manches rechte Mißver- 
ständnis. Er setzt nationale 
Identität gegen das macht- 
staatliche Interesse, das 
**•*"" Volkliche definiert er als 

demokratisch und emanzi- 
patorisch. Zugleich sind 

seine kulturrelativistischen Überlegungen ein engagiertes Plä- 
doyer für die Abkoppelung der Völker und Regionen von multi- 
nationalen Großstrukturen. 
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Andreas Zimmer 

Friedensverträge im 
Völkerrecht 

»Erörtert wird ein breites 
Spektrum von Bestimmun- 
gen, das von Amnestie- 
klauseln über 

Gebietsabtretungen bis hin 
zur Wiederanwendung von 
Vorkriegsverträgen reicht. 
Der Verfasser geht dabei 
auch auf die grundsätzli- 
che Frage ein, inwieweit 
der vom Siegerstaat ge- 
genüber den Besiegten 
ausgeübte Vertragsschluß- 
zwang völkerrechtlichen 
Bedenken unterliegt.« 

Prof. Dr. Eckart Klein 



Obwohl als Dissertation verfaßt, gibt diese Arbeit auch dem juri- 
stisch Ungeschulten eine wertvolle völkerrechtliche Verständ- 
nishilfe. 
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Das Stigma 

Edelweiß-Pirat 



Sieghard Pohl 



Paulus Buscher, Jahrgang 
1928, Sohn eines SS- 
Mannes, wurde 1936 in ei- 
ne illegale dj.l.ll-Horte ge- 
keilt, wofür er mit Schul- 
relegation und Lagerhaft 
zu büßen hatte. Er nahm 
am Kampf der (echten) 
Edelweiß-Piraten gegen 
den Hitler-Staat teil und 
seziert als Zeitzeuge, wa- 
rum »linke« Historiker den 
antinationalsozialistischen 
Widerstand der Bündi- 
schen Jugend entweder 
leugnen oder kriminali- 
sieren 

Ein autobiografisches Stück Heimatkunde in großartigen 
Sprachbildern. 
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Ö Der durch zahlreiche Ein- 
zelausstellungen und Aus- 
stellungsbeteiligungen im 
In- und Ausland bekannte 
Maler Sieghard Pohl ver- 
öffentlicht in diesem Buch 
erstmals Kostproben sei- 
ner Kurzprosa. In einer 
phantastisch-skurrilen Er- 
zählweise verarbeitet Pohl 
Erfahrungen seines Le- 
bens in der DDR. Die 
geschilderten alltäglichen 
Absurditäten gewinnen 
dort, wo sie den Wider- 
sinn staatlicher Macht karikieren, eine über die DDR-Erfahrun- 
gen hinausweisende Bedeutung. Ein ästhetisches Erlebnis. 
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Günter Bartsch 
Zwischen drei 
Stühlen 
Otto Strasser 

E' ne politische Biographie 

Diese Biographie Otto 

— — Strassers, neben seinem 

Bruder Gregor sicherlich 
der gefährlichste Gegner 
Hitlers aus den Reihen 
des Nationalsozialismus, 
schließt eine zeitgeschicht- 
liche Lücke. Zu lange galt 
vielen die Opposition ge- 
gen Hitler, die sich aus 
den Reihen der alten 
Kampfgenossen bildete, 
als moralisch diskreditiert. Bartschs Strasser-Biographie macht 
diese Zeit verstehbarer. Er zeichnet die Lebenslinie Otto Stras- 
sers, des theoretischen Kopfs der früheren NSDAR in einer le- 
bendigen und spannenden Erzähl weise nach. 
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»Jeder zweite Herzschlag« 
des Lebens in der DDR 
^ müsse der Kultur gelten, 

I hatte einst der Arbeiter- 
I Schriftsteller Hannes 
i Marchwitza. Aushange 
I schild des »ersten Arbei- 
... , , ter- und Bauernslaats auf 

deutschem Boden« gefor- 
1 dert Hans Dietrich Lind- 
a u *ii-i i- J stedt. selbst lange Jahre 

Kandidat des Deutschen 
Schnftstellerverbands und 
mit den Verhältnissen in 

der DDR intim vertraut, widmet seine Erinnerungen an Jahre 
der Hoffnung und Enttäuschung mitteldeutschen Schriftstellern. 
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Editorial 



Der UN-Umweltgipfei in Rio de Janeiro hatte zumin- 
dest den Sinn, die mediengesteuerte Aufmerksamkeit 
der Welt zwölf Tage lang auf die zentralen Fragen des 
Überlebens der Menschheit zu richten. Daß neben der 
Behandlung der akuten und brennenden Gefahren, 
wie die Vergrößerung des Ozonlochs und die damit 
verbundene Zerstörung der Atmosphäre oder die glo- 
bale Klimaveränderung durch hemmungsloses indu- 
strielles Wachstum in der nördlichen Hemisphäre oder 
der Kahlschlag der Urwälder in Südamerika, kaum 
Zeit bleiben konnte oder sollte, sich den Ursachen der 
bevorstehenden globalen Öko-Katastrophe zuzuwen- 
den, war zu erwarten. 

Es lassen sich in einer etwas vergröbernden Skizzie- 
rung zwei Teufelskreise beschreiben, deren Schnitt- 
menge Apokalypse heißt. Der eine beherrscht die süd- 
liche Hälfte unseres Planeten und ist das Ergebnis der 
gegenseitigen Abhängigkeit von Armut, Hunger und 
Bevölkerungswachstum. Zur Verdeutlichung der Di- 
mensionen: Bei dem Umweltgipfel der UN in Stock- 
holm im Jahre 1972 repräsentierten die Teilnehmer 
eine Weltbevölkerung von dreieinhalb Milliarden 
Menschen, heute leben bereits fünf Milliarden, und 
sollte es in zwanzig Jahren, im Jahre 2012, zu einer 
weiteren Umweltkonferenz kommen, wird über die 
Zukunft von neun Milliarden Menschen zu debattie- 
ren sein. Dabei verhalten sich die Menschen der sog. 
Dritten Welt getreu den Geboten einer evolutionären 
Vernunft: Das Schicksal von Armut und Hunger läßt 
sich für den Einzelnen nur durch eine möglichst große 
Nachkommenschaft mildern. Jeder Hinweis auf die 
katastrophalen Folgen für das Biosystem der Erde, zu- 
meist aus den reichen Industrieländern kommend, 
muß dem für sich und seine Familie um das nackte 
Überleben Kämpfenden als blanker Zynismus erschei- 
nen. 

Wie hoffnungslos die Lage in der sog. Dritten Welt 
tatsächlich ist, hat Herbert Gruhl dargelegt: Einerseits 
läßt sich nach aller Erfahrung das Bevölkerungs- 
wachstum nur dann entscheidend verringern, wenn 
sich der Lebensstandard annähernd auf das Niveau 
der Industriestaaten erhöht; andererseits werden gera- 
de durch die Industrialisierung die letzten Ressourcen 
dieser Welt verbraucht und die Zerstörung der Natur 
forciert. 

Der zweite Teufelskreis — von ihm ist seltener die 
Rede — hält die Länder der nördlichen Hemisphäre in 
seinem Bann und ist in seinen zerstörerischen Auswir- 
kungen auf das ökologische Gleichgewicht der Erde 
von ungleich größerer Bedeutung. Gemeint ist jener 
Prozeß der industriellen und technischen Entwick- 
lung, dessen Logik darin besteht, sich stets um seiner 
selbst willen reproduzieren und seine Dynamik unauf- 
hörlich steigern zu müssen. Wahrscheinlich wird man 
schon in wenigen Jahren fassungslos versuchen, die 
Gründe für das größte intellektuelle Versagen einer 
sich selbst als gesellschaftskritisch definierenden Lin- 
ken zu verstehen, die angesichts globaler Ökokatastro- 
phen mit dem klassenanalytischen Instrumentarium 
des 19. Jahrhunderts und im vollen Einklang mit 



der industriegesellschaftlichen Logik des 20. Jahrhun- 
derts die Verfügbarkeit über die Produktionsmittel 
zum Dreh- und Angelpunkt ihres Politikverständnis- 
ses machte. Sieht man allerdings die enorme Affini- 
tät der Technik zur Macht, so liegt der Gedanke sehr 
nahe, daß es hier lediglich um Machtverteilungskämp- 
fe innerhalb des industriegesellschaftlichen Systems 
geht, an der technokratische Liberale gleichermaßen 
beteiligt sind wie „gesellschaftskritischc" Linke. Nie- 
mand rüttelt ernsthaft an dem Fundament der Indu- 
striegesellschaft, das sich am augenfälligsten im My- 
thos eines permanenten Wirtschaftswachstums mani- 
festiert und damit allen gesellschaftlichen Gruppen 
die Illusion eines unaufhörlich steigenden Reichtums 
und Wohlergehens vermittelt. Zur Zeit hätte keine 
Partei auch nur den Hauch einer Chance, bei Wahlen 
in die Nähe der 5-Prozent-Hürde zu geraten, wenn sie 
versuchte, die Bürger auf die bevorstehenden harten 
Zeiten vorzubereiten. Daß nach Herbert Gruhls Pro- 
gnose der Lebensstandard der Menschen in Mitteleu- 
ropa sich in nicht allzu ferner Zukunft auf das Niveau 
der Vorkriegsära einpendeln wird und auch dann nur 
geraume Zeit zu halten ist, gehört zu den Wahrheiten, 
die man lieber verdrängen möchte. Andere Krisen- 
symptome zeigen sich heute in solcher Deutlichkeit, 
daß die Bagatellisierungsversuchc der Regierenden 
das Volk schon nicht mehr erreichen. Die Gefahren, 
die durch die massenhafte Zuwanderung von Wirt- 
schaftsflüchtlingen (1992 werden es in Deutschland 
über 400000 sein) für unser Sozialsystem entstehen, 
sind allenfalls jenen nicht bewußt, deren Villen in 
Wohngegenden fernab der sozialen Brennpunkte ste- 
hen. 

Was wir heute erleben, ist die große Allianz, nein: 
die Kumpanei der Privilegierten der IndustriegesclI- 
schaft gegen die Mehrheit des Volkes. Der Staat — so- 
weit erkennbar die einzige Instanz, die dem ausufern- 
den, zügellosen technisch-industriellen Komplex 
Grenzen setzen könnte — befindet sich derzeit in voll- 
ständiger Abhängigkeit von den Interessen der Indu- 
striegesellschaft. Die Beantwortung der Frage, ob sich 
die Fahrt in den Abgrund, in die ökologische Kata- 
strophe wenigstens für einen Teil der Menschheit ver- 
zögern läßt, wird vorrangig davon abhängen, inwie- 
weit es gelingt, der Institution Staat wieder die zentra- 
len politischen Entscheidungsbefugnisse in die Hand 
zu geben. Falls Wolfgang Venohrs These zutrifft (Jun- 
ge Freiheit 5/92), daß wir bereits von Beginn des 
nächsten Jahrzehnts an in einen ökologisch bestimm- 
ten permanenten Ausnahmezustand eintreten werden, 
dann gnade uns Gott, wenn die Industrie als souverä- 
ne Macht nach den Maximen einer optimalen Kapital- 
verwertung und Profitsteigerung herrschen sollte. Ein 
ökologischer Etatismus, der sich orientierte an kultu- 
rellen Traditionen, gewachsenen Identitäten, ökologi- 
schen Notwendigkeiten und einem asketischen Ethos, 
wäre sicherlich nicht mehr der uns vertraute liberale 
Rechtsstaat des ausgehenden 20. Jahrhunderts. Er bö- 
te aber die Chance, unsere Überlebensfrist für einen 
noch ungewissen Zeitraum zu verlängern. 
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Herbert Gruhl 

Die Fahrt in den Abgrund 

Ist das zerstörte Fließgleichgewicht wiederherstellbar? 



Der Weitkreis ruht von Ungeheuern trächtig 
Und der Geburten zahlenlose Plage 
droht jeden Tag als mit dem jüngsten Tage 
Goethe im Geleitwort zu ,.Des Epimedes Erwachen" 



Die Fließgleichgewichte 
unseres Ökosystems Erde 
sind relativ stabil, wenn 
die Arten untereinander 
in einem regional ver- 
schiedenen, aber jeweils 
ausgewogenen Verhältnis 
stehen. 




Unser Planet die Erde, der im Weltraum auf sich gestellt seine Bahn zieht, ist ein in 
sich geschlossenes System mit nur einer Ausnahme: die Energie kommt von weither, 
von der Sonne. Diese Energiequelle konnte man in menschlichen Maßstäben als 
ewig fließend bezeichnen. Doch die jährlich anfallende Menge kann weder gestei- 
gert noch vermindert werden. Und das ist so gut: denn größere Differenzen der Tem- 
peratur, die ohnehin schon zwischen Regionen mit Dauerfrost und solchen mit Hitze 
schwankt, könnten von lebendigen Wesen nicht verkraftet werden. In dem hier vor- 
wiegenden Maß ermöglicht die Sonnenenergie überhaupt erst das Leben. 

In der von der Sonnenenergie geschaffenen und hunderte von Millionen Jahren 
von ihr genährten Natur herrschen dynamische Fließgleichgewichte zwischen den 
verschiedenen Arten von Lebewesen und ihrer Anzahl. Dabei sind die unsichtbaren 
Mikroorganismen im Boden, im Wasser und in der Luft, ja im Körper aller Lebewesen 
(auch des Menschen) genauso unentbehrliche Voraussetzung für das Leben wie 
Luft, Wasser und Boden. Die Fließgleichgewichte unseres Ökosystems Erde sind re- 
lativ stabil, wenn die Arten untereinander in einem regional verschiedenen aber je- 
weils ausgewogenen Verhältnis stehen. Zur Ausgewogenheit trägt der Tod ebenso- 
viel bei wie das Leben. Wo das Leben überhand nimmt, ist das Gleichgewicht 
ebenso gestört wie dort, wo der Tod überhand nimmt. Wo viel Leben ist, dort muß 
auch viel gestorben werden. Darum konnte Goethe sagen, ,,der Tod ist der Kunst- 
griff der Natur, viel Leben zu haben“. 

Alle lebenden Arten kämpfen für ihr eigenes Dasein 

ln der Geschichte unseres Planeten gab es ein jeweils dauerhaftes Gleichgewicht 
zwischen den verschiedenen Arten, wenn auch langfristig immerzu Arten ver- 
schwanden und neue auftauchten. So bestand auch in den letzten Millionen Jahren 
ein Gleichgewicht zwischen dem Menschen und den anderen Arten (Tieren, Pflan- 
zen, Bakterien und Viren), wie mit der Natur insgesamt. 

Alle lebenden Arten kämpfen für ihr eigenes Dasein, aber sie tun es unbewußt. 
Nur der Mensch suchte sich in den letzten Jahrtausenden ein Wissen über die Vor- 
gänge m der Natur zu verschaffen. Und das einmalige in der Geschichte der Neu- 
zeit liegt in der Entdeckung der mechanischen Naturgesetze, deren Nutzanwen- 
dung zur heutigen technischen Zivilisation geführt hat. Und das in unwahrscheinlich 
kurzer Zeit. 

Die Revolution des wissenschaftlich-technischen Zeitalters bestand also darin, Mit- 
tel und Wege gefunden zu haben, die gespeicherten Vorräte des Planeten global 
auszubeuten, um neben der Natur eine künstliche Produktion im schnellen Tempo 
aufzubauen. Kein anderes Lebewesen hat es je fertiggebracht, Milliarden von Ton- 
nen in Ballungsgebieten zu transportieren, sie dort zu verarbeiten und damit die Be- 
völkerung von Milliarden von Menschen zu ermöglichen, was in eine überreichliche 
Versorgung mündete. 

Voraussetzung dafür war noch eine andere Entdeckung, nämlich, daß die Natur 
über einige hundert Millionen Jahre ein wenig Sonnenenergie gespeichert hatte: Die 
entstandenen fossilen Brennstoffe waren bis in die Neuzeit der Menschheitsge- 
schichte unangetastet geblieben. Erst ihre Ausbeutung ermöglichte das, was man 
heute fälschlicherweise „wirtschaftliches Wachstum" nennt. Nur die Nutzung dieser 
irdischen Vorräte erlaubte es nun, das Tempo ihres Abbaus ständig zu erhöhen und 
damit die Energieerzeugung jäh zu steigern. Je besser die Erhöhung glückt, desto 
schneller werden aber die Vorräte aufgebraucht, was auch für das Uran und alle an- 
deren mineralischen Rohstoffe ebenso gilt. Auch das sind „Schätze", die sich in 
noch früheren Erdzeitaltern in konzentrierter Form, also von niedriger Entropie, an 
verschiedenen Stellen der Erdkruste abgelagert hatten. Des weiteren hatte die orga- 
nische Naturproduktion mittels Sonnenenergie seit nahezu viertausend Millionen 
Jahren dafür gesorgt, daß sich auf unserem Planeten eine belebte Humusschicht 
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ausbreitete und verstärkte. So wurde in Millenien von Millionen Jahren trotz großer 
Schwankungen mehr organische Masse gebildet als nach dem Entropiegesetz 
gleichzeitig abgebaut werden konnte. 

Die Umsetzung der mechanisch-naturgesetzlichen Entdeckungen im industriellen 
Zeitalter hat eine völlig neue Lage in der Erdgeschichte geschaffen: „Der moderne 
Mensch ist das einzige Lebewesen, das den solaren Ertragshaushalt überzogen hat 
Die Tatsache, daß der Mensch seinem festgelegten Solareinkommen etwas hinzuge- 
fugt hat. indem er irdisches Kapital verbraucht, hat ihn aus dem Gleichgewicht mit 
der übrigen Biosphäre hinausgeworfen. Da die Bestände künstlicher Gebrauchsge- 
genstände und die Zahl der Menschen gewachsen sind, mußte der Durchsatz zu 
deren Erhaltung ebenfalls wachsen, was wiederum stärkere Ausbeutung der Res- 
sourcen und mehr Umweltverschmutzung in sich schließt. Die natürlichen biolo- 
gisch-geologisch-chemischen Zyklen werden überlastet. Es werden fremdartige 
Stoffe produziert und massenweise in die Biosphäre geschleudert — Substanzen, 
mit denen die Welt noch keine auf Anpassung gerichteten evolutionären Erfahrun- 
gen gesammelt hat. und die daher fast immer zerstörend wirken." (Herman Daly) 




Instinktverlust und Fortschrittsglaube 

Diese Revolution in der Naturgeschichte hat nun unser alltägliches Leben in einem 
Ausmaß verändert, daß wir total von der weiteren Ausbeutung abhängig geworden 
sind und nicht mehr zurückkönnen. Und nicht nur die Welt, auch das Denken der 
Menschen wurde radikal verändert. In seiner langen Geschichte hatte er sich stets 
instinktiv an den ökologischen Gesetzen orientiert, erst in diesem Jahrhundert ging 
der Instinkt weltweit verloren. In den letzten Jahren wurden die ökologischen Geset- 
ze nun wissenschaftlich begründet: doch sie zu erfassen erfordert ein ungemein dif- 
ferenziertes Wissen, das nur von wenigen erreicht wird. Es verbreitet sich überhaupt 
nur unter dem Druck der akuten Gefährdung unserer eigenen Existenz durch das 
was wir immer noch den „Fortschritt" nennen. 

Die heutige „moderne" menschliche Wirtschaft ist also keine Kreislaufwirtschaft 
wie sie die Natur in „ewiger Wiederkehr" praktiziert hat. sondern eine Einbahnstra- 
ße Sie kann nur solange funktionieren, wie a) die Vorräte reichen und b) die Natur 
die Nebenfolgen, nämlich die Umweltschäden, verkraftet. 

Nur ein Beispiel Rund fünf Milliarden Menschen verbrennen derzeit acht Milliar- 
den Tonnen Erdöläquivalent an fossiler Primärenergie jährlich, wobei sie fünf Milliar- 
den Tonnen Kohlendioxyd in die Luft blasen. Dazu kommt noch die rücksichtslose 
Verbrennung der Wälder, die jetzt gar nicht mehr oder zumindest nicht in ausrei- 
chendem Tempo nachwachsen können. Alle diese Vorgänge und noch unzählige 
hier nicht genannte wirken zusammen, zerstören die natürlichen Fließgleichgewich- 
te, auch das der Atmosphäre, führen zum Treibhauseffekt mit all den Folgen, die zur 
Zeit weltweit diskutiert werden. 

Den physikalischen Weltprozeß, in den natürlich die Gewässer und Böden einbe- 
zogen werden müssen, kann man als Vorgang der Entropie begreifen. Das Grund- 
gesetz der Entropie, zunächst von der Thermodynamik formuliert, gilt für den ge- 
samten Weltprozeß. Der physikalische Weltprozeß hat die Tendenz, alle konzentriert 
vorhandenen Stoffe in ein Durchschnittsgemisch zu verwandeln, welches dann öko- 
logisch und ökonomisch wertlos ist. Der zivilisatorische Weltprozeß der Gegenwart 
erzielt die gleiche Wirkung — nur viel schneller. Das Ergebnis des Energie- und Roh- 
stoffeinsatzes ist am anschaulichsten in den Abfallhalden zu besichtigen, zu denen 
jeder Bewohner Europas jährlich rund eine Tonne allein an Hausmüll beiträgt. Die 
Entropie muß im Industriezeitalter schon darum beträchtlich zunehmen, weil jeder 
technische Vorgang mehr Energie benötigt als er dabei produziert. Seitdem der 
Mensch mit großtechnischen Mitteln am Abbau der leblosen und der lebendigen 
Natur teilnimmt und Massen von Emissionen erzeugt, überwiegt die jährliche Entro- 
pie auf der Erde das jährlich organisch erzeugte Produkt der Natur. Der Umschlag 
jn eine negative ökologische Weltbilanz wird irgendwann in unserem Jahrhundert er- 
folgt sein. Die Weltbilanz wird seitdem immer negativer, und zwar genau in dem Ma- 
ße, wie das sogenannte „wirtschaftliche Wachstum" zunimmt. Und unser „Brutto- 
sozialprodukt" ist nichts anderes als die Meßzahl für den Durchsatz an Energie und 
Rohstoffen. Ein „wachsendes" Bruttosozialprodukt zeigt eine Steigerung der Entro- 
pie an. Man könnte es die ,, Kurve des Todes" auf dieser Erde nennen. 

Der Mensch — ein globaler Parasit 

Gegenwärtig konzentriert die Menschheit den Verbrauch der nutzbaren materiellen 
Bestände dieses Planeten fanatisch auf einen kurzen Zeitabschnitt. Und nur diese 
Zusammenballung aller Reserven der Erdgeschichte zu kurzfristigem Einsatz hat es 
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„Es scheint nach allem, 
was uns bekannt ist, ein 
Naturgesetz zu sein, daß 
sich eine Art solange ver- 
mehrt, bis sie an die von 
der Natur vorgegebenen 
Grenzen stößt, bei deren 
Überschreitung sie von 
der Natur rücksichtslos 
dezimiert wird.“ 





ermöglicht, den Planeten mit Milliarden zusätzlicher Menschen zu bevölkern, diese 
am Leben zu erhalten und auch zu beschäftigen, Erstaunlicherweise sind gerade die 
,, entwickelten” Völker in dieser Hoch-Zeit mit dem erreichten Stand unzufrieden und 
meinen im Westen wie im Osten immer noch, daß alle bisherige Fülle lediglich als 
Vorstufe einer noch komfortableren Zukunft zu betrachten sei. Dabei sind wir Men- 
schen schon die Parasiten der Natur, die „entwickelten” Völker sehr stark, die „unter- 
entwickelten" noch schwach, denn sie sollen erst zu einer parasitären Lebensweise 
„entwickelt" werden. Der Mensch ist kein regionaler Parasit mehr, der dann weiter- 
wandern könnte wie der Nomade, sondern er ist ein globaler Parasit, der sich an- 
schickt, selbst die Eiswüsten der Antarktis auszuplündern. Schon Friedrich Nietz- 
sche bezeichnete den Menschen als eine „Hautkrankheit des Planeten". 

Zur Zeit wirken also in der Geschichte der Menschheit zwei neuartige Extremvor- 
gänge gleichzeitig und potenzieren sich gegenseitig: die Verdoppelung der Weltbe- 
völkerung alle vierzig Jahre und die Verdoppelung des Verbrauchs an Energie und 
Materie pro Kopf ebenfalls alle vierzig Jahre. Das ergibt eine Verdoppelung der Na- 
turbelastung alle zwanzig Jahre. Dabei steigen in nördlichen Gürtel der Erde vorwie- 
gend die materiellen Verbrauchsarten, im südlichen Gürtel aber die Menschen- 
massen derart, daß sie selbst bei niedrigstem Verbrauch im Begriff sind, ihren Le- 
bensraum buchstäblich kahlzufressen. 

Heute muß man feststellen, daß dort alle guten Absichten zur Bevölkerungs- 
Planung oder auch Bevölkerungs-Programme fast allgemein fehlgeschlagen sind. 
Sogar in China wird es nach einer neuesten UNO-Studie im Jahre 2025 schon 1500 
Millionen Menschen geben, also fast 50 % mehr als derzeit. Die globalen Vorausbe- 
rechnungen in meinen Buch „Ein Planet wird geplündert" des Jahres 1975 treffen 
fast hunderprozentig zu. 5,3 Milliarden Menschen gibt es zur Zeit und 6,3 werden 
es am Ende des Jahres 2000 sein. Wir müssen leider die Schlußfolgerung ziehen, 
daß die Bevölkerungsexplosion weder durch Freiwilligkeit noch durch staatliche 
Zwänge gestoppt werden kann. Dies ist eine um so tragischere Erkenntnis, als bei 
einer Wende zur Vernunft die Chance zu einer Stabilisierung vorhanden „gewesen 
wäre", schrieb ich bereits 1975, — gewesen wäre, „weil sie gerade in diesen Jahren 
vertan wird", heute ist sie vorbei. „Es scheint nach allem, was uns bekannt ist. ein 
Naturgesetz zu sein, daß sich eine Art solange vermehrt, bis sie an die von der Natur 
vorgegebenen Grenzen stößt, bei deren Überschreitung sie von der Natur rück- 
sichtslos dezimiert wird." 

Wenn die Natur nicht auf irgendeine Weise zurückschlägt, werden sich im Jahre 
2030 zehn Milliarden Menschen auf diesem kleinen Planeten drängen. Um einen 
solchen explosiven Vorgang zu begreifen, muß man sich vorstellen, daß dann die 
heute geborenen Kinder erst vierzig Jahre alt sein werden. In reichlich einer Genera- 
tion eine Verdoppelung einer jetzt schon zu großen Menschenzahl. Auf dem ganzen 
Planeten gibt es etwa 35 Millionen Quadratkilometer landwirtschaftlich nutzbarer Flä- 
che, die rapide abnimmt und an natürlicher Fruchtbarkeit verliert. 

„Die Erde wächst nicht mit”, so lautet der Titel eines Buches von Martin Neuffer, 
das 1982 erschien. Neuffer war lange Zeit Oberstadtdirektor von Hannover, dann In- 
tendant des Norddeutschen Rundfunks im Hamburg, aus der SPD trat er vor zwei 
Jahren aus. In seinem Buch stellt er, bezogen auf die Situation des Jahres 2100, fol- 
gende Fragen, die ich mir zu eigen mache, die aber schon um 2045, also innerhalb 
der halben noch verfügbaren Frist zum Tragen kommen: 

— Wird es möglich sein, zwölf Milliarden Menschen ausreichend zu ernähren? 

— Wird es genug Wohnraum für zwölf Milliarden Menschen geben? Kann man alle 
notwendigen öffentlichen Dienstleistungen so ausbauen, daß eine lebenswürdi- 
ge Existenz für so viele Menschen möglich wird? (Für die derzeitigen 4,5 Milliar- 
den sind wir dazu bekanntlich außerstande.) 

— Was werden diese Menschen tun? Kann man für sie alle neue Arbeitsplätze 
schaffen? (In vielen Ländern herrscht jetzt schon Massenarbeitslosigkeit.) 

— Werden die Energie- und Rohstoffmengen zur Verfügung stehen, um einen „an- 
gemessenen” materiellen Lebensstandard so vieler Menschen zu ermöglichen? 

— Können wir das Funktionieren der Weltwirtschaft auf diesem quantitativen Niveau 
einschließlich einer bedarfsgerechten Güterverteilung einigermaßen krisenfrei si- 
cherstellen? 

— Können die zusätzlichen ökologischen Belastungen, die sich aus den Bemühun- 
gen um die Lösung der genannten Probleme zwangsläufig ergeben müssen, ir- 
gendwie aufgefangen werden? Gibt es noch eine Rückkehr zu einem ökologisch 
stabilen Zustand der Erde? 

— Kann das Leben von zwölf Milliarden Menschen auf der Erde so gestaltet wer- 
den, daß es unseren Vorstellungen von Menschwürde entspricht? Können wir die 
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nötigen Freiräume offenhalten, die Reglementierungen auf ein erträgliches Maß 
beschränken, politische Freiheit bewahren? 

— Und wenn es für alle diese Fragen Lösungen gibt — werden wir organisatorisch- 
politisch in der Lage sein, sie auch durchzusetzen? Wird es Wege und Verfahren 
geben, die gewaltigen Spannungen auszugleichen, die sich in den Menschen- 
ballungen auf der Südhalbkugel mit Sicherheit ergeben werden? 

- Wird es insbesondere den „reichen" Ländern mit ihren 10 % Welteinwohnern 
möglich sein, dem ungeheuren Einwanderungsdruck der übrigen 90 % zu wi- 
derstehen, dessen Auswirkungen wir schon jetzt überall spüren? 

Neuffer schließt: „Niemand, der die heutige Welt kennt, wird auch nur eine einzige 
dieser Fragen einigermaßen guten Gewissens einfach bejahen können 

Und ich verneine alle gestellten Fragen rundweg. Das muß ich schon darum tun. 
weil eben nur die Hälfte der Zeit bleibt, die Martin Neuffer noch annahm. Was uns 
nach seiner Ansicht im Jahr 2100 treffen würde, wird uns schon im Jahr 2040 ereilen 
Daß zehn Milliarden Menschen auf dieser Erde leben könnten, ist schon reine Theo- 
rie. Uber acht Milliarden davon müßten in den sogenannten Entwicklungs- 
regionen leben, wo sich die Bevölkerung mehr als verdoppelt. 

Neuffer urteilt: „Die Befreiung von der atomaren Bedrohung ist technisch mach- 
bar. Die Stabilisierung der Bevölkerungszahl ist es nicht. Sie kann nur das Ergebnis 
eines generationenlangen Lern- und sozialen Veränderungsprozesses sein." Es ge- 
lingt also der weit überwiegenden Zahl der Völker nachweislich nicht, ihre Geburten- 
zahlen zu begrenzen, weil die einzelnen Individuen es nicht vermögen. Nur hoher 
Wohlstand führte bisher zur freiwilligen Geburtenbeschränkung. Vielen erscheint er 
darum als das Mittel zur Verminderung der Geburten in den Entwicklungsländern. 
Aber das Ziel, alle Völker auf das zivilisatorische Niveau der Industrieländer zu he- 
ben, um dann die hiesige Einstellung zum Kind zu erreichen, ist nicht mehr realisier- 
bar; denn die Ressourcen des Planeten reichen längst nicht mehr aus, um auch nur 
die jetzigen 5.3 Milliarden auf unseren Wohlstand zu heben. Und auch die Mehrzahl 
der wohlhabenden Länder nimmt immer noch um ein Prozent jährlich zu. Meine 
Schlußfolgerung lautet: Ein Gleichgewicht zwischen den jährlich nachwachsenden 
Ressourcen der Erde und ihren menschlichen Bewohnern ist längst verspielt. 

Zur Wiederherstellung des irdischen Fließgleichgewichts wäre jedoch eine zweite 
radikale Kehrtwendung nötig: Die Abnahme des Energie- und Rohstoffverbrauchs. 
Auch darin hat es einen freiwilligen Verzicht größeren Ausmaßes noch nie gegeben. 
Allein die widrigen Naturbedingungen haben während der gesamten Geschichte 
den Menschen stets zum unfreiwilligen Verzicht gezwungen, genau wie die hohe 
Sterbequote die Anzahl der Menschen im Zaum hielt. In der Regel konnten sie ihr 
Leben gerade soeben behaupten. 

Der moderne Sündenfall: die Aneignung göttlicher Kräfte 

Was den Menschen in den letzten Jahrtausenden aus den übrigen Lebewesen her- 
aushob ist gerade, daß er keine Grenzen seines Denkens mehr kennt. (Das praktizie- 
re ich übrigens heute auch.) Aber der Mensch kennt seit rund 200 Jahren auch 
keine Hemmungen mehr in der Anwendung der Ergebnisse seines Denkens im 
technisch-ökonomischen Handeln. Ja, die Ökonomen reißen den Wissenschaftlern 
derzeit die Ergebnisse ihres Denkens gierig aus den Händen. „Denkt schneller, Ge- 
nossen!" ist auch hier die Parole. Und die Staaten wie die Firmen werfen mit dem 
Geld nur so um sich, um schnellere „Ergebnisse" zu bekommen. Dabei werden 
sämtliche Risiken der neuen Technologien verdrängt. Dafür liefert jetzt die Gentech- 
nik ein exemplarisches Beispiel gewaltigen Ausmaßes. Der Schweizer Genetiker 
Charles Weissmann erklärte vor kurzem: „Möglicherweise birgt die Gentechnik Risi- 
ken, die wir heute noch gar nicht überschauen"-, doch er arbeitet mit höchstem Eifer 
an ihrer Anwendung weiter. 

Nur 200 Jahre brauchte der „moderne" Mensch, um sich die Natur total zu unter- 
werfen, sie zu versklaven und auszupressen. Dieser moderne Sündenfall bestand 
nicht in der Übertretung göttlicher Gebote, sondern in der Aneignung göttlicher Kräf- 
te mittels Pulver, Chemie, Dampfschiff, Auto, Flugzeug, Kernspaltung und nun auch 
noch Gentechnologie. In einer Vorahnung des Kommenden schrieb Leonardo da 
Vinci bereits vor 500 Jahren über die Menschen: „O Erde, warum tust du dich nicht 
auf? Warum stürzest du sie nicht in die tiefen Spalten deiner riesigen Abgründe und 
Nohen und bietest dem Himmel nicht mehr den Anblick eines so grausigen und ent- 
setzlichen Unwesens ?" Und er meinte sogar schon wahrzunehmen: „Wahrlich, es 
haf den Anschein, als wollte die Natur das Menschengeschlecht ausrotten, wie et- 
was Unnützes auf der Welt, das alles Geschaffene nur vernichtet." 

In den vier Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg wurden dessen Naturver- 
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Menschen und Güter- 
massen ergeben, sich 
gegenseitig verstärkend, 
ein Explosionsgemisch, 
das bald nicht mehr unter 
Kontrolle zu halten ist. 




Lawine. Illustration in: Neue und 
vollständige Topographie der 
Eydgenossenschaft, Zürich-Basel 
1754—1773 



Wüstungen nach meiner — natürlich nur sehr ungefähren Schätzung — um das 
Hundertfache übertroffen. Das könnte sogar noch niedrig gegriffen sein. Sagte doch 
Prinz Charles, daß die Architekten allem im London in der Nachkriegszeit mehr zer- 
stört hätten als die deutschen Bomber im Krieg. Und die moderne „friedliche" Wirt- 
schaft verzehrt schließlich weltweit gigantische Mengen an Energie und Materie, 
schädigt Boden, Wasser und Luft, entzieht schließlich Pflanzen und Tieren und damit 
zuletzt auch dem Menschen die Lebensbasis. Jahr für Jahr verschwinden fruchtbare 
Böden unter dem Beton, den Hunderttausende von Zementmischern täglich aus- 
speien, um damit Quadratkilometer für Quadratkilometer zu versiegeln. Wir nennen 
das heute „rationell", wenn wir mit laufend geringerem menschlichen Kraftaufwand 
steigende Mengen von Bodenschätzen „verarbeiten". 

Nachdem nun intelligente Menschen die unerbittlichen Regelfaktoren der Natur 
vorübergehend ausgeschaltet haben, ist die Welt im wahrsten Sinne des Wortes „in 
die Hände der Menschen gefallen " Menschen und Gütermassen ergeben, sich ge- 
genseitig verstärkend, ein Explosionsgemisch, das bald nicht mehr unter Kontrolle 
zu halten ist. Denn wodurch oder von wem könnte die Entwicklung unter Kontrolle 
gebracht werden? Niemals werden Menschen die Weisheit besitzen, um an die Stel- 
le Gottes treten und die Welt selbst regieren zu können. Der Physiker Carl Friedrich 
von Weizsäcker schrieb: „Die moderne Kultur ist in ihrer gegenwärtigen Entwick- 
lungsphase eine Kultur ohne Weisheit, ohne Vernunft. Das ist eine Neuerung unter 
den Weltkulturen, und eine Neuerung, die nicht dauern wird." Hätten aber einzelne 
Menschen die Weisheit, dann würden sie dennoch zu keiner Übereinstimmung dar- 
über kommen, was zu tun sei, geschweige, daß sie die Massen davon überzeugen 
könnten, ihr Leben zu ändern 

Ein gescheiterter Versuch, das irdische Paradies aufzubauen 

Unsere Gattung ist nicht so beschaffen, daß sie den Anforderungen der heutigen 
Zivilisation gerecht werden könnte. Ihr fehlt jedes Vermögen, die Welt im Ganzen zu 
steuern. Es ist auch falsch, wenn wir von „der Menschheit" reden; denn eine sol- 
che gibt es als handlungsfähiges Subjekt nicht. Es gibt nur eine Vielzahl von Men- 
schen — notdürftig gegliedert in Völker und Staaten. Daß „die Menschheit" gar nicht 
gemeinsam handeln kann, beweisen zudem die „Vereinten Nationen", die man bes- 
ser die „Unvereinbaren Nationen" nennen sollte, jeden Tag (Vielleicht hat die 
Schweiz schon damit Weitsicht bewiesen, indem sie dort nicht Mitglied geworden 
ist.) Aber auch die einzelnen Regierungen auf der Erde „regieren” zwar noch ihre 
jeweiligen Bevölkerungen, aber die Herrschaft über die Verhältnisse ist ihnen entglit- 
ten. Diese haben inzwischen eine technisch-industriell-ökonomische Eigendynamik 
entwickelt. Wohin man blickt, überall sind die „Lenker" der Staaten nicht Führer, son- 
dern Getriebene. Sie lassen sich bewußt und unbewußt von den Tagesereignissen 
treiben, denn sie sind ja die Kinder dieser Zeit, unfähig, etwas über den Tag hinaus 
zu konzipieren. Regierungen können nur noch verwalten, regeln, Interessen vor- 
übergehend befriedigen — regieren können sie längst nicht mehr. Soweit sie wirklich 
einmal Ziele zu setzen versuchen, scheitern sie ganz schnell im Gestrüpp der Para- 
graphen der exponentiell angestiegenen Gesetzesfluten und Verordnungen, im Ge- 
zerre der Interessenverbände und der Parteien, an der kurzfristigen Begehrlichkeit 
und auch an der globalen Interdependenz der Staaten. Die Völker sind unregierbar 
geworden, weil zu ihrer Regierung heute Allwissenheit erforderlich wäre — und das 
nicht nur bei den Regierungen, auch bei den Regierten, die da wählen und fordern. 
Die Gabe der Allwissenheit billigten jedoch frühere Generationen zu recht nur den 
Göttern zu. 

Wenn schon der einzelne Mensch von vornherein unfähig ist und bleiben wird, die 
Vorgänge im eigenen Körper zu steuern, wie könnte es ihm da — oder auch einem 
Kollektiv solcher Einzelner — gelingen, alle Vorgänge des Planeten zu steuern? Der 
Anspruch allerdings, alles besser zu wissen und alles besser machen zu können, 
den der Mensch immer noch erhebt, kennt keine Grenzen und macht vor nichts 
Halt. Aber Millionen von Einzelentscheidungen ergeben zusammengenommen 
noch keinen Sinn, kein brauchbares Gesamtergebnis. 

Von Europa ausgehend unternahmen die führenden Völker der Neuzeit den Ver- 
such, ein irdisches Paradies aufzubauen. Ein Reich der Mechanik, der technischen 
Organisation, der genormten Lebensläufe von der Wiege bis zum Krematorium. Vor 
dem Menschen kam noch keine Gattung auf die Idee, die Welt selbst einzurichten. 
Der Mensch ist das erste und einzige Lebewesen, das ein solch tolldreistes Unter- 
nehmen gestartet hat. Nach wenigen Jahrzehnten stellt sich nun auf unzähligen Ge- 
bieten heraus, daß ein sterbliches Wesen nicht im Entferntesten auch nur das 
Nötigste bedenken kann. Das wußte man im alten Griechenland schon vor 2500 
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Jahren: „Um das Wesen der Dinge, das ewig ist, und die Natur selbst zu erlas- 
sen, bedarf es göttlicher, nicht menschlicher Erkenntnis Das schrieb der Philosoph 
Philolaos. 

Um die Welt im Gleichgewicht zu halten, mußten die Götter auch das Unglück und 
den Tod heruntersenden. Oft wurde die Welt auch als der Kampfplatz des Streits zwi- 
schen guten und bösen Göttern gedeutet. Die großen Philosophen haben zugege- 
ben, daß der Mensch die Gesetze des Weltalls nie begreifen und unfähig bleiben 
wird, die Erde zu verwalten. Denn für beides bedürfte es der überirdischen Kräfte, 
die wir zu recht nur überirdischen Instanzen Zutrauen. An der Aufgabe, den Welten- 
lauf ökologisch zu steuern, müssen Menschen scheitern. Eine solche Aufgabe war 
auch noch me in der Geschichte von menschlicher Staatskunst verlangt worden. An- 
dererseits waren Regierungen noch nie so machtlos wie heute, wo die Macht bei 
den Interessengruppen liegt, die sich dem kurzfristigen Profit verschrieben hatten. 
Hier ist auch wieder zu bedenken, daß erst die technisch-ökonomische Zivilisation 
die Interessengruppen zur Blüte gebracht hat. 

Das Ziel: die Fahrt in den Abgrund verlangsamen 

Angesichts der Geschwindigkeit der Entropievermehrung müßten die Regierungen 
schnellstens Maßnahmen der Umkehr in die Wege leiten, zumal diese nur langfristig 
zur Wirkung gelangen. Aber die Politiker sind total überfordert. Um wiedergewählt 
zu werden, sagen sie in der Regel nicht die Wahrheit, teils aus Berechnung, teils 
auch aus Unkenntnis, meist aus beiden Gründen. Weil ich stets die Wahrheit suche 
und sie fatalerweise dann auch ausspreche tauge ich nicht zum Politiker. Anderer- 
seits gehen wir gerade an der betrügerischen und vernebelnden Politik zugrunde. 
Aber betrügen Politiker das Volk vielleicht auch nur, weil es betrogen sein will? Der 
Freiburger Professor Franz Vonessen schrieb 1978: „Wir teilen unsere Blindheit red- 
lich und einverständig mit den blinden Führern, die wir gewählt haben, weil sie viel 
schicker und geschickter blind sind als wir." 

Auf die Frage: „Ist das Fließgleichgewicht auf diesem Planeten wiederherstell- 
bar?" antworte ich mit einen klaren Nein. Es geht im günstigsten Falle nur um eine 
bescheidene Verlängerung der Frist des Lebens auf unserem Planeten — und das 
wohl auch nur in einigen Regionen unserer Erde. Alle Vorschläge, die mir unter Be- 
griffen wie ..Gleichgewichtswirtschaft" oder ..steady state economics" vor Augen ge- 
kommen sind, meinen nur etwa die Aufrechterhaltung des gegenwärtigen Zustands, 
also keine ökologische Wirtschaft, die Jahrtausende bestehen könnte. Und ich wüßte 
auch nicht, wie man aus der jetzigen totalen Sackgasse dahin kommen könnte. 

Über die Länge des möglichen Aufschubs vermag ich keine Voraussage: denn 
über mehr als fünfzig Jahre läßt sich heute keine ökologische Prognose erstellen. Die 
einzige Prognose, die ich mir zutraue, ist die, daß die Welt sich ständig verschärfen- 
den Krisen entgegentaumelt, die nie mehr enden werden. 

Nur innerhalb einzelner Regionen der Erde könnten sich Wandlungen des 
menschlichen Verhaltens ergeben: Infolge von hautnahen Katastrophen oder der 
abschreckenden Wirkung von Katastrophen in anderen Regionen. Dies könnte zur 
Folge haben, daß ein Volk ungeahnte Anstrengungen unternimmt — nicht um die 
gegenwärtige Lebensweise zu retten; denn die werden wir bald vergessen müssen, 
sondern die eigenen ökologischen Lebensgrundlagen: Die hiesige Natur mit ihren 
Produktivkräften. Vielleicht können hier in Europa Verhaltensweisen eingeübt wer- 
den, die eine so gewaltige Aufgabe schaffen. Aber sehen Sie dafür irgendwo einen 
konsequenten Anfang? Ich nicht. 

Ich vermag nur eine geringe Chance zu erkennen, daß sich vielleicht die nördliche 
Hemisphäre schlecht und recht am Leben erhalten könnte; aber das ist keine Prog- 
nose, sondern eine vage Möglichkeit. Die Völker vermehren sich hier nur wenig und 
sogar die bewußte Abnahme könnte hier erreichbar sein. Der Bildungsstand er- 
scheint ausreichend, um auf eine ökologisch vertretbare Wirtschaft umschalten zu 
können. 

Die Landwirtschaft ist durch das gemäßigte Klima vor solch gewaltigen Erosionen, 
wie sie in der übrigen Welt eskalieren, einigermaßen geschützt. Eine wirksame Um- 
weltgesetzgebung hat hier vielleicht in einigen Jahren Aussicht, durchgesetzt zu wer- 
den. Erfolg kann sie aber nur haben, wenn die Wirtschaftspolitik radikal geändert 
wird. Das heißt, daß nicht das sogenannte , .Wachstum", sondern die Verminderung 
des materiellen Lebensstandards als oberstes Ziel gesetzt wird. Dessen Höhe könn- 
te sich etwa auf dem Niveau bewegen, welches hier in Mitteleuropa vor dem Zweiten 
Weltkrieg erreicht worden war. Sie werden zugeben: Zu der Zeit war das Leben kei- 
neswegs ,, unzumutbar". Eine freiwillige vorbeugende Verhaltensänderung würde 
die Aussicht, Katastrophen abzuschwächen, bedeutend erhöhen. Chaotische Ver- 



Es geht im günstigsten 
Falle nur um eine be- 
scheidene Verlängerung 
der Frist des Lebens auf 
unserem Planeten — 
und das wohl auch nur in 
einigen Regionen unserer 
Erde. 




Opfer der Tschernobyl- 
Katastrophe: mißgebildetes Kind 
in Minsk (1991) 
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Voraussetzung der Ab- 
koppelung einer Region 
wird aber sein, daß sie 
sich der Einwanderungs- 
flut aus allen Teilen der 
Welt erwehren kann. 



Änderungen des Kurses 
in den Selbstmord wer- 
den fast nur in intellek- 
tuellen Zirkeln diskutiert 
— doch alles Wissen 
reicht nicht aus, um alle 
Ursachen des Verhäng- 
nisses in die Berech- 
nungen einzubeziehen. 
Nur wenige ahnen, wel- 
che chaotischen Entwick- 
lungen hier bevorstehen. 



hältnisse in der übrigen Welt werden uns zwangsläufig von Importen abschneiden, 
und auch der Export dahin hätte dann keinen Sinn. Arnold Toynbee schrieb schon 
1975 in einem Artikel mit der Überschrift ,,Nach dem Überflußzeitalter": „In den so- 
genannten ..entwickelten" Regionen — Europa, Nordamerika, der Sowjetunion und 
Japan — wird es kein .Wachstum' mehr geben. Noch mehr Die Entwicklung wird 
sogar umgekehrt verlaufen. Ein ständiges wirtschaftliches Wachstum wird zukünftig 
durch die fortwährende wirtschaftliche Rezession ersetzt. Wie werden die Industrie- 
länder auf diese gewaltige Herausforderung reagieren? Diese Völker werden er- 
fahren. daß sie sich in einem permanenten Belagerungszustand befinden, in dem 
die materiellen Lebensbedingungen so bescheiden wie während der beiden Welt- 
kriege sein werden. Die bescheidene Lebensweise während der Kriege war vorüber- 
gehend, die zukünftige indes wird von Dauer und zunehmend ernster sein. Was 
geschieht dann? — Wenn die , entwickelten ' Völker durch die Ereignisse gezwungen 
werden, die unerbittlichen, neuen Tatsachen anzuerkennen, werden sie sich zu- 
nächst durch unnützen Widerstand selbst Schaden zufügen. Und da sie weder die 
, unterentwickelten ' Völker noch die Natur unter ihre Gewalt zu bringen vermögen, 
werden sich die Menschen in den , entwickelten ' Ländern untereinander attackieren ; 
In jedem der belagerten , entwickelten ' Länder wird man bitter um die verminderten 
Ressourcen ringen. Damit wird eine bereits schlechte Wirtschaftslage lediglich ver- 
schlimmert, so daß dem irgendwie Einhalt geboten werden muß. Ließe man diesen 
Dingen freien Lauf, würde dies zu Anarchie und einer drastischen Minderung der 
Bevölkerung, zu Hungersnot und Seuchen, den historischen Bevölkerungs-, Killern' 
führen, die keine Mittel zur Daseinserhaltung mehr sind." 

Einwanderungspolitik — ein Weg von sagenhafter Dummheit 

Voraussetzung der Abkoppelung einer Region wird aber sein, daß sie sich der Ein- 
wanderungsflut aus allen Teilen der Welt erwehren kann. Hierzu komme ich noch- 
mals auf Martin Neuffer zurück: „Der Auswanderungsdruck aus den Ländern der 
Dritten Welt mit ihrem explosiven Bevölkerungswachstum wird sich angesichts von 
Elend, Hunger und Hoffnungslosigkeit um ein Vielfaches steigern. Die aktivsten 
Gruppen werden mit dem Mut, der Hartnäckigkeit und der Verschlagenheit der 
äußersten Verzweiflung auszubrechen suchen. Sie werden auf allen Wegen, mit allen 
Mitteln, unter allen Gefahren in endlosen Massen herandrängen — überallhin, wo 
es nur um ein geringes besser zu sein scheint als in ihrer Heimat. Die ,Boat-people‘ 
waren nur eine erste von dieser Zukunft kündende Welle. Die reicheren Länder wer- 
den sich gegen diesen Ansturm zur Wehr setzen. Sie werden Befestigungsanlagen 
an ihren Grenzen errichten, wie sie heute nur zum Schutz von Kernkraftwerken die- 
nen. Sie werden Minenfelder legen und Todeszäune und Hundelaufgehege bauen. 
Die DDR wird endlich eine lukrative Exportinduslrie in Grenzabweisungssystemen 
entwickeln können. Das sind keine freundlichen Aussichten. Doch es hat keinen 
Sinn, die Augen vor ihnen zu verschließen." 

Zur Zeit ahnen wohl nur wenige in Europa, welch chaotische Entwicklungen auch 
hier bevorstehen. Ich schrieb schon vor 13 Jahren in ..Ein Planet wird geplündert": 
„Einige europäische Völker, die in der glücklichen Lage sind, daß sich ihre Bevölke- 
rung stabilisiert, haben einen Weg von sagenhafter Dummheit gefunden, diesen Vor- 
teil wieder aus der Hand zu geben: Sie betrachten sich jetzt als Einwanderungs- 
länder für den gesamten Erdball. [...] In den Ausreiseländern hingegen bringt diese 
Entwicklung keine Erleichterung. Ihr Bevölkerungswachstum ist so groß, daß sie im- 
mer wieder vor den gleichen Problemen stehen" 

Die natürlichen Fließgleichgewichte auf diesem Planeten werden in den nächsten 
Jahrzehnten einer exponentiell ansteigenden weiteren Zerstörung ausgesetzt sein, 
bis sie völlig zusammenbrechen. Dafür sorgt die derzeitige Wirtschaft und Politik aller 
Länder der Welt, die ihre Erfolge allein an den materiellen Steigerungsraten messen. 
Zusätzliche gigantische Unternehmungen mit sich selbst steigernden Wirkungen 
werden die kommenden Katastrophen noch vergrößern. 

Änderungen des Kurses in den Selbstmord werden fast nur in intellektuellen Zir- 
keln diskutiert. Doch alle angepriesenen „Lösungen", die bisher auftauchten, sind 
keine. Bei näherer Prüfung stellt sich stets heraus, daß alles Wissen bei weitem nicht 
ausreicht, um alle Ursachen des Verhängnisses in die Berechnungen einbezie- 
hen zu können. Einzelne Völker könnten sich eine Überlebenschance bewahren 
oder wenigstens eine Fristverlängerung erreichen, wenn sie ihre Politik konsequent 
und kurzfristig ändern würden. Aber nicht einmal das scheint zu dieser Zeit möglich 
zu sein. 
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wir selbst - Zeitschrift für nationale Identität 



UNSER SELBST VERSTÄNDNIS 

Nach der Neuvereinigung Deutschlands gewinnt die Frage der nationalen Identität verstärkte Bedeutung. Die 
den Deutschen jahrzehntelang aufgezwungene Teilung wirkt im Bewußtsein der Menschen fort. Nur über kol- 
lektives Erinnern und die Wiederentdeckung unserer gemeinsamen kulturellen Wurzeln werden die Deutschen 
den nationalen und internationalen Herausforderungen der Zukunft gewachsen sein. Nationalstaat oder EG- 
Europa, Teil der »westlichen Wertegemeinschaft« oder Brücke zwischen Ost und West, Souveränität oder Infe- 
riorität — die machtpolitische und geistige Rolle Deutschlands ist noch nicht einmal in Umrissen erkennbar. 
Wir richten unsere Hoffnungen darauf, hierüber eine sachliche, ideologiefreie Diskussion beginnen zu können, 
in der das antiquierte Links-rechts-Schema zumindest nicht mehr zur primitiven Freund-Feind-Formel ver- 
kommt. Die Zeitschrift wir selbst - Zeitschrift für nationale Identität versteht sich als unabhängiges deutsch- 
landpolitisches Magazin, in dem Autoren unterschiedlicher Ausrichtung zu Wort kommen. Nationale und re- 
gionale Emanzipationsbewegungen sowie die Entwicklung der Völker in der Dritten und Vierten Welt zur kul- 
turellen Autonomie finden in wir selbst regelmäßig Beachtung. Die deutsche Frage wird nicht isoliert national- 
staatlich, sondern im Zusammenhang mit weltweit zu beobachtenden ethnischen Unabhängigkeitsbestrebungen 
gesehen. Die Zeitschrift wir selbst tritt für konsequenten Umwelt- und Lebensschutz ein. Der Forumcharakter 
der Zeitschrift garantiert Offenheit und Kontroversen. 



13 








DDR-Chemiekombinat 
in Bitterfeld 



Heinz-Siegfried Strelow 

Kommunismus — die Ideologie der Naturverachtung 

Ökologische Skizzen zum zerfallenden Imperium des Marxismus 
und zur Krise der Linken 



Nach der Verdrängung 
der Werlkonser- 
vativen: 
die Linke am Scheide- 
wege zwischen Mar- 
xismus und Ökologie 



Die Sowjetunion ist nicht mehr. Ihre Satellitenstaaten 
und Protektorate haben den Weg in die Unabhängigkeit 
gefunden, über dem Kreml weht statt des roten Tuches 
wieder die Iradilionsreiche Fahne des Russischen Rei- 
ches. Der Kommunismus ist in Theorie und Praxis ge- 
scheitert, und nichts dokumentiert seinen Untergang 
gründlicher als jene ordenbehängten Greise, die zusam- 
men mit einigen nationalbolschewistischen Wirrköpfen 
in Moskau verzweifelt die Rückkehr eines Systems, so 
morsch wie sie selbst, herbeijammern. 

Bedenklicher als diese Erscheinung wirken in diesen 
Tagen des geistigen Umbruchs die gerade in Deutsch- 
land zu konstatierenden hartnäckigen Rückzugsge- 
fechte des Marxismus. Dies beginnt bereits bei der wäh- 
rend des mißlungenen Staatsstreichs im vergangenen 
August verwendeten Terminologie zur Charakterisie- 
rung der Putschisten: von „Konservativen“ oder „Rech- 
ten“ war da die Rede, seltener hingegen von „Stali- 
nisten“ und fast nie von „Kommunisten“. Zufall oder 
Glanzleistung einer subtilen Form der gezielten Be- 
griffsverzerrung? 

Sicherlich liegt in dieser Strategie auch der verzweifel- 
te Versuch, durch negativ besetzte Worthülsen die eige- 
ne linke Basis in ihrer Orientierungslosigkeit wieder 
aufzu richten. 

Wieweit dies für den orthodoxen Marxismus gilt und 
ob dieser in seiner Borniertheit dies überhaupt nötig 
hat, soll uns nicht weiter interessieren; er wird in der Zu- 
kunft bestenfalls noch die Rolle von Fußnoten der Ge- 



schichtsschreibung einnehmen. 

Eine eingehendere Beschäftigung lohnt indes jenes 
unter die Schlagworte „grün“ oder „alternativ“ zu sub- 
sumierende Spektrum. Dieses Spektrum ist seit der Ver- 
drängung der wertkonservativen Ökologen dadurch 
charakterisiert, daß es ökologische und linke bzw. mar- 
xistische Ziele und Inhalte gleichzeitig vertritt. 

Hinterfragt wurde von der Alternativszene diese Ver- 
bindung nie, und große Teile der Medien taten ein Übri- 
ges, bei einem beachtlichen Teil der bundesdeutschen 
Bevölkerung, namentlich bei den jüngeren Generatio- 
nen, die feste Überzeugung entstehen zu lassen, links 
und ökologisch seien Synonyme für ein und dieselbe 
Weitsicht. 

Diese Verbindung hat freilich nie bestanden — auch 
wenn ganze Straßenzüge bundesdeutscher Universitäts- 
städte von Menschen bevölkert werden, die in der Über- 
zeugung leben, die von ihnen praktizierte Koexistenz 
von Rohkost, selbstgestricktem Pullover und „Das Ka- 
pital“ im Bücherbord funktioniere. Würden sie aller- 
dings Marx, Lenin oder einen anderen kommunisti- 
schen Vordenker nicht mehr nur als ästhetisches Pflicht- 
mobilar begreifen, sondern diese Ideologie mit dem 
gleichen kritischen Blick lesen, mit dem sie — Gott sei 
Dank — die westliche Konsumgesellschaft betrachten 
— sie fänden sich nicht nur in einer „Sinnkrise“, son- 
dern vor einem Scheideweg wieder, der unerbittlich die 
Entscheidung zwischen Marxismus und Ökologie ver- 
langt. Um diese Unvereinbarkeit näher zu beleuchten, 
seien zunächst die Grundpositionen einer konsequenten 
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politischen Umsetzung der Erkenntnisse der Wissen- 
schaft von der Ökologie skizziert. 



Grundzüge 

der politischen Ökologie 



Anders als die aus dem Geist der Aufklärung des 18. 
Jahrhunderts erwachsenen modernen europäischen Ide- 
ologien, nimmt die politische Ökologie nicht ihren Aus- 
gangspunkt von dem Menschen. Für sie steht vielmehr 
die gesamte Natur im Mittelpunkt, da sie begreift, daß 
alles Leben mit anderem Leben zusammenwirkt, mit 
diesem verbunden ist und von diesem abhängt. Dies gilt 
für das menschliche Individuum nicht nur z.B. für seine 
existentiell notwendige Atmung und Nahrungsaufnah- 
me, sondern auch als Glied einer höheren Lebensform, 
die nur deshalb besteht, weil sie sich in ihrer Evolution 
auf die vorhergehenden Lebensformen stützen kann 
und von diesen abhängig ist. 



und historisch gewachsenen Vielfalt der Sprachen und 
Kulturen, Völker und Volksgruppen orientiert, scheint 
am ehesten als Paßstück zur ökologischen Struktur der 
Natur zu taugen. Aus diesem Grund sollte sich politi- 
sche Ökologie in abgestufter Intensität für den Erhalt 
der besonders erleb- und überschaubaren Bindungen 
einsetzen, für den Schutz der individuellen Einzigartig- 
keit, sodann den Familienbezug, die landschaftliche 
und landsmannschaftliche Heimatbindung, schließlich 
die sich darüber ziehenden Kreise zunehmend abstrak- 
ter und globaler werdender Einheiten wie die Nation, 
die Kulturgemeinschaft, zuletzt die Menschheit. 

Mit dieser Haltung steht die Ökologie in Gegensatz 
zu allen kosmopolitischen Gesellschaftsauffassungen, 
aber auch zum Biologismus, der als Fortschrittsglaube 
mit grünem Tarnanstrich den Anthropozentrismus in 
das Wahn- und Kunstgebilde des hochgezüchteten, dem 
natürlichen Werden entfremdeten „Übermenschen" 
projiziert. Rassenmendelei und Klassenhändelei bleiben 
für Ökologen Facetten desselben sozialdarwinistischen 
Machbarkeitswahns! 



Rassenmendelei und 
Klassenhändelei blei- 
ben für Ökologen 
Facetten desselben 
sozial-darwinistischen 
Machbarkeits wahns 



Aufgrund der Erkenntnis von der Abhängigkeit und 
Zugehörigkeit des Menschen zur gesamten organischen 
Lebewelt verbietet sich jeder Anthropozentrismus. Poli- 
tische Ökologie stellt nicht in anthropozentrischer Ma- 
nier die Frage nach einem „Sinn des Lebens", sondern 
stellt fest: da Leben ist und sich in seiner Komplexi- 
tät seit Jahrmillionen bewährt hat, ist es besser, es zu 
erhalten und sich entfalten zu lassen, statt manipulie- 
rende und korrigierende Eingriffe in die Natur zu täti- 
gen. Die Natur ist somit nicht länger ein beliebig ver- 
fügbares und zur Plünderung freigegebenes Gut, son- 
dern ein bunter Kosmos, der in sich Sinn, Würde und 
Wert hat. 

Damit liegt für den Menschen als Tfeil der Biosphäre 
seine eigentliche Würde auch nicht in dem Streben nach 
Emanzipation von der Natur, sondern in der vernünfti- 
gen Einsicht, um des eigenen Überlebens willen sorg- 
sam mit der übrigen Natur umzugehen. Eine tiefere 
ethische Reflexion dieser Einstellung kann als höchstes 
moralisches Prinzip die „Ehrfurcht vor allem Leben" 
(Albert Schweitzer) und das Gefühl „Gott in der Natur, 
die Natur in Gott" (Johann Wolfgang von Goethe) zu 
sehen, erwecken. 

Vor diesem Hintergrund erschließt sich folgerichtig, 
daß die politische Ökologie der Bewahrung der natür- 
lichen Vielfalt höchste Priorität einräumt. 

Da sie um die Endlichkeit der natürlichen Ressourcen 
des Planeten Erde weiß, reagiert sie skeptisch gegenüber 
dem blinden Vertrauen in ein „immerwährendes wirt- 
schaftliches Wachstum“ wie auch gegenüber dem nicht 
weniger blinden Optimismus, der technische Fortschritt 
könne alle ökologischen Krisen meistern. 

Konsequente ökologische Politik darf aber nicht nur 
in ihren „klassischen" Themenbereichen wie einer na- 
turschonenden Wirtschaft oder dem technischen Um- 
weltschutz verharren, sondern muß aufgrund ihres 
globalen Denkansatzes auch alle anderen Bereiche 
menschlichen Wirkens in ihre Betrachtungen einbezie- 
hen. 

Das gilt auch für Fragen von Kultur und staatlicher 
Verfaßtheil. Angesichts des Wissens, daß der Mensch 
Se ‘ ne Existenz der Natur — und damit ihren skizzierten 
Strukturprinzipien — verdankt, liegt nichts näher, als 
diese Merkmale ökologischer Systeme auch auf die 
menschliche Gemeinschaftsordnung zu übertragen. 

Eine föderalistische, subsidiär ausgerichtete Staats- 
und Gesellschaftsordnung, die sich an der natürlich 



Fassen wir die wesentlichen Grundzüge einer „rei- 
nen“ politischen Ökologie zusammen, so ergibt sich, 
daß sie durchweg konservativ argumentiert. 

Konservativ, indem sie im Angesicht der Grenzen des 
Wachstums nicht dem industriellen Fortschritt vertraut, 
sondern die Tugenden der Selbstbescheidung, des mate- 
riellen Maßhaltens, der Sparsamkeit in bezug auf den 
Umgang mit der Natur postuliert. Konservativ, indem 
sie nicht einem diesseitigen Materialismus frönt, son- 
dern eine philosophisch oder religiös untermauerte Ver- 
antwortungsethik gegenüber der Natur anstrebt, die 
auch kommende Generationen in ihre Vorsorge, ihre 
Zukunftsvorsorge einbezieht. Konservativ, indem sie ge- 
treu dem Vorbild organischer Gliederung anstelle von 
Nivellierung und Zentralisierung auf Vielfältigkeit und 
Individualität setzt und damit einem ethnisch verstan- 
denen Föderalismus nahe kommt. 

Kernsatz der politischen Ökologie ist aber das Wissen 
um die Abhängigkeit des Menschen von der übrigen 
Natur, ein Wissen, das den Anthropozentrismus, Kenn- 
zeichen aller neuzeitlichen Ideologie, ablehnt. 

Gerade der Anthropozentrismus aber ist seinerseits 
der Kernsatz des kommunistischen Weltverständnisses, 
der Humus, auf dem alle technischen und sozialen Fort- 
schrittsutopien gedeihen. 



Wolfgang 
Mattheuer, 
„Im Teufels- 
kreis" (1972) 
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Marx' Haß und Ver- 
achtung galt der 
„sogenannten" Natur 
und dem „Idiotismus 
des Landlebens“ 



Wahres Menschentum 
formiere sich als die 
Vergegenständlichung 
der menschlichen We- 
senskräfte erst in der 
Technik 



Marxismus — technische 
Naturüberwindung als Glaube 



Eine Durchleuchtung des Verhältnisses der marxisti- 
schen Doktrin zur Natur ergibt, daß hier eine Ideologie 
vorliegt, die in nahezu jedem Detail mit dem mechani- 
stischen Weltbild übereinstimmt. 

Geistesgeschichtlich liegen die Wurzeln der marxisti- 
schen Philosophie in der seit Platon vorgenommenen 
Zweiteilung der Welt in eine unbeständige und deshalb 
nicht die Wirklichkeit verkörpernde Diesseitigkeit und 
die höhere, das moralisch Gute verkörpernde Welt des 
immateriellen Geistes. Von hier führt eine gerade Linie 
zu den Lehren der Aufklärung, die auch nur den ver- 
nunftbegabten Menschen und seine „Autonomie von 
der Natur“ in den Mittelpunkt ihres Denkens stellt, so- 
wie zur Philosophie Hegels. Auf sie alle berufen sich die 
Kommunisten aller Schattierungen als geistige Wegbe- 
reiter, besonders ausdrücklich aber auf Letztgenannten, 
dessen Philosophie der Marxismus radikalisierte. 

Für Hegel besaß Gott zwei Offenbarungen, die Natur 
und den Geist, wobei aber „die Natur [...) das unwahre 
Dasein des Geistes, der entfremdete Gott " sein solle, 
dessen Bestimmung es sei, sich ,jauf zubrauchen und zu 
verbrennen“, um dann als „wirkliche Natur“ auf der 
höheren, geistigen Ebene wiederhergestellt zu werden. 
Dieser „Gipfelpunkt eines bürgerlichen, zur puren Wut 
gesteigerten Naturhasses“ (so Gerd-Klaus Kaltenbrun- 
ner in „Der schwierige Konservatismus ") ließ Hegel in 
den Jenaer Vorlesungen sich zu der Aussage versteigen: 
„Wirklich ist der Einzelne nur insoweit groß als groß 
seine Naturverachtung.“ 

Vor diesem Hintergrund erklärt sich auch die Ker- 
naussage des Marxismus in bezug auf die Natur: als Na- 
turwirklichkeit wird nur noch durch den Menschen 
bearbeitete und so „mit Sinn erfüllte“ Natur anerkannt. 
Da sich der Wcltprozeß angeblich auf den geistesbegab- 
len Menschen zubewege, sei es also seine Aufgabe, die 
Natur durch ihre technische Aufhebung und „wirkli- 
che“ Wiederherstellung auf einer höheren, bearbeiteten 
Ebene zu sich heraufzuziehen. Wahres Menschentum 
liege also gerade nicht in den Naturgegebenheiten, son- 
dern „es formiert sich als die Vergegenständlichung der 
menschlichen Wesenskräfte erst in der Technik. Was bei 



Marx den Menschen bestimmt und zu bestimmen hat, 
das ist nicht bloß die Technik, sondern die Technokra- 
tie, d.h. jene Erst- und Alleinherrschaft der Technik im 
menschlichen Dasein, bei der es dem Menschen, der die 
künstlichen Produkte hervorbringt, einzig darauf an- 
kommt, sich selbst darzustellen — sich selbst, d.h. sein 
eigentliches Wesen, die Gesellschaft. Techniker sein 
heißt hier, durch technische Tätigkeit Herrscher sein, 
Technokratie.“ So J. Hammer in seinem Buch „Der 
technische Eros“ (S. 185). 

Da nimmt es auch nicht wunder, daß die seit der „in- 
dustriellen Revolution“ voranschreitende Naturausbeu- 
tung, die Entmythologisierung und Entgöttlichung, die 
Zentralisierung, die liberalistische Nivellierung, die ka- 
pitalistischen Exzesse dem Marxismus nicht Stein des 
Anstoßes, sondern im Gegenteil „zwangsläufige“ und 
deswegen begrüßenswerte Meilensteine auf seinem 
„wissenschaftlich" begründeten Weg zur Utopie der 
„Selbstbefreiung“ des Menschen waren. 

Mehr noch als diese „wissenschaftliche" Selbst- 
anmaßung stößt allerdings die Verachtung ab, mit der 
Karl Marx über die Natur, der er abwertend „sogenann- 
te" beifügt, sich äußert. Natur hatte für ihn nur einen 
Wert als ökonomisches Ausbeutungsobjekt, als Befrie- 
digungsmittel des Menschen. Einen Eigenwert besaß 
weder Tier noch Pflanze, sie waren auch völlig nutzlos, 
solange sie nicht durch menschliche Produktion „ver- 
wertet“ wurden. 

„Die Natur muß mit gigantischen technologischen 
Mitteln bei geringstem Arbeils- und Zeitaufwand be- 
herrscht werden und als materielles Substrat aller nur 
erdenklichen Gebrauchsgüter allen Menschen dienen“, 
umschrieb Marx diese Haltung, die in Hammers Werk 
über den „technischen Eros“ des Kommunismus tref- 
fend charakterisiert wurde: „Marx erhebt die Forde- 
rung, die Menschen müßten mit ihrer Selbsterzeugung 
und der daraus fließenden Ganzheitlichkeil des Daseins 
Ernst machen und in der Entwicklung von Produktion 
und Verkehr nicht nur selber ihr Leben bestimmen, son- 
dern sich selbst zum Herrn der Welt machen, daher die 
eigenständige Bedeutung der Naturgegebenheil des Da- 
seins f..J verleugnen bzw. sie absetzen, ihre Herrschaft 
brechen.“ (A. Schmidt: „Der Begriff der Natur in der 
Lehre von Karl Marx", Frankfurt/M. 1969, S. 159) 

Folgerichtig zollte Marx der wachsenden Naturaus- 
plünderung durch den Kapitalismus höchstes Lob und 
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besang im „Kommunistischen Manifest“ die „ Unter- 
jochung der Naturkrüfte“, die „ Urbarmachung ganzer 
Erdteile“ und „ganze aus dem Boden hervorgestampf- 
te Bevölkerungen“ als grandiose Fortschritte (Marx/ 
Engels-Werkausgabe, Ost-Berlin 1975, S. 467). Den bo- 
denständigen, mit der Natur und ohne Fortschrittswahn 
lebenden Menschen, also vor allem der bäuerlichen Be- 
völkerung, galt hingegen sein ganzer Haß. Im Bauern 
sah Marx das „relativ am wenigsten dumme unter den 
Tieren seines Hofes“. Und Engels erklärte: „Wir kön- 
nen in der Partei den Bauern, der von uns die Ver- 
ewigung seiner Zwergenwirtschaft erwartet, nicht brau- 
chen“ 

Daß für Marx auch alle anderen Aspekte der Natur- 
verbundenheit und Naturerhaltung nichts als „Idiotis- 
mus des Landlebens“ waren, läßt sich schließlich wohl 
an nichts deutlicher machen als an seiner in der „Rhei- 
nischen Zeitung“ erhobenen Forderung nach dem „Ok- 
kupationsrecht der besitzlosen Klasse für den Wald und 
seine Produkte“ — während zur selben Zeit der konser- 
vative Sozialpolitiker Wilhelm Heinrich Riehl bereits 
den besonderen Schutz des Waldes forderte, da dieser 
nicht nur Lebensgrundlage, sondern auch als „wärmen- 
des Holz “ der Seele und als Kulturgut erhalten bleiben 
müsse. 

Der Verachtung der natürlichen Umwelt entspricht 
die marxistische Wut auf die Naturvölker und vielglied- 
rig-kleinräumige Staatsordnung, da diese sich gleich 
den Widrigkeiten der Natur nur als lästige Hemmnisse 
im Prozeß des „geschichtlichen Fortschritts“ offenbar- 
ten. Kleinen Staaten wie Dänemark wünschte Marx 
„mit dem Recht des Fortschritts gegen die Stabilität, der 
Zivilisation gegen die Barbarei“ (!) das Protektorat der 
Großmächte an den Hals und hatte für die kapitalisti- 
sche und kolonialislischc Expansion nur Bewunderung 
übrig, weil durch sie „die barbarischen und halbburba- 
rischen Länder von den zivilisierten, die Bauernvölker 
von den Bourgeoisievölkern, der Orient vom Okzident 
abhängig “ und so „durch die Exploitation des Welt- 
marktes die Produktion und Konsumption alter Länder 
kosmopolitisch gestaltet“ (Marx/Engels-Werkausgabe, 
S. 466) wurden. — Eine enthusiastischere Lobeshymne 
auf den Imperialismus ist schwerlich vorstellbar. 

Solch aggressive und abwertende Töne gegenüber Na- 
tur und naturnaher Kultur sind keine Ausnahmen, son- 
dern durchziehen die Werke fast aller Säulenheiligen des 
Kommunismus und Sozialismus. Gleiches gilt für sämt- 
liche salonkommunistischen Epigonen, sei es Bechers 
Forderung nach einer „geschliffenen Landschaft“, sei es 
Sartres „Ekel" vor der Üppigkeit der grünen Vegeta- 
tion, sei es Blochs Verspottung der Ideen früher Natur- 
schützer als „Tarzanphilosophie“, sei es Bert Brechts 
unsägliche Feststellung, wonach man nicht Über Bäume 
sprechen dürfe, da dies ein Schweigen über soziale Un- 
taten einschließe. 

Immer wieder tritt als zentrale Aussage hervor: die 
Natur hat keinen eigenen Zweck und Wert, keine eige- 
nen Rechte und Interessen, sondern sie dient allein dem 
Ziel der menschlichen Emanzipation! 

Folgerichtig kennt die marxistische Geschichtsschau 
auch kein echtes, ursprüngliches Heimaterlebnis; „Die 
Umwelt als Heimat zu bejahen, setzt voraus, daß sie für 
mich als Gegenstand dieser Bejahung existiert (...) Das 
erfolgt, wenn wir diesen Gegenstand in seiner Vorgefun- 
denen Form aufheben, vor allem aber dadurch, daß wir 
ihn zum Objekt unserer Tätigkeit machen, ihn bearbei- 
ten und dadurch einer Konsumtion zuführen“, schrieb 
der Marxist Günther Lange 1973 in seinem Werk „Hei- 
mat — Realität und Aufgabe" (S. 85) über den ihm und 



allen Marxisten eigenen Veränderungszwang an dem na- 
türlich Gegebenen. 

In dieser Ideologie liegt eine Gefühllosigkeit und see- 
lische Kälte eingeschlossen, die noch grausamer und le- 
bensfeindlicher ist als ihre praktische Umsetzung mit all 
ihrer materialistischen und zentralistischen Roh- 
heit: Wenn der Mensch sich in seinen Produkten „selbst 
erzeugt", sollen dann auch technische Glanztaten wie 
Atomkraftwerke. Genetiklaboratorien oder auch die zu 
Massentötungsfabriken pervertierten Schlachthäuser 
Produkte des Lebens sein? Wird das Tier erst durch sei- 
ne für den Menschen bestimmte produktive Verwertung 
als Wurst, Mantelstoff oder Klaviertaste „sinnvoll“ und 
„wertvoll“? Und soll die Bejahung eines stillen Heide- 
striches, eines unberührten Waldtals oder eines unregu- 
lierten Wasserlaufes als Heimatlandschaft unmöglich 
sein, weil sich an ihnen noch keine menschliche Tätig- 
keit widerspiegelte, weil die Fabriken, Kraftwerke und 
Straßen fehlen? Nach dieser Ideologie müßte der 
Mensch beim Anblick der Gezeiten des Meeres, dem 
Heraufziehen der Nacht und dem Anblick des Sternen- 
himmels nicht nur aufgrund mangelnder Ergriffenheit 
gefühlskalt bleiben, sondern auch von ungeheurer Wut 
und Verachtung bemächtigt werden, da doch alles tech- 
nische Können es nicht vermag, dieses natürliche Wal- 
ten in seiner „Vorgefundenen Form aufzuheben " und 
der „produktiven Konsumtion“ zuzuführen. 

Eine Ideologie, die das Wunderbare gefühlsmäßiger 
Bindung von Heim- und Fernweh, die den seelischen 
Schauer der Ergriffenheit beim Anblick natürlicher 
Schönheit oder den Klang einer vertrauten Sprache, die 
die nicht rational begründbare Liebe zu Mitmensch, 
Tier und dem vertrauten Lebenskreis der Heimat leug- 
nen und deren „Überwindung“ propagiert, stellt sich 
außerhalb jedweder Kultur, in der die Achtung vor dem 
Leben noch einen Rang hat. Sie bildet damit den Ge- 
genpol des ökologischen Weltbildes. 

Die Hervorhebung gerade seelischer und emotionaler 
Aspekte erscheint bei einer Entlarvung der Naturfeind- 
schaft des Kommunismus um so gebotener, als gerade 
in seiner „wissenschaftlich“ begründeten Erlösungsleh- 
re von den Nalurbindungen sich deutlich der Charakter 
einer Verheißungsreligion mit überaus starrer Dogmatik 
zeigt, deren fanatisches Wesen sich gerade in der selbst 
vollzogenen Durchtrennung der eigenen Wurzeln offen- 
bart. Alle Elemente einer Offenbarungsreligion finden 
sich: die „Gesellschaft“ als nicht hinterfragbares, quasi- 
göttliches Überwesen, das „Proletariat“ als das von der 
„Gesellschaft" auserwählte heilige Volk, dem der höhe- 
ren Weihen zugeteil gewordene — nicht Prophet, son- 
dern zeitgemäß — „Wissenschaftler" Marx die einzig 
wahre Weltauslegung verkündigt. 

Seine Lehre aber ist, wie Hammer es formulierte, 
„der Evolutionismus, d.h. jene Übersteigerung der 
historisch-tätigen und der biologisch-lebensgesetzlichen 
Betrachtung des menschlichen Lebens, die keinerlei 
bleibende und unverrückbare Wirklichkeit mehr aner- 
kennt. Evolutionismus bedeutet hier Entwicklungsselig- 
keil. Trunkenheit vom materiellen Fortschritt, Besessen- 
heit von der Entfaltung der materiellen Produktions- 
kräfte, Technokratie. Dieser technokratische Evolutio- 
nismus ist der Kern und das tiefste Wesen des dialekti- 
schen und historischen Materialismus.“ (S. 217) 

Wie sehr sich im Marxismus Naturhaß und eine im 
Grunde abstrakte Internationalität zu einer pseudoreli- 
giösen Erwartungshaltung verbinden, läßt sich exem- 
plarisch an Kurt Eisner, dem Kopf der Münchner 
Räterepublik von 1919, studieren, der sich geradezu hin- 
einsteigertc in Hochgesänge „von der ganzen Welt der 



Technokratischer Evo- 
lutionismus als Kern 
und Wesen des dialek- 
tischen und histori- 
schen Materialismus 



Der Wald - 
„Okkupationsrecht 
der besitzlosen Klas- 
se" oder „wärmendes 
Herz" der Seele? 
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Kollektivierungskampagne in der Sowjetunion 1929: ..... Denn der Mensch 
hat nur eine Natur ..." 




Verhungernde Kulaken 1929: — das, was ersieh erkämpft und erschaf- 

fen hat ..." 




Umweltverschmutzung in Rumänien: — seine Natur ist sein Werk" 

(Kurt Eisner) 



Industrie, von der Erhabenheit der Technik und von der 
neuen gewaltigen Bindung und Bildung des Menschen, 
die der Kampf des Proletariats und die Erlöserkraft der 
sozialistischen Idee dereinst gewißlich erringen würde. 
Wie klein und arm dieses Dasein des Dorfes, gar der 
Einöde! Nur wo die Menschen in ihrer Fülle schaffen 
und wirken, begehren und opfern, ringen und rütteln; 
wo die Konflikte eines unübersehbar verästelten Da- 
seins erbarmungslos aneinanderprallen; wo das Leben 



in tausendfältiger Qual, in ungeheurem Chor des 
Schreckens aufschreit; wo niemand den andern kennt, 
und wo doch gerade deshalb erst das Bewußtsein des 
Menschen erwacht — nur dort ist das Leben wert, ge- 
lebt zu werden! [...] Denn der Mensch hat nur eine 
Natur — das, was er sich erkämpft und erschaffen hat 
— seine Natur ist sein Werk. [...] Erst die technische 
Entfaltung der Naturkräfte, erst die moderne Wirt- 
schaft hat uns die Erde gewonnen, uns wahre Freizügig- 
keit erobert. All die Unruhe der industriellen Wirtschaft 
ist nur das Reibungsgeräusch unserer endlichen Frei- 
heit, unserer Loslösung von Schwere und Schollenhaft. 
Die große Unruhe aber des heutigen Daseins ist die 
Wiege unserer Erlösung." (Kurt Eisner, Gesammelte 
Schriften, Bd. 2, S.42ff.) 

Es dürfte wohl deutlich geworden sein, daß eine der- 
artige Lehre mit dem Gedanken des Naturschutzes völ- 
lig unvereinbar ist und daß es unverantwortliche 
Verharmlosung ist, wenn gerade aus „grünen“ Kreisen 
diese Lehre der Naturverachtung als „human“ vernied- 
licht wird. Hierzu gehört vor allem die Behauptung, die 
gescheiterten „realsozialistischen“ Staaten Osteuropas 
hätten nicht die reine marxistische Lehre verkörpert. 

„Was sie dabei übersehen", hat Herbert Gruhl in sei- 
nem Buch „Das irdische Gleichgewicht" (S. 13f.) dem 
entgegengehalten, „ist die Tatsache, daß eben jeder So- 
zialismus in der Realität nur so existieren kann wie in 
den sozialistischen Staaten, und nicht anders. Denn der 
Sozialismus muß aufgrund seiner Lehre alles das sein: 
totalökonomisch — wissenschafts- und technologie- 
gläubig — atheistisch — anthropozentrisch — städtisch 
und Naturfeindlich — gleichmacherisch — planungsbe- 
sessen — zentralistisch — eschatologisch (...) Ein größe- 
rer Abstand als der zwischen Marxismus und Ökologie 
ist nicht denkbar. Die Natur ist nicht mechanisch, und 
sie ist nicht sozialistisch organisiert; sie ist organisch, 
und das heißt, sie ist altruistisch und egoistisch zu- 
gleich." 

Die Sowjetunion hat all die naturfeindlichen und 
fortschrittsbesessenen Maximen Karl Marx’ berück- 
sichtigt und verwirklicht, soweit es im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten lag. Wer die Schriften jener "läge der ro- 
ten Machtergreifung von 1917 liest, wer die Aussagen ih- 
rer Plakate studiert, der wird den eigentlichen, selbst- 
erteilten Auftrag der Kommunisten nicht verkennen: 
Man hatte ein kosmisches Ziel, man wollte alle Bande 
an das Vergangene abtrennen, zur alten Welt, zu Gott, 
zur Natur. Das revolutionäre Chaos sollte das sozialisti- 
sche Paradies gebären, ein technisches Wunderland mit 
dem zur totalen „Selbstverwirklichung“ berechtigten 
Menschen als Zaubermeister. Der .elementare, sinnlose, 
rein biologische Automatismus des Lebens, das heißt 
die bäuerlichen Wurzeln unserer alten russischen Ge- 
schichte" sollte, so Leo Trotzki, ausgetilgt werden — 
eine Forderung, die schließlich mit den „Kulakensäube- 
rungen“ zum millionenfachen Massenmord an der 
Landbevölkerung führte. „Die ganze Gesellschaft eine 
Fabrik", war die Devise Lenins, und folgerichtig nahm 
die Dogmatik des Wirtschaftswachstums von den Fünf- 
jahresplänen des ökonomischen Zentralismus seinen 
Ausgang. 

Gigantische Industrialisierungsprojekte wurden in 
Angriff genommen, die das Gesicht des Landes völlig 
entstellen sollten: am bekanntesten wurde wohl der seit 
1932 vorliegende, Gott sei Dank aber nicht vollendete 
Plan, die russischen und sibirischen Ströme anzuzapfen 
bzw. umzuleiten, um ein riesiges innerrussisches Stau- 
becken zu schaffen, das der Bewässerung der innerasia- 
tischen Steppen dienen sollte. Die ökologischen Folgen, 
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Kulukcn-Klcnd; Alexander Solschenizyn: „Wir vernichteten die Bauernklasse und ihre Dörfer. Wir wußten nicht 
mehr was es heißt. Brot zu geben, gewöhnten der Erde ab. Frucht hervorzubringen. Wir verdarben das letzte Was- 
ser, die Luft, den Boden." 



die mit diesem Projekt verbunden wären — die Überflu- 
tung riesiger Waldgebietc, der Wasserentzug in den 
hochempfindlichen Tiindragebieten an den Strommün- 
dungen und die Minderung der für die arktische Eisbil- 
dung notwendigen Süßwasserzufuhr ins sibirische Po- 
larmeer — hätten zu globalen Katastrophen führen kön- 
nen. Andere ökologische Folgen des Kommunismus ha- 
ben weite Tfcile des Landes verheert: Auf dem kasachi- 
schen Atomtestgelände Samipalatinsk wurden 200000 
qkm Land und ca. eine halbe Million Menschen ver- 
seucht. im Ural liegt die Zahl der Atomverstrahlten 
wohl noch höher: hier diente, wie 1991 zugegeben wur- 
de, ein großer See jahrzehntelang als atomare „End- 
deponie“, von dem eine höhere Verstrahlung ausgeht als 
von dem Kernreaktor Tschernobyl unmittelbar nach 
dessen GAU (1986). Wo es nicht zu nuklearen Katastro- 
phen kam. ticken atomare Zeitbomben — so etwa im 
Eismeer vor der Halbinsel Kola und vor Nowaja Sam- 
Ija. In Usbekistan, Kasachstan und Aserbaidschan sind 
fjesige Ländereien durch extremen Chemieeinsatz und 
Permanente Monokultur unfruchtbar geworden, und 
die dank Lenins Befehl „Sozialismus ist Sowjetmacht 
Plus Elektrifizierung des Landes" errichteten Kraftwer- 
ke haben erreicht, daß Weißrußland und die Ukraine in 
der Waldsterbensbilanz einen traurigen Europarekord 
halten. 

Seitdem auch in ökologischen Fragen Glasnost her- 
fscht, offenbart sich ein alptraumhaftes Bild im Osten: 
Der letzte sowjetische Umweltministe Dorontsow gab 
l( n September 1991 zu, daß 20 Prozent der Fläche des 
Riesenreiches verseucht seien; auf weiteren 35 Prozent 
seien schwere ökologische Schäden einzugestehen. Die 
"itakten 45 Prozent der Landmasse seien die unberühr- 
,en - größtenteils polaren Regionen der Taiga und Tün- 
dra. „Man darf wohl sagen, daß es dort überhaupt kei- 
nen Umweltschutz gegeben hat", zieht Herbert Gruhl in 
seinem neuesten Buch „Himmelfahrt inhs Nichts" eine 
deprimierende Bilanz (S. 298). Aber nimmt das bei den 
beschriebenen geistigen Grundlagen des Marxismus 
noch wunder? Er mußte doch im wahnwitzigen Wett- 
a uf mit dem gleichfalls von der industriellen Wachs- 



tumsseuche befallenen kapitalistischen Westen schritt- 
halten, ja diesen überflügeln, um den Beweis antreten 
zu können, daß der Sozialismus diesem „historisch 
überlegen" sei. Und historisch überlegen war nach die- 
sem Irrsinn, wer das höhere Wachstum verzeichnete, an 
der Spitze des Fortschritts marschierte und damit „men- 
schenwürdigere" Lebensverhältnisse erreichte — eine 
Sinfonie des ökologischen Grauens! 



Das Ende des Kommunismus 
— Beginn der Rückkehr 
zu den Wurzeln? 



Keine der aus der Aufklärung erwachsenen Ideologien 
hätte eine Niederlage schwerer in ihrem Ideengebäude 
treffen können, als den in seiner Totalität hoffnungslos 
verrannten Marxismus. Am schwersten dürfte für ihn 
dabei der Umstand wiegen, daß ihm die Niederlage 
nicht durch kapitalistische Aggression — die man als 
momentanen Geländegewinn des zurückweichenden 
Gegners hätte bezeichnen könne — zugefügt wurde son- 
ders durch jene Kräfte, die es nach marxistischer Lesart 
eigentlich gar nicht (mehr) geben kann: 

Der Kommunismus ist an seinem Verhältnis zur Na- 
tur gescheitert, die (nationale) Natur des Menschen ein- 
geschlossen! 

Der Kommunismus ist an der äußeren Natur geschei- 
tert, weil er für die kulturellen und wirtschaftlichen Lei- 
stungen der Landbevölkerung kein Gespür besaß und 
durch unqualifizierte zentralistische Eingriffe der Land- 
bevölkerung Eigentum und Arbeitsmotivation raubte. 
In einem langen, selbstentfesselten Aushungerungskrieg 
gegen die eigene Bevölkerung hat so die Naturverach- 
tung der Kommunisten sich selbst das Grab geschaufelt. 
Giftdeponierung und industrielle Dreckschleudern, die 
man trotz kosmopolitischen Klassenbewußtseins just 
den ungeliebten baltischen Völkern aufdrückte, taten 
ein übriges, das Faß zum Überlaufen zu bringen. 

So wie an der äußeren Umwelt, zerbrach der Kommu- 



Hoffnung Solscheni- 
zyn: Abkehr von der 
blindgeborenen, miß- 
ratenen marxi- 
stisch-leninistischen 
Utopie und Hinwen- 
dung zu einer russi- 
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Selbstbescheidung und 
bäuerlichen Tradi- 
tionen 
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Der Sowjetkommunis- 
mus war keine öst- 
liche Ideologie, 
sondern die häßlichste 
Variante des westlich- 
, aufgeklärten" 
Denkens 



Die Zukunft gehört 
Rußlands , fiter See- 
lenbläue", der Schön- 
heit seiner Musik, 
Dichtung und 
Volksfrömmig- 
keit 



nismus aber auch an der inneren Natur des Menschen. 
Wäre die kommunistische Überzeugung, wonach der 
Mensch kein naturbehaftetes Wesen, sondern in seiner 
Psyche ein Produkt der Gesellschaft und der sozialen 
Umwelt sei, stimmig, dann hätte es die Hunderttausen- 
de, die in den Putschtagen in Moskau oder St. Peters- 
burg unter den alten nationalen Fahnen und mit Ikonen 
auf die Straße gingen, eigentlich gar nicht geben kön- 
nen: all die mit diesen Symbolen verbundenen sozialen 
Prägungsmöglichkeiten waren seit fast drei Generatio- 
nen verschwunden. Aber auch wenn man im Interesse 
der marxistischen Milieutheorie deren unterirdisches 
Weiterleben konzediert, würde dies dem Marxismus ei- 
ne denkbar schlechte Attraktivität im Wettbewerb mit 
den naturwüchsigen Kräften bescheinigen, zumal die 
autoritären Druckmittel auch noch eindeutig dem KGB- 
und Gulag-Staat zuzurechnen waren. 

Es läßt sich nicht leugnen: der „proletarische Interna- 
tionalismus“ und der künstliche „Sowjetpatriotismus" 
haben sich als Seifenblasen erwiesen, während sich die 
Bindung an das natürlich gewachsene Volkstum erhal- 
ten und wieder durchgesetzt hat. 

Das Trümmerfeld des „realexistierenden" Sozialis- 
mus ist indes gigantisch. Alexander Solschenizyn, an 
dessen Person viele Russen heute mehr denn je hohe Er- 
wartungen knüpfen, hat in seinem Aufruf „ Rußlands 
Weg aus der Krise" die Lage wie folgt umschrieben: 

„Siebzig Jahre lang folgten wir der blindgeborenen, 
mißratenen marxistisch-leninistischen Utopie, verloren 
ein Drittel unserer Bevölkerung, sei es im Schlund eines 
stümperhaft und selbstzerstörerisch geführten .Vater- 
ländischen Krieges', sei es auf dem Rieht block. Wir ver- 
schleuderten unserer, einstigen Überfluß vernichteten 
die Bauernklasse und ihre Dörfer. Wir wußten nicht 
mehr, was es heißt, Brot zu geben, gewöhnten der Erde 
ab, Frucht hervorzubringen, verwandelten sie in künst- 
liche Meere und Sümpfe. Wir verpesteten Flüsse, Seen 
und Fische mit Industrieabfällen. Wir verdarben das 
letzte Wasser, die Luft, den Boden mit den Dreingaben 
des Atomtodes, denn wir übernahmen zur Lagerung 
Atommüll aus dem Westen. Während wir uns für die 
künftigen gigantischen Eroberungen einer wahnsinni- 
gen Führung zugrunde richteten, holzten wir räuberisch 
unsere Wälder ab und zerstörten ihre unvergleichlichen 
Schatze — das nicht wiederherzustellende Eigentum 
unserer Enkel. Wir haben unsere Frauen durch 
Schwerstarbeit erschöpft, haben sie ihren Kindern ent- 
rissen, die Kinder der Barbarei, der Krankheit und einer 
falschen Erziehung ausgesetzt. Unsere Gesundheit ist 
vollständig zerrüttet, und wir haben schon längst ver- 
gessen, wie man sich gesund ernährt [...] Wenn wir jetzt 
beginnen, die ersten Schritte zu unserer Gesundung und 
Wiederherstellung zu unternehmen, sind wir daher ge- 
zwungen, nicht mit unseren schwärenden Wunden zu 
beginnen, nicht mit unseren auszehrenden Leiden, son- 
dern mit der Antwort auf die Frage: Was wird mit den 
Nationen? [...] Wir besitzen keine Kräfte für ein Imperi- 
um! Wir brauchen gar kein Imperium! Man soll es uns 
endlich von den Schultern nehmen: Es zermalmt uns, es 
saugt uns aus, beschleunigt unseren Untergang (...) Für 
uns heißt es jetzt, kompromißlos zu wählen zwischen 
einem Imperium, das uns vor allem selbst vernichtet, 
und der geistigen und leiblichen Rettung unseres Volkes. 
Ein großes Imperium zu unterhalten heißt, das eigene 
Volk auszurotten. Wozu dieses Amalgam aus den ver- 
schiedensten Völkern? Damit die Russen ihr unwieder- 
holbares Antlitz verlieren? Welche Hoffnung auf Ret- 
tung, gar auf Weiterentwicklung der russischen Kultur 
könnten wir bei dem jetzigen Mischmasch haben? Nur 



durch Selbstbeschränkung kann die sich unaufhaltsam 
vermehrende Menschheit weiterbestehen. Und ihre lan- 
ge Entwicklung hätte zu nichts getaugt, wenn sie nicht 
vom Geist der Selbstbescheidung durchdrungen sein 
wird." (S. 7) 

Wozu dieses ausführliche Zitat? Weil es zeigt, daß 
Hoffnung darauf bestehen kann, daß sich nach dem 
Zusammenbruch der ehemaligen Sowjetunion nicht 
zwangsläufig der westlich-industrialistische Wachs- 
tumsgeist durchsetzen muß. Es gibt auch nachdenkliche 
andere Kräfte, und die mitteleuropäischen Ökologen tä- 
ten gut daran, sic, die unter dem Feldzeichen ihrer histo- 
rischen Identität im Osten den Sturz der Marxisten er- 
reicht haben, frühzeitig als Brüder in gleichem Geiste zu 
erkennen. 

In der konservativen Erneuerung Rußlands, wie sie 
von Köpfen wie Alexander Solschenizyn, aber auch dem 
Patriarchen der russischen Kirche Alexej II. gefordert 
wird, kann die Chance für einen — wenigstens ansatz- 
weisen — ökologischen Neubeginn liegen. Für viele 
Russen ist patriotisches Gefühl untrennbar verbunden 
mit einer liefen Religiosität, die wiederum mit einer fast 
mystischen Naturverbundenheit gekoppelt ist. Nur so 
läßt sich das für westliche Beobachter zuweilen unver- 
ständliche Zusammengehen orthodoxer Christen, za- 
rentreuer Monarchisten, konservativer Ökologen und 
Verfechter der Wiederherstellung der obscina, der 
autarken bäuerlichen Landgemeinde, begreifen. 

Auch heute noch werde „im Einklang mit der byzanti- 
schen Tradition (...) die Wertetradition der russischen 
Intellektuellen nach wie vor erheblich durch die jahr- 
hundertealte Abkapselung des russischen Raumes vom 
westlichen Geistesleben bestimmt", lautete das Ergeb- 
nis einer im vorigen November von der Universität 
Bonn veröffentlichten Studie. Indizien hierfür sind die 
intellektuelle Strömung der „Dorfprosaiker“, die mit- 
tlerweile bereits fünfstellige Angehörigenzahl der wie- 
dererstandenen Kosakeneinheiten oder die Verehrung, 
die dem Prätendenten auf den Zarenthron, Großfürst 
Wladimir, entgegengebracht wird. Dazu paßt, daß 1990 
bei einer Umfrage, durch die ermittelt werden sollte, 
welchen Organisationen die Bürger am meisten vertrau- 
en, mit jeweils rund 60 Prozent die orthodoxe Kirche 
und die Umweltorganisationen an erster Stelle rangier- 
ten — die KPdSU bildete mit 12 Prozent das Schluß- 
licht. 

Gerade hierin liegt aber nichts Beängstigendes, son- 
dern ein Hoffnungsschimmer. Und es sollte immer wie- 
der daran erinnert werden, daß der Sowjetkommunis- 
mus mit seinen Greueltaten keine östliche Ideologie 
war, sondern die praktische Umsetzung der häßlichsten 
Variante westlich-„aufgeklärten" Denkens. Das wahre 
Rußland in seiner jtlten Seelenhläue" (Ludwig Klages) 
und naturwüchsigen Tiefe, das sich bis heute in der 
Schönheit seiner Musik, Dichtung, prunkenden Religio- 
sität und Volksfrömmigkeit erhalten hat, kann in der 
Zukunft durchaus auch wieder eine politische Rolle 
spielen. 



Die Linke 

in der Fortschrittsfalle: 
Chance für einen 
ökologischen Aufbruch? 



Aus ökologischer Sicht kommt man nach all dem Ge- 
sagten zu dem Schluß: der epochale Wandel im Osten. 
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der zum Zusammenbruch des Kommunismus geführt 
hat, ist aufrichtig zu begrüßen. Mit dem Marxismus ist 
die naturverachtendste und fortschrittsgläubigste Ideo- 
logie der Neuzeit untergegangen. Eine Parteinahme für 
den westlichen Liberal-Kapitalismus ist mit dieser Fest- 
stellung nicht verbunden. Mit seinem staatlich geförder- 
ten Wachstumszwang steht er den Gesetzmäßigkeiten 
einer wirklichen, auf Angebot und Nachfrage beruhen- 
den Marktwirtschaft ebenso fern wie einem verantwor- 
tungsvollen Umgang mit der Natur. 

In gewisser Hinsicht hat der weltweite Siegeszug der 
westlichen Zivilisation mit ihren modernen Verkehrs- 
und Kommunikationstechnologien sogar das verwirk- 
licht, was die Marxisten mit ihrem Proletariat nie er- 
reichten: eine internationale Klasse kosmopolitischer 
Manager und Technokraten. 

Freilich sollte nicht vergessen werden, daß mit der 
marxistischen Lehre von der „Befreiung der Natur“ 
wohl der Gipfel hirnrissigster und anmaßendster men- 
schlicher Theoriebildung erreicht wurde. Hierzu hatte 
Herbert Gruhl in „Das irdische Gleichgewicht “ treffend 
festgestellt: 

„Wovon soll wohl die Natur befreit werden? Diese Be- 
freiungstheorie gehört zum arrogantesten Unsinn, den 
der eitle Mensch hervorgebracht hat. Wenn schon die 
Natur auf irgendeine Befreiung warten sollte, auf eine 
durch den Menschen bestimmt nicht, höchstens auf eine 
v on ihm." 

Deutschlands Ökologen sollten aus dem Debakel des 
Kommunismus die Lehre ziehen, nach dem Irrweg eines 
marxistischen „Öko-Sozialismus“ sich nur nicht auf die 
ebenso abschüssige Bahn eines von pseudohumanitären 
Hebelschwaden umwölkten Linksliberalismus zu bege- 
ben. Die Verteidigung von „Bürgerrechten“ in einer im- 
mer stärker bürokratisierten und anonymer werdenden 
Welt sei unbestritten. Gleichwohl kann eine solche In- 
teressenpolitik nicht neben oder gar an die Stelle des 
Primats der Ökologie treten. 

Wenn man die Probleme gesellschaftlicher Gruppen 
rtli ' der Naturzerstörung auf eine Stufe stellt, werden 



auf unzulässige Weise zwei in ihrer Dimension völlig un- 
terschiedliche Gefahren vermischt: 

Für die Fortexistenz menschlichen Lebens ist es von 
entscheidender Bedeutung, ob die natürlichen Lebens- 
grundlagen. also unvergiftete Atemluft, trinkbares Was- 
ser und saubere Ackerböden, erhalten bleiben. Wer sich 
um diese Naturschätze balgt, wer dabei viel erhält und 
wer dabei zu kurz kommt, ist eine untergeordnet gesell- 
schaftliche, nicht eine übergeordnet existieniielle Frage. 

Oder, mit Blick auf unser Leitthema: Wenn einer der 
beiden Aasgeier Kommunismus und Kapitalismus beim 
Streit um die der Natur zu entreißenden Beutestücke 
nun ums Leben kommt, so kann man als Ökologe nur 
gleichgültig mit verschränkten Armen Zusehen; Mitge- 
fühl und Parteinahme gilt allein dem Opfer der beiden, 
der geplünderten und gequälten Erde. Jede andere Posi- 
tion würde zeigen, daß die Ökologie nur Vehikel im 
Dienste einer der alten Ideologien ist! 

Man braucht über keine prophetischen Gaben zu ver- 
fügen, um zu erkennen, daß gerade die deutschen Grü- 
nen bei einem der brisantesten Themen der Zukunft 
diese ökologische Nagelprobe nicht bestehen werden: 
bei der Entscheidung, ob das bereits jetzt überbevölker- 
te und überindustrialisierte Mitteleuropa die letzten Re- 
ste unbebauter Natur für massenhafte Einwanderungen 
opfern soll (obwohl dies angesichts der Bevölkerungsex- 
plosion der „Dritten Welt“ keine Entlastung bringen 
wird). Dieser Konflikt wird sich von Jahr zu Jahr immer 
mehr in den Mittelpunkt auch und gerade ökologischer 
Politik verlagern. Einwanderer brauchten zusätzliche 
Wohnblöcke und Arbeitsplätze, Verkehrs- und Infra- 
struktureinrichtungen, würden Konsum und Wachstum 
erhöhen — und somit dazu beitragen, daß die letzten 
Reste Natur unter Beton, Asphalt und gigantisch an- 
schwellenden Müllbergen begraben werden. Ein bizarres 
Bild: die einst als ökologische Vorkämpfer angetretenen 
Grünen entwickeln sich freiwillig zum trojanischen Esel 
der multinationalen Wachstumswirtschaft. 

Spätestens bei dieser Frage wird aber auch deutlich 
werden, daß viele ökologisch motivierte Bürger einer 
falschen Bewegung aufgesessen sind. Vielen Umwelt- 
schützern steht diese bittere Erkenntnis noch bevor: 
Ökologie und linkes Denken sind lediglich im Gefolge 
der „68er“-Bewegung eine Scheinehe eingegangen! ln 
ihrem Grundverständnis sind sie durch unüberbrückba- 
re Abgründe voneinander getrennt. Auf diese Unverein- 
barkeit hinzuweisen, erscheint deshalb als eine der 
dringlichsten Aufgaben unserer Tage. Immer und im- 
mer wieder sei es betont: das Gegenteil von kapitalisti- 
scher Nivellierung ist nicht kommunistische Nivellie- 
rung, das Gegenteil von nationalistischer Gleichschal- 
tung ist nicht internationalistische Gleichmacherei, son- 
dern Dezentralisierung, eine ökologische Heimatver- 
bundenheit. Oder, mit Herbert Gruhls Worten: 

„Der Marxismus wird niemals von der herrschenden 
mechanistischen Weltauffassung des Westens überwun- 
den werden. Nur die zu unserem eigenen Überleben oh- 
nehin notwendige organische Weltauffassung kann 
auch den Marxismus für immer besiegen." 

Diese organische Weltauffassung, in der Solscheni- 
zyns Maxime „ Liebe alle anderen Völker so wie dein 
eigenes!" einen zentralen Platz einnimmt, ist die einzige 
wirklich revolutionäre Alternative zur rechts und links 
verbindenden Raubbau- und Konsumgesellschaft. Ihr 
revolutionärer Schwung ist konservativ: natur-konserva- 
tiv, lebens-bewahrend . 

(Gehalten als Vortrag auf dem Kongreß „Ökologie — das 
Prinzip Zukunft" der Unabhängigen Ökologen Deutsch- 
lands am 18. Januar 1992 in Pforzheim] 
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Henning Eichberg 

Das revolutionäre Du 

Über den dritten Weg 




Laßt uns uns vorstellen, wir wollten auf ganz 
neue Weise Fußball spielen. Anstelle zweier 
Mannschaften und zweier Tore seien drei Grup- 
pen und drei Tore im Spiel. Was würde nun ge- 
schehen, wenn die drei Angriffe aufeinander- 
stießen? Zunächst einmal würde man schnell ent- 
decken, daß es unmöglich wäre zu entscheiden, 
welcher von zwei Angreifern ein Tor — beim drit- 
ten — geschossen habe. Also wird es notwendig, 
die Regeln so umzugestalten, daß der Sieg nega- 
tiv zugeordnet wird. Es siegt also diejenige Spie- 
lergruppe, die sich am besten verteidigt hat und 
bei der die wenigsten Schüsse ins Tor gegangen 
sind. Der Sieg würde defensiv und nicht offensiv 
definiert. Vielleicht würde das Spiel nun nicht 
übermäßig „spannend“ erscheinen. Eine drit- 
te Macht kann die Spannung zwischen zwei 
Mächten neutralisieren. Die zweiseitige Konflikt- 
situation enthält vielleicht prinzipiell eine Ten- 
denz zum Aggressiven und Kriegerischen, wäh- 
rend die dreiseitige defensiv ist. Kommen wir 
damit von der Dialektik und der Energiever- 
geudung des Zweikampfs zu einer Art „Tria- 
lektik“? 



■ w * 




Dieses Gedankenspiel stellte 1962 As- 
ger Jorn (1914 — 73) an, ein dänischer 
Künstler und Philosoph. Jorn gilt als 
der bedeutendste dänische Bildkünst- 
ler des 20. Jahrhunderts, wird aber als 
Philosoph erst in unserer Zeit ent- 
deckt. Warum lag ihm an der gleich- 
zeitig einfachen und verwirrenden 
Fußballgeschichte? 

Das Gedankenspiel zwischen drei 
Toren enthielt damals — zu Anfang 
der sechziger Jahre — auch eine poli- 
tische Pointe. Es war ein Kommentar 
— vielleicht einer der tiefsinnigsten 
und zugleich muntersten — zum Ost- 
West-Konflikt. Hier sprach der Ex- 
Kommunist und Ex-Surrealist, der si- 
tuationistische Querdenker, aus der 
Sicht eines Dritten, der sich dem Dua- 



lismus verweigerte, aus der Sicht des 
Nordens. 

Außerdem enthielt das Dreierspiel 
auch einen Entwurf zu einer alternati- 
ven Spiel- und Sportpraxis, war also 
— ungleichzeitig — ein Vorläufer der 
neueren Sportkritik. Tatsächlich spiel- 
ten im Dänemark der siebziger Jahre 
vereinzelt Gruppen der alternativen 
Sportvereine zwischen drei Toren. 
Aber erst heute wird die sportprakti- 
sche Brisanz von Jorns Cedankenspiel 
voll sichtbar. 

Zu allererst jedoch war das Fuß- 
ballspiel zu dritt der philosophische 
Entwurf zu einem Denken, das die 
Begrenzungen der Dialektik überwin- 
det. Hier geht es anschaulich um die 
Aufhebung der Diktatur der Zwei. 



Damit wird es zum Ansporn und Auf- 
takt eines Diskurses gegen die duali- 
stischen Verengungen der Gegenwart. 



Freiheit — Gleichheit — 
Brüderlichkeit 



Das osteuropäische Revolutionsjahr 
1989 hat neues Licht auf die demokra- 
tische Revolution von 1789 geworfen. 
Deren Vision hatte sich in einem drei- 
gegliederten Programmwort niederge- 
schlagen: Freiheit — Gleichheit — 
Brüderlichkeit. Was ist daraus ge- 
worden? 

Als man nach 200 Jahren das Jubi- 
läum der großen Revolution feierte, 
wurden um „Freiheit“ und „Gleich- 
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heil” viele Worte gemacht. Buchtitel 
sowohl zu dem einen wie zu dem an- 
deren dürften nun in die Tausende 
zählen. Aber die Brüderlichkeit blieb 
ein weißer Fleck. Die Jubiläumsfeier- 
lichkeiten ließen den dritten revolutio- 
nären Aspekt fast gänzlich außer acht 
— und das aus gutem Grund. Denn 
der reale Verlauf der französischen 
bürgerlichen Revolution wies eher in 
die entgegengesetzte Richtung. Die 
nichtfranzösischen Provinzen und 
Sprachen — damals eine Mehrheit im 
Lande — wurden systematisch unter- 
drückt. Bauern, die erst von der Revo- 
lutionsregierung zu , Jionterrevolutio - 
Hären” gemacht worden waren, wur- 
den mit Massen- und Völkermord 
überzogen. Die Guillotine wurde zum 
letzten „Argument” gegen die „Fein- 
de” in den eigenen Reihen der Revolu- 
tion. Also eher Brudermord (und 
nicht zuletzt: Schwestermord) als Brü- 
derlichkeit. 

Der revolutionäre Dualismus ist 
nicht nur ferne Geschichte und Vor- 
zeit. Das 19. und insbesondere das 20. 
Jahrhundert wurde und wird be- 
herrscht vom politischen Kampf zwi- 
schen zwei Parteien, die die zwei Er- 
rungenschaften der Revolution vertei- 
digen und weiterentwickeln, während 
die dritte Vision weitgehend ausge- 
blendet bleibt. Die Partei der „Frei- 
heit” ist diejenige, die für den freien 
Markt eintritt, für bürgerlichen Wett- 
bewerb und die Liberalisierung zu- 
gunsten der freien Beweglichkeit des 
Kapitals. Die Partei der „Gleichheit” 
hingegen setzt mehr auf die öffentli- 
che Institutionalisierung als schützen- 
des Gerüst sozialer Gerechtigkeit. So 
hat man, initiiert durch die Sozialde- 
mokratie, das skandinavische Wohl- 
fahrtssystem aufgebaut als ein öffent- 
liches Sicherheitsnetz zur Zähmung 
der privaten „Freiheit“. — Die Partei 
des Dritten scheint es nicht zu geben. 



Der dänische Sonderweg 



Und doch: das Dritte, das in den Tur- 
bulenzen der demokratischen Revolu- 
tion von 1789 sein Stichwort fand, 
verschwand nicht wieder von der Ta- 
gesordnung. Die Geschichte eines 
Landes, Dänemarks, ist sogar so sehr 
davon geprägt, daß man von einem 
dänischen Sonderweg sprechen kann. 
Die gesellschaftliche Aussprägung des 
Dritten verdichtete sich hier in der 
form der Genossenschaftsbewegung. 

Als Ausgangspunkt kann man den 
revolutionären Umbruch in der Öko- 



Lieber Peter Glotz, 

ln der „Neuen Gesellschaft ” 8/1991 
sortierst Du wieder einmal Freund 
und Feind. Das sei Dir unbenommen; 
wenn darüber nur nicht der Inhalt — 
die nationale Frage im sich balkani- 
sierenden Europa — verunklärt wür- 
de, zum Schaden linker Analyse und 
zum Gekicher der rechten. Und da 
Du mich als Hauptzeugen dahinein 
verwickelst, kann ich dazu nicht 
schweigen. Aber es geht um mehr: 
darum, wie wir als demokratische So- 
zialisten auf die beunruhigende Reali- 
tät des neuen Nationalismus ange- 
messen reagieren können. 

Zunächst eine Erinnerung: Im 
„ Europa-Archiv ” 2/1990 hattest Du 
den Abkoppelungs- und Volksnatio- 
nalismus, wie er in meinem Buch 
„ Abkoppelung ” Umrissen ist, als 
„linke oder grüne Variante“ charak- 
terisiert. Das war zutreffend beschrie- 
ben. So sollte er auch — wenn einem 
danach zumute ist — kritisiert wer- 
den. — Nun aber soll ich plötzlich 
für die „neue Rechte” zeugen. Das ist 
Quatsch, und Du weißt es auch. 

Zum Beleg ordnest Du mich 
den „Söhnen von Martin Heidegger, 
Carl Schmitt und Hans Zehrer” zu. 
Und der — angebliche — inhaltli- 
che Zusammenhang wird Umrissen 
als: „A sthetisierung des Kriegs, 
Freund-Feind-Unterscheidung ‘ Dar- 
an stimmt nichts. Die drei Genannten 
gehören nicht zu meinem literari- 
schen Bezugsfeld, und mir ist auch 
nicht bekannt, daß sie sich jemals er- 
hellend zum Komplex des Volklichen 
oder gar zur Abkoppelung ausge- 
sprochen hätten. Eher ist das Gegen- 
teil der Fall. Jedenfalls dient Carl 
Schmitt der Rechten seit Jahrzehnten 
dazu, vom Staat statt vom Volk zu 
reden. Mit solchem Werkzeug kann 
man gerade den Völkeraufruhr von 
1989 als Zusammenbruch vorgegebe- 
ner Staatlichkeit und Legitimität 
nicht verstehen. Wohl aber mit Ni- 
kolai Grundtvig, Michail Bakunin, 
Martin Buber, Günther Nenning und 
was das sonst links nach Herder da- 
zugekommen ist. Da Du meine Bü- 
cher kennst, weißt Du, daß darin die 
eigentliche Provokation liegt. 

Von Ästheiisierung des Krieges 
kann dabei keine Rede sein, da es mit 
der nationalen Selbstbestimmung der 
Völker gerade um Friedenspolitik 
geht. Das ist der Zusammenhang, wie 
ihn seit Jahren auch Alfred Mechters- 
heimer und das Friedenskomittee 
2000 herausgestellt haben. Leider hat 
das wenig öffentliche Resonanz ge- 
funden — nicht zuletzt aufgrund der 



sozialdemokratisch-versöhnlerischen 
Haltung gegenüber dem Militärpakt 
NATO und der amerikanischen 
Kriegspolitik am Golf und anderswo. 
— Also umgekehrt wird ein Schuh 
daraus: Ästhetisierung gegen den 
Krieg — Kultur des Friedens. Gera- 
de als volklich-nationale Aufgabe in 
Deutschland. 

Zur Freund-Feind-Dualistik schließ- 
lich: Sie hat mich, das räume ich ein, 
in meiner Jugend ebenso fasziniert — 
wie Dich heute noch. Gerade darum 
aber ist die philosophische Auseinan- 
dersetzung dazu dringend ange- 
bracht. Auf dänisch nennen wir das 
alternative Denken „trialektisch”. 
Demgegenüber ist die Geschichte der 
preußisch-deutschen Sozialdemokra- 
tie geprägt vom Klammern an der 
Zweiteilung, vom Mißtrauen gegen 
den „dritten W 'eg“. Gerade Du mit 
Deinem ständigen Suchen nach 
links/rechten Freund/Feindbildern 
hast keinen Grund, hier „Haltet den 
Dieb!” zu rufen. Carl Schmitt und 
die Definition des Politischen vom 
„Feind” her ist doch Dein Problem, 
nicht meines. 

Beunruhigend ist allerdings das an- 
dere, das sich in diesen lägen auf 
dem Balken und in der vormaligen 
Sowjetunion als blutiger Zusammen- 
stoß zwischen Völkern abspielt. Man 
wird — und Du wirst — mit dem 
Phänomen Tudjman und der kroati- 
schen Frage nicht dadurch fertig, daß 
man auf Milosevic und die serbische 
Unterdrückung setzt. Es ist dringend 
an der Zeit, für die intellektuelle Ver- 
arbeitung der nationalistischen Dy- 
namik angemessene Kategorien zu 
entwerfen. Die antinationalen „Ver- 
fassungspatriotismen” sind jeden- 
falls gescheitert. Gibt es andere 
Denkweisen in der linken Tradition? 
Gibt es einen dritten Weg? 

Wenn Dir und der deutschen So- 
zialdemokratie an dieser inhaltlichen 
Frage liegt, muß auf deren Kern ein- 
gegangen werden, statt auf taktische 
Ideologieplänkeleien mit der Rech- 
ten. Der beigefügte Text ist ein sol- 
ches Angebot. Er erschien bisher auf 
ungarisch in der Zeitschrift „ Hitel “ 
und in der dänischen Variante in 
„Praksis", der Theoriezeitschrift der 
Sozialistischen Volkspartei. Seine 
These — von Deinem allzu instru- 
menteilen Lagerdenken her verstan- 
den — hieße dann: Wenn man das 
Feld nicht dem rechten Flügel Hegels 
überlassen will, muß man es von lin- 
ken Flügel Herders her neudenken 
Einwände sind erwünscht. 

Mit besten Grüßen 

Henning Eichberg 
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Diesen Namen erhielt sie nach ihrem 
herausragenden Poeten N.F.S. Grundt- 
vig (1783 — 1872). Als nationalroman- 
tischer Dichter, widerspenstiger Theo- 
loge und oppositioneller Politiker gab 
er der Kulturbewegung dunkle Apho- 
rismen und lichte poetische Gesänge 
mit auf den Weg. Aber ihre Vorausset- 
zungen hatte sie in einem kollektiven 
Prozeß, in den „göttlichen Versamm- 
lungen“ der 1820/30er Jahre. Damals 
begannen Bauern und andere „ kleine 
Leute“, sich gegen die geltenden staat- 
lich-kirchlichen Vorschriften ohne Pa- 
stor und ohne obrigkeitliche Erlaub- 
nis um „das Wort“ zu sammeln. Die 
„göttlichen Versammlungen“ gelten 
als die erste „volkliche Bewegung“ in 
Dänemark und bildeten als solche die 
Voraussetzung für die letzlich doch er- 
folgreiche Revolution von 1848 — und 
für die ökonomischen Errungenschaf- 
ten der Genossenschaftsbewegung 
(Simon 1960, 1989, Bukdahl 1971, 
Knudsen 1984, Korsgaard 1986). 



duktion, wo die heutige Windenergie- 
produktion ähnlichen Bahnen folgt. 
Sondern sie war zugleich ein prakti- 
scher Entwurf in Richtung auf ein al- 
ternatives soziales Modell: eine genos- 
senschaftlich neuorganisierte Gesell- 
schaft. 

Dazu — zur Transformation der 
ganzen (kapitalistischen) Gesellschaft 
in kooperativen Assoziationen — kam 
es jedoch nicht und konnte es nicht 
kommen. Weder hätte der damalige 
Entwicklungsstand von Kapitalismus 
und Industrie dergleichen zugelassen, 
noch war es das Ziel der Bauernbewe- 
gung selbst. Aber die Bauern zeigten 
durch ihre Praxis, daß sich das kon- 
kret in bestimmten Bereichen verwirk- 
lichen ließ und daß es sich obendrein 
in Kronen und Ören auszahlte. 



nomie des 19. Jahrhunderts wählen. 
In fast allen Ländern Euopas — dar- 
unter auch in Ungarn — wurden da- 
mals die Bauern zum Opfer der 
kapitalistisch-industriellen Dynamik . 
Hingegen glückte es den dänischen 
Bauern — zunächst und bis in die 
zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts 
hinein — , Herren über ihr eigenes 
ökonomisches Schicksal zu werden, 
und zwar durch die kooperative Orga- 
nisation der Produktion, durch die 
Genossenschaften. 

Die dänische Genossenschaftsbewe- 
gung begann mit ersten genossen- 
schaftlichen Meierein ab 1882; im 
Jahre 1900 zählte man bereits 1029. 
Hinzu kamen Schlachtereikooperati- 
ven, zwischen 1887 und 1900 insge- 
samt 26. Ferner entstanden dezentrale 
Elektrizitätswerke, bis 1908 etwa 100, 
davon ein Drittel auf der Grundlage 
von Windkraft. Im Konsumbereich 
entsprachen dem die Genossen- 
schaftsläden, bis 1890 etwa 500 Ein- 
richtungen. Exportgenossenschaften, 
Futterstoffvereine, Genossenschafts- 
banken, genossenschaftliche Zement- 
fabriken, Düngemittel- und Samen- 
kaufkooperativen vervollständigten 
das Bild bäuerlicher Selbsthilfe. Mit 
ihren neuartigen ökonomisch-demo- 
kratischen Strukturen konnten die 
Bauern die Absatzkrise, die die Zeit 
von 1876/77 bis 1900 bestimmte, 
auffangen und ihre dezentralen Ei- 
gentumsverhältnisse gegenüber dem 
Druck des großen Kapitals aufrecht- 
erhalten (Zerlang 1976, Björn 1988). 

Die genossenschaftliche Organisa- 
tion war jedoch nicht nur ökonomisch 
bedeutsam und überraschend (z.B. für 
Lenin, der sich mit dem dänischen 
Beispiel ausführlicher befaßte und die 
Wirkung des Experiments für ausge- 
schlossen hielt). Und sie war auch 
nicht nur technologisch zukunftswei- 
send — z. B. in der Elektrizitätspro- 



Genossenschaft 
und Kulturrevolution 



Das Beispiel der dänischen Bauern 
zeigte außerdem, daß das Genossen- 
schaftswesen nicht nur eine Organisa- 
tionsfrage und als solche isoliert zu 
verwirklichen war. Um gemeinschaft- 
lich wirtschaften zu können, mußte 
man brüderlich „du“ zueinander sa- 
gen können, und das war mehr als ein 
Teil einer kulturellen Bewegung, ja 
einer Kulturrevolution, die sich Aus- 
druck verlieh durch Volkshochschulen 
und freie Kinderschulen, Schützen- 
und Gymnastikvereine, Versamm- 
lungshäuser in den Dörfern, Freige- 
meinden etc. Letzlich war das ganze 
ein Ausläufer 
der religiösen 
Erweckungs- 
bewegung, die 
man in Dä- 
nemark die 
grundtvigiani- 
sche nennt. 



Posttaylorismus 



Nun leben wir nicht mehr im 19. Jahr- 
hundert der (dänischen) Bauern. Die 
dänischen Genossenschaften sind in- 
zwischen zu schwerfälligen Konzernen 
geworden, die auf dem kapitalisierten 
Markt weitgehend nach dessen Be- 
dingungen funktonieren. Die Bauern, 
damit ihrer genossenschaftlich-demo- 
kratischen Selbstorganisation ledig, 
gerieten in eine neue ökonomische 
Krise, aus der sie sich durch die Flucht 



Grundlvig fand im Volk neue Kraftquellen für die geistige und 
nationale Erneuerung Dänemarks: Die erste Genossenschafts- 
molkerei wurde 1882 in Hjedding gegründet — ein alternatives 
Modell einer genossenschaftlich-volklich organisierten Gesell- 
schaft. 
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Mehr als bloße Luftgebilde: die revolutio- 
nären Parolen von Freiheit, Gleichheit, 
Brüderlichkeit — Volkshochschulen als 
charakteristischer Teil der gesellschaftli- 
chen Selbstorganisation: das „lebendige 
Wort" in einer Volkshochschulveranstal- 
tung in Roödding (gegründet 1844). 



ins kapitalistische EG-Europa zu ret- 
ten versuchten. Ihre Krise und gesell- 
schaftliche Marginalisierung wurde 
aber dadurch nur noch verstärkt. Die 
dänische bäuerliche Genossenschafts- 
bewegung als Kulturrevolution gehört 
der Vergangenheit an. 

Aber: vielleicht ist die Herausbil- 
dung und eigenartige Stabilität des 
skandinavischen Wohlfahrtssystems 
mit seiner eigentümlichen Balance 
zwischen Markt und Staat weder aus 
dem einen (freien Konkurrenz) noch 
aus dem anderen (öffentliche Fürsor- 
ge) hinreichend zu erklären, sondern 
nur unter Hinzuziehung des Dritten. 
Demnach wäre es — zumindest in Dä- 
nemark — der genossenschaftliche 
Unterbau, der Staat und Markt im 
Gleichgewicht hält. 

Und außerdem: nichts verschwin- 
det ganz aus der Geschichte. Inzwi- 
schen leben wir auch nicht mehr im 
Zeitalter des klassischen Industria- 
lismus, da Großbetriebswirtschaft, 
Fließbandarbeit und tayloristische 
Rationalisierung das Bild bestimm- 
ten. Neue Verhaltensmuster und Tech- 
nologien stellen die klassische Ratio- 
nalität des Großkonzerns in Frage. 
Neuere gründliche Studien zur Öko- 
nomie haben gezeigt, daß gerade klei- 
nere Einheiten produktive Gewinne 
erwirtschaften. Darum spricht man 
von Posttaylorismus und Postfordis- 
mus. Der Computer macht die Ferti- 
gung der kleinen Serie möglich, reha- 
bilitiert also die handwerkliche Di- 
mension. Die flexible Spezialisierung 
erscheint als Alternative zur Massen- 
produktion — nicht nur produktiver, 
sondern auch humaner (Piore/Sabel 
1984, Ibffler 1980). 

Es ist schwerlich ein Zufall, daß ge- 
nau in dieser Situation auch neue so- 
riale Bewegungen auftauchten, die an 
die genossenschaftlichen Impulse des 
19. Jahrhunderts wieder anknüpfen: 
Bewegungen für alternative Energie, 
'ür Alternativen zum Autoverkehr, 
Umweltschutzbewegungen, Frauenbe- 
wegungen, neureligiöse Bewegungen, 




Insellager (eine Form des alternati- 
ven Tourismus), Produktionsgemein- 
schaften, Bürgerhäuser, Stadtteilzei- 
tungen, Kamevalsgruppen etc. (Gun- 
delach 1988). Die Volkshochschulen 
veränderten sich in diesem Prozeß 
und wurden zum Auffangbecken der 
neuen sozialen Bewegungen. 



Der eigene Weg der Völker 



Die zivile Gesellschaft 



Allerdings steht auch die soziologische 
Theorie angesichts solcher Aufgaben 
nicht mit leeren Händen da. Spätestens 
seit dem Beginn der achtziger Jahre hat 
sich in den Gesellschaftswissenschaften 
ein Modell herausgebildet, das die Re- 
lation dreier gesellschaftlicher Größen 
zueinander beschreibt. 



Im Lichte des Posttaylorismus und 
der neuen sozialen Bewegungen zeich- 
nen sich auch die Umwälzungen Ost- 
europas auf neue Weise ab. Die her- 
kömmliche Deutung — das Modell 
des westlichen Kapitalismus habe sich 
demjenigen des „ Sozialismus " als 
überlegen erwiesen — geht an den 
entscheidenden Pointen vorbei. Zu- 
sammengebrochen ist in Osteuropa 
ein Wirtschaftssystem der Großunter- 
nehmen und Bürokratien, wie sie sich 
gerade auch im westlichen Kapitalis- 
mus herausgebildet haben. Die ost- 
europäische Revolution bedeutet dem- 
nach nicht eine Entscheidung zwi- 
schen zwei Systemen, sondern die 
Möglichkeit eines neuen Entwurfs. 
Eines Entwurfs, der — wenn er auf 
der Höhe der Zeit sein will — die Kri- 
se von Staat und Markt, von Bürokra- 
tie und Konzernstruktur zum Aus- 
gangspunkt nehmen muß. 

Die konkrete Gestaltung des Drit- 
ten ist damit allerdings keineswegs 
eindeutig gegeben. Sie ist ein offenes 
Projekt. Gerade darum ist es wichtig, 
daß die Völker Osteuropas nicht ein- 
fach den Anschluß an schon Beste- 
hendes suchen, sondern sich der 
schwierigen Aufgabe eines eigenen 
Weges unterziehen. Die nordischen 
und speziell die dänischen Erfahrun- 
gen können dabei eine Inspirationshil- 
fe sein, ein Partner im Dialog. 



Staat 



Markt 



zivile 

Gesellschaft 



Unter ziviler Gesellschaft wird da- 
bei diejenige gesellschaftliche Selbst- 
organisation verstanden, die sich in 
der Gestalt von Vereinen, freiwilligen 
Zusammenschlüssen, Assoziationen, 
sozialen Bewegungen, Dorfgemein- 
schaften, Stadtteilgruppen, Kollekti- 
ven, Genossenschaften etc. zeigt. 

Die Volkshochschule dänischen 
Typs ist ein charakteristischer Tfeil die- 
ser zivilen Gesellschaft. Ein anderes 
Beispiel ist der Sportverein in seiner 
historisch ursprünglichen, nicht-büro- 
kratischen Form. In Dänemark wer- 
den für die Vielfalt der zivilen Gesell- 
schaft auch die Begriffe der „volk- 
lichen Bewegungen“ (folkelige bevre- 
gelser), des „ Netzwerks “ (netvasrk) 
und der „Graswurzelbewegungen“ 
(grresrodsbevregelser) benutzt (Niel- 
sen 1984, Habermann 1987). 

Das Nebeneinander und partielle 
Gegeneinander von Markt, Staat und 
ziviler Gesellschaft läßt deutlich er- 
kennen, daß die revolutionären Paro- 
len von Freiheit, Gleichheit und Brü- 
derlichkeit mehr waren als reine Luft- 
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gebilde. Sie bildeten als ideller Über- 
bau die reale Struktur einer im Entste- 
hen begriffenen Gesellschaft ab. Da- 
bei funktionieren die volklichen Bewe- 
gungen und Netzwerke nach sozialen 
Mustern, die die revolutionäre Ideolo- 
gie „ Brüderlichkeit “ nannte. 



Die dritte Ökonomie 



Besonders aufsehenerweckend sind 
neuere Studien im Feld der Ökonomie 
(Etzioni 1988, Riskjrer 1989, 1990). 
Bislang, bis in die siebziger Jahre hin- 
en, hatte man gelaubt, die ökonomi- 
sche Wirklichkeit durch die Gegen- 
überstellung zweier Modelle hinrei- 
chend beschreiben zu können — der 
Marktökonomie, in der freie Anbieter 
im eigenen Profitinteresse miteinan- 
der konkurrieren, und der staatlichen 
Ökonomie, die monopolistisch in Un- 
terordnung unter politische Vorgaben 
wirtschaftet. Zum einen wurde nun in 
den siebziger Jahren sichtbar, daß bei- 
de Systeme die ökologischen Lebens- 
grundlagen ihrer eigenen Bevölkerung 
und der kommenden Generationen 
schädigten, und dies nicht zufällig, 
sondern systematisch. Aber damit 
nicht genug. Zum anderen zeigte sich 
nämlich rein empirisch, daß diese bei- 
den Systeme keinesweges die Gesamt- 
heit des realen Wirtschaftens abdek- 
ken. Neben ihnen wirken umfangrei- 
che Wirtschaftsaktivitäten, die zwar 
frei auf dem Markt Dienstleistungen 
anbieten, aber nicht oder nicht primär 
nach Profitinteres.se. Anders gesagt: 
sie wirtschaften zwar nach politischen 
Vorgaben, jedoch nicht staatlich- 
monopolistisch. Die Ökonomie der 
freien Volkshochschulen, der Sport- 
vereine und der Graswurzelbewegun- 
gen, der Bürgerhäuser und der freien 
Kulturkooperativen sind Beispiele da- 
für. ln ihnen wird das Prinzip der so- 
zialen Gegenseitigkeit zu einer 
wirtschaftlichen Größe. Es ist damit 
— als Relationstyp — deutlich abge- 
setzt von der staatlichen Bürokratie 
einerseits und von der marktwirt- 
schaftlichen Profitgesetzlichkeit ande- 
rerseits. Die dritte Ökonomie dieses 
freiwilligen Sektors erwirtschaftet ei- 
nen wesentlichen Anteil des realen 
produktiven Volkseinkommens. 



Kolonialisierung 
und Wiedereroberung 



Das Verhältnis zwischen Staat, Markt 
und ziviler Gesellschaft ist nicht sta- 



tisch. Es unterliegt ständigen Verände- 
rungen des historischen Prozesses. In 
der Regel wird solche Veränderung 
eher kulturkritisch gesehen: als eine 
fortschreitende Kolonialisierung der 
zivilen Gesellschaft durch die Kräf- 
te von Staat und Markt, als Fremd- 
bestimmung und Entfremdung. Für 
solche Sicht gibt es — angesichts der 
Expansion dieser beiden Sektoren — 
gute Gründe. Der Sport mit seiner — 
in den westlichen Ländern — zuneh- 
menden Verstaatlichung (als Spitzen- 
wie auch als Gesundheitssport) und 
seiner zunehmenden Kommerzialisie- 
rung über Medien, Sponsorierung etc, 
ist ein anschauliches Beispiel. 

Aber die Kolonialisierung der zivi- 
len Gesellschaft ist nur eine Seite des 
Prozesses. Die osteuropäische Revolu- 
tion hat die Gebrechlichkeit der als 
machtvoll und „totalitär“ gedachten 
staatlichen Strukturen allen sichtbar 
vor Augen geführt, während die Be- 
grenztheit des Markts in den skandi- 
navischen Ländern bereits seit der 
Zwischenkriegszeit zum Aufbau des 
sozialen Wohlfahrtsystems Anlaß ge- 
geben hat. 

Darum ist auch auf die Kehrseite 
des historischen Kolonialisierungspro- 
zesses zu achten: die Wiedergewin- 
nung der zivilen Gesellschaft im Ge- 
genzug gegen die verschiedenen For- 
men der Fremdbestimmung. Im poli- 
tischen Bereich gehört dazu das 
dänische Konzept der „ Nahdemokra- 
tie“ (naerdemokrati) bzw. der „ Lokal- 
gesellschaft “ (lokalsamfund), das seit 
einigen Jahren die Aufmerksamkeit 
auf die örtliche Demokratie zu richten 
und diese — trotz aller Widersprüch- 
lichkeiten — zu stärken versucht. Da- 
bei folgt man dem Szenario der 
„ dezentralen Demokratie“, die be- 
stimmt ist durch eine hohe Bewertung 
von: Lebensqualität, Ganzheitlichkeit 
der sozialen Lebenszüge, Entspezia- 
lisierung, Familienleben und alter- 
native Lebensformen, Umweltbewußt- 
sein, Entstaatlichung, neuem Kultur- 
bewußtsein, flachen Organisations- 
formen etc. (Kommunen 1987). 

Im ökonomischen Feld entsprechen 
dem Konzepte des genossenschaftli- 
chen Sozialismus (andelssocialisme) 
oder Graswurzelsozialismus (grtes- 
rodssocialisme). Hier geht es darum 
— in Fortführung des Genossen- 
schaftsprojekts aus dem 19. Jahrhun- 
dert — , den Markt und den staatli- 
chen Sektor wiederzuerobern durch 
genossenschaftliche Selbstorganisa- 
tion der Produktion. Dabei stößt man 
allerdings ständig auf das begriffliche 



Problem, das sich aus dem Mißbrauch 
des Wortes „ Sozialismus " in der jün- 
geren Geschichte ergeben hat. Sie es 
durch „Nationalsozialismus“, Kom- 
munismus oder auch durch die Sozial- 
demokratie: immer wieder wurde 
Sozialismus “ als eine Form staatli- 
chen Wirtschaftens oder staatlichen 
Eigentums mißverstanden, also als 
das eine Element im dualen System 
von Staat und Markt. 

Tätsächlich war das sozialistische 
Konzept jedoch von seinen Ursprün- 
gen im 19. Jahrhundert an stets auf 
den dritten Bereich bezogen, auf ge- 
nossenschaftliche Selbstorganisation, 
Assoziationen, Produktion in Koope- 
rativen, Solidarität der „ Genossen “ 
und „Brüderlichkeit“. In den Anfän- 
gen wandte man darauf auch den 
schwerfälligen Begriff des „Assozia- 
tionalismus “ an, der dann zum „So- 
zialismus“ vereinfacht wurde. In den 
Jahren um 1848 wurde dieser Begriff 
nur selten mit dem „Communismus“ 
verwechselt. Die marxistischen Klassi- 
ker haben als Kommunisten keinen 
Zweifel daran gelassen, daß sie den 
Sozialismus und die Genossenschaf- 
ten eben nicht meinten (sondern: 
Expropriation. Zentralisation und 
Militarisierung der Produktion, Ver- 
staatlichung nach dem Modell der 
Deutschen Reichspost und der deut- 
schen Kriegswirtschaft im Ersten 
Weltkrieg). 

Darum klingt es wie eine bittere 
Ironie, daß mit dem Zusammenbruch 
der staatsmonopolistischen Systeme 
nunmehr der „Sozialismus“ diskredi- 
tiert sein soll. Vor dem Hintergrund 
skandinavischer Erfahrungen sieht 
das ganz anders aus. Obwohl es auch 
im Norden Traditionen des sozialde- 
mokratischen Etatismus gibt, ist — 
besonders in der dänisch-genossen- 
schaftlichen Traditon — Sozialismus 
eine Sache nicht des staatlichen Wirt- 
schaftens, sondern der zivilen Gesel- 
schafl. Darum kann man sich von hier 
aus auch der osteuropäischen Revolu- 
tion mit besonderen Erwartungen zu- 
wenden: Welche neuen Chancen er- 
öffnen sich damit für die sozialisti- 
sche, d.h. genossenschaftliche und 
brüderliche Wiedereroberung des vom 
Staat besetzten Terrains? 



Schwesterlichkeit 



„ Brüderlichkeit " ist allerdings ei" 
Wort, das in unserer Zeit ebenfalls 
stutzen lassen kann und zu (selbst-* 
kritischer Revision Anlaß geben soU- 
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te - Auch der Brüderlichkeitsbegriff ist 
ebenso wie Freiheit/Markt und 
^leichheit/Staat — durch die realen 
Erfahrungen der industriellen Gesell- 
schaft nicht unberührt geblieben. Die 
■rritation ist hier vor allem ge- 
schlechtspolitischer Art. 

.. Brüderlichkeit " bezog sich — 
sprachlich und sachlich — zunächst 
" Ur auf „Brüder", d.h. auf eine Hälfte 
. es Volkes — auf diejenige, die nach 
'ndustrieller Annahme allein die ge- 
sellschaftliche „ Produktivität " ver- 
jrat: die Männer. Die Frauen wurden 
hln gegen der gesellschaftlichen „ Re - 
Produktion" zugerechnet. 

Das ist nun — in den nordischen 
Rändern — Geschichte (wenn sie auch 
ls in die Gegenwart hinein allzu viele 
•spüren hinterlassen hat). Auch die 
n euen Produktionsmuster der Infor- 
^ationsgesellschaft erlauben es nicht 
rnc hr, die „Produktivität" (des Man- 
J es ) u nd die „ Reproduktion “ (der 
rau) auseinanderzudefinieren. — Be- 
cutet das den Weg in ein neues Ma- 
riarchat? Wir wissen es nicht. Sicher 
st nur: der dritte Weg hat in Skandi- 
av ien eine eher feministische Fär- 
^ Un 8 angenommen. „Schwesterlich- 
e " ist daher eher angebracht, um 
as revolutionäre Projekt der Post- 
r °y ernc zu bezeichnen, das die inne- 
I ,c * er sprüchlichkeit der industriel- 
ü Moderne ernstnimmt: Freiheit — 

e >chheit — Schwesterlichkeit? 



-jj ^trialektische Philos ophie 

jty' Ref, exionen über den dritten Weg 
ren also weit hinein in die Theorie, 



die Soziologie, Psychologie und Phi- 
losophie moderner und „postmoder- 
ner" Existenz. Damit wird sichtbar, 
wie weitschauend es war, wenn Asger 
Jorn bereits zu Beginn der 1960er Jah- 
re eine trialektische Philosophie ein- 
forderte. 

Asger Jom war nicht der einzige, 
der auf die Brüchigkeit des modernen 
Dualismus aufmerksam wurde. Am 
weitesten ging wohl der deutsch- 
jüdische Philosoph Martin Buber. ln 
seinem zwar schmalen, aber gewichti- 
gen Hauptwerk „Ich und Du" (1923) 
gelang ihm nichts geringeres als der 
Entwurf einer umfassenden Philoso- 
phie des Du als des Dritten. Das hat 
man zu recht als „die kopernikanische 
Tat des modernen Denkens" bezeich- 
net. (Nur kann die Vergessenheit, in 
die die Philosophie geriet, und ihre 
plötzliche Aktualität in unseren Tagen 
dazu Anlaß geben, sie weniger als 
„ moderne “ Tat denn als ein ungleich- 
zeitiges Signal der „Nachmoderne" 
aufzufassen.) 

Martin Buber ging — in poetisch 
verdichteten Wendungen — von der 
Frage aus, was es bedeute, zu einem 
anderen Wesen „du“ zu sagen. Bis da- 
hin hatte jede Philosophie auf — 
höchstens — zwei Beinen gestanden. 
Entweder sie war — als Naturphiloso- 
phie, Theologie, Gesellschaftsphilo- 
sophie etc. — ein Diskurs über die 
Welt, also über das andere, über das 
Es. Oder (und) sie war eine Phänome- 
nologie, Psychologie, Subjektivitäts- 
philosophie des Ich. Nur in Andeu- 
tungen zog sich das Bewußtsein vom 
Du als dem Dritten durch die abend- 
ländische Philosophie. Martin Buber 



„Den Baum kann ich als Bild 
betrachten, riechen, analysieren, 
vermessen, zersägen ... 

... aber ich kann auch ,du‘ zum 
Baum sagen." 



Siegbert Hahn: „Der sterbende Baum“ 
(1980) 



setzte es nun in den Mittelpunkt sei- 
ner Lehre. Seiner Lehre? „Ich habe 
keine Lehre, aber ich führe ein Ge- 
spräch". 

Was geschieht mit dem Es, aber auch 
mit dem Ich, wenn die Zuwendung zu 
einem Du geschieht? Sage ich ,& /es" 
zu einem Baum, so tritt er mir gegen- 
über als Gegenstand von Erfahrung 
und Gebrauch. Den Baum kann ich 
also als Bild betrachten, riechen, in ein 
biologisches System der Arten ein- 
ordnen, nach seinen Naturgesetzmä- 
ßigkeiten analysieren, vermessen, zer- 
sägen und zu einem Stuhl verarbeiten, 
verkaufen oder auch gefühlsvoll einem 
Leser beschreiben. Er bleibt bei Es. 

Aber ich kann auch „du" zum 
Baum sagen. Im gleichen Augenblick 
verändert das Verhältnis sich grund- 
legend. (Es ist hier in Worten unbe- 
schreibbar, nur zu tun und zu erfah- 
ren). Der Baum als ein Du enthält 
zwar auch all das, was ihn als Es cha- 
rakterisiert: Farbe, Chemie, Verkaufs- 
wert, biologische Art, Maß, Duft ... 
— aber in einer Ganzheit von neuer 
Qualität. Das Ich begegnet durch das 
Du-Sagen nicht nur dem Stoff des 
Baumes, aber auch nicht etwa seiner 
„Seele“ oder „Idee" und keineswegs 
seinem „Symbol“, sondern einer 
durchaus materiellen Wirklichkeit 
und Gegenwärtigkeit, dem Baum 
selbst. 

Und: die Beziehung ist Gegenseitig- 
keit. Das heißt, das Du läßt — ebenso 
wie das Es-Sagen — das Ich nicht un- 
berüht. Ich, der ich „du" zum Baume 
sage, bin ein anderer als derjenige, der 
,fis" zum Baum sagt. Das Ich wird 
vom Du bestimmt. 
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Die entwicklungsgeschichtliche 
Pointe daran ist, daß nicht das Ich 
den Ausgangspunkt menschlicher 
Entwicklung und Erkenntnis bildet, 
weder beim Einzelmenschen als Kind 
noch in der Urzeit der Menschheit 
als Art. Damit wandte Martin Buber 
sich diametral gegen die Annahmen 
des westlichen Ego-Zentrismus. Das 
Kleinkind beginnt sein Leben in einer 
Du-Welt, verbunden mit der Mutter 
und auch nach der Geburt zu dieser 
oder zu anderen Bezugspersonen in 
einem Du-Verhältnis. Erst später ent- 
deckt das Kind sein Ich und beginnt, 
das Es seiner Umwelt zu objektivie- 
ren. 



Das dialogische Prinzip 



Die historische Pointe solcher Philo- 
sophie ist, daß in der Transforma- 
tion vom Du zum Es eine Not- 
wendigkeit menschlicher Existenz 
liegt. Der historische Verlauf führt zur 
Verdinglichung der Relationen. Das 
— so unterstrich Buber — sei das Ver- 
hängnis: Alles Du muß in der Welt 
zum Es werden. Es führt kein Weg zu- 
rück in den Schoß der Mutter. Ein 
„Zurück zum Du” wäre Schwärme- 
rei. 

Andererseits gibt es jedoch keinen 
Grund, die „Zwingherrschaft des wu- 
chernden Es” passiv hinzunehmen. 
Martin Buber hielt hier die gesell- 
schafts- und kulturkritische Perspek- 
tive fest und nannte das Gegenbild: 
„das dialogische Prinzip ”■ Also: keine 
Illusion über die begrenzten Möglich- 
keiten des Menschen! Aber anderer- 
seits: nie vergessen, daß der Kern der 
Menschlichkeit in der Zuwendung 
zum Du liege. Liebe ist möglich — 
und sie ist die am meisten menschliche 
aller menschlichen Aufgaben. 

Im letzten Teil seines Buches näher- 
te Buber sich der theologischen Pointe 
des Du. Das, was wir „Gott” nennen, 
ist nichts anders als ein DU mit gro- 
ßen Buchstaben, ein ewiges Du, die 
Hinwendung zum Ganzen der Welt. 
Gebet und Opfer sind Formen des 
Du-Sagens. Aber auch hier geht der 
Verdinglichungsprozeß vor sich. Der 
„Glaube" und die Theologen machen 
Gott zu einem Wesen, über das man 
redet. Und zu einem monologischen 
Wesen, das der Welt befiehlt. Der 
Gott des Glaubens und Gott als Kult- 
objekt werden zu einem Es. — Medi- 
tation und mystisches Erleben öffnen 
jedoch immer erneut den Weg des 
Dialogs. 



Kibbuz, Volkshochschule 
und Du-Identität 



Mit der Dreiheit von Es, Ich und Du 
thematisierte Martin Buber also eine 
Spannung, die im revolutionären Slo- 
gan von Freiheit, Gleichheit, Brüder- 
lichkeit ebenso wiederauftaucht wie 
im soziologischen Modell von Markt, 
Staat und ziviler Gesellschaft. Dabei 
geht es nicht darum, die einzelnen 
Stichworte Punkt für Punkt aufeinan- 
der zu beziehen. Der Zusammenhang 
der Trialektik liegt vielmehr in der Ge- 
samtproblematik: im Unzureichenden 
des — hegemonialen — Dualismus 
(Es / Ich, Freiheit / Gleichheit, Markt 
/ Staat) und in der Notwendigkeit 
eines Dritten. Doch auch inhaltlich- 
substanziell wird eine Beziehung 
sichtbar: Die „ Brüderlichkeit " der Re- 
volution und der genossenschaftli- 
chen Bewegung ist offenbar nicht 
denkbar ohne den dialogischen Um- 
gang miteinander, ohne das Du. Mar- 
tin Buber konkretisierte dies selbst auf 
wenigstens drei Ebenen (und ent- 
sprach damit bis in viele Einzelheiten 
den dänischen Erfahrungen): Genos- 
senschaft, nationale Frage und Volks- 
hochschule. 

Gesellschaftspolitisch stand Buber 
dem „Dorfsozialismus” seines Freun- 
des Gustav Landauer nahe. Der Kib- 
buz in Palästina wurde ein Ausdruck 
ihres Genossenschaftskonzepts. 

In der nationalen Frage bekannte 
Buber sich zum Zionismus. Er be- 
mühte sich aber um die Entwicklung 
eines jüdischen Nationalismus, der 
die Nationalität weder zum (national- 
staatlich definierten) Es verdinglichte, 
noch sich selbst zum isolierten Ich 
subjektivierte. Sondern ein dialogi- 
scher Nationalismus sollte das Du- 
Verhällns zwischen den Völkern her- 
stellen und — konkret — zu einer bi- 
nationalen, jüdisch-arabischen Exi- 
stenz in Palästina führen. Damit stieß 
er in Israel auf Unverständnis und Wi- 
derstand. — Bubers Versuch, den Wi- 
derspruch von Nationalismus und 
Internationalismus aufzuheben im 
Zusammenhang von volklicher Identi- 
tät und Universalität — und dieser 
Zusammenhang trägt den Namen 
„Du “ — . entsprach hingegen den Vor- 
stellungen, die Grundtvig und die dä- 
nische Schule als „Volklichkeit” (fol- 
kelighed) bezeichnen (Engberg 1980, 
1982, Eichberg 1987, Schwanz 1989). 

Direkt auf Grundtvig bezog sich 
Buber hinsichtlich der Volkshoch- 
schule. Die dänische Volkshochschule 



war ihm nämlich ein Modell für das 
jüdische Lehrhaus, das er in Frank- 
furt ins Leben rief und an dem er 
selbst lehrte, bis ihn die Nazis aus 
Deutschland vertrieben. Unter päd- 
agogischem Aspekt erwies sich sein 
„dialogisches Prinzip “ als eine philo- 
sophische Bearbeitung dessen, was 
Grundtvig „das lebendige Wort” ge- 
nannt hatte. 

Ein deutscher Jude und Osteuro- 
päer, geboren in Wien und aufge- 
wachsen in Galizien, entwickelte also 
unter dem Einfluß des Chassidismus, 
der ostjüdischen Mystik, die wohl 
schönste und treffendste Philosophie 
für die dänisch-nordische Volkshoch- 
schule. Damit wurde anschaulich, 
welche Wirklingsmächtigkeit im Zu- 
sammenhang von Volklichkeit und 
Universalität liegt. Der dritte Weg ist 
ein Weg jedes einzelnen Volkes — und 
doch zugleich eine gemeinsame Auf- 
gabe. Eine gemeinsame Aufgabe in 
der Auseinandersetzung mit den 
Mächten von Markt und Staat. Aber 
zugleich eine gemeinsame Zuwendung 
zu jenem Du mit großen Buchstaben. 

Da verwundert es dann auch nicht, 
daß es das Ballspiel zwischen drei 
(oder mehreren) Mannschaften, wie es 
der dänische Anarchist Asger Jorn 
als nordisch-trialektische Alternative 
zum Ost-Wcst-Konflikt entwarf, tat- 
sächlich gibt — bei einem anderen 
Volk. In der Bretagne wird es in der 
Gestalt des Soule seit uralten Zeiten 
und — trotz jahrhundertelanger Un- 
terdrückung — bis in die Gegenwart 
gespielt. Und es ist sogar spannender, 
als Asger Jorn es sich in seiner Zeit 
vorstellen konnte. 
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Minderheit und Mehrheit 



-.Weiße“ Sprachdominunz und afrikani- 
sche Entwurzelung 

Mt atemberaubender Geschwindigkeit 
findet derzeit unter Staatspräsident de 
Klerk ein Umbruch der südafrikanischen 
Gesellschaft statt, den selbst intime Ken- 
ner der Kaprepublik nie für möglich ge- 
halten haben. Mit dem Ende der „Ras- 
sen“ -TVennung werden die sich schon ab- 
zeichnenden ethnischen Konflikte - nicht 
anders als in Ost- und Südosteuropa - neu 
aufbrechen. Als „Schwarze“ diskriminier- 
!e Völker werden sich nicht allein mit Par- 
tizipation an der Macht zufriedengeben, 
sondern sich verstärkt ihrer kulturellen 
purzeln besinnen. Die Sprachproblema- 
t'k wird dabei eine nicht unwesentliche 
Rolle spielen und sicherlich zu neuen Aus- 
einandersetzungen führen. 

°ie Einteilung in „Schwarze" (67.9 %), 
..Weiße“ (18,2 <7o), „Coloured“ (11 Vo) und 
Asiaten (3 V«) und die Tatsache, daß in 
Südafrika nur Afrikaans und Englisch als 
gleichberechtigte Amtssprachen aner- 
kannt sind, erweckt den Anschein, als sei- 
en die 26,1 Millionen Bewohner Südafri- 
kas (1983) sprachlich kaum zu unterschei- 
den. Lediglich die Tatsache, daß in den 
schwarzen „Nationalstaaten“ die jeweilige 
Sprache der ansäßigen Volksgruppe Amts- 
sprache ist, läßt erahnen, daß es in der 
südafrikanischen Gesellschaft auch 
sprachliche Hürden gibt. 

Die „Coloured“ sprechen überwiegend 
Afrikaans, die „Weißen“ zum größten Teil 
Afrikaans oder Englisch und in geringem 
Maße Portugiesisch, Deutsch, Griechisch. 
Italienisch, Holländisch oder Französisch, 
Während bei den asiatischen Volksgruppen 
ganz eindeutig Englisch dominiert und die 
Sprachen Tämil, Hindi, Gudscharali oder 
Urdu nur noch eine maginale Rolle spie- 
en. Der größte Tfcil der „schwarzen“ Be- 
völkerung gibt jedoch als Muttersprache 
^ulu, Xhosa, Nord- oder Südsotho, Tswa- 
[* a - Shangaan-Txonga, Nord- und Südnde- 
üele oder Venda an. 

Dies wäre weniger problematisch, geht 
tttan wie bisher davon aus, daß die beiden 
Amtssprachen von der Gesamtbevölke- 
futig verstanden, gesprochen und akzep- 
t'ert werden. Eine Untersuchung macht 
l®doch deutlich, daß große Teile der süd- 
a frikanischen Bevölkerung erhebliche Pro- 



bleme mit den Amtssprachen haben, denn 
43 *7# der Bewohnet Südafrikas sprechen 
weder Englisch noch Afrikaans und kön- 
nen sich demnach nicht ausreichend ver- 
ständigen, da nur 7,5 < 7o der englisch- bzw. 
afrikaanssprechenden Bürger Fremdspra- 
chenkenntnisse in einer der zahlreichen 
afrikanischen Sprachen besitzen. Zu die- 
sem Ergebnis kommt Dr. Gerhard Schu- 
ring vom südafrikanischen Forschungsrat 
für Geisteswissenschaften in seiner jüng- 
sten Untersuchung. 

Eine Südafrikanische Republik, in der die 
„Heimatländer" keinerlei Bedeutung 
mehr haben, muß diesem Tätbestand un- 
bedingt Rechnung tragen, zumal sich je- 
der dritte Bürger auf Befragen für eine 
afrikanische Sprache als Amtssprache 
aussprach. Gerhard Quast 

★ 

Schulbuchstreit zwischen Litauen und 
Polen 

Zwischen Litauen und Polen ist ein hefti- 
ger Schulbuchstreit ausgebrochen. Es geht 
dabei um polnischsprachige Geschichts- 
bücher, die an polnischen Schulen in der 
Republik Litauen von Kindern der polni- 
schen Minderheit benutzt werden sollen. 
Diese Bücher, die von der Republik Polen 
für die Landleute jenseits der Grenze zur 
Verfügung gestellt wurden, sind jetzt von 
litauischen Behörden verboten worden. 
Künftig sollen nur noch solche Lehrbü- 
cher zur Benutzung freigegeben werden, 
die von der Regierung Litauens in Wilna 
überprüft und genehmigt worden sind. 

Der Grund dafür liegt in unterschied- 
lichen Auffassungen zur polnisch-litaui- 
schen Geschichte während des 14. bis 18. 
Jahrhunderts. So wurden in der „Union 
von Krewo" 1385 unter dem litauischen 
Großfürsten Jogaila (polnisch Jagiello) 
das Königreich Polen und das Großfür- 
stentum Litauen zum ersten Mal miteinan- 
der vereint. Nun werfen die Litauer den 
Polen „Geschichtsfälschung“ vor, weil 
Jgiello (1377 — 1434), der als polnischer 
König Wladyslaw II. hieß und seit 1386 
über das Großreich herrschte, von den Po- 
len verehrt und von den Litauern als „Ver- 
räter" betrachtet wird, der das Land in 
polnische Abhängigkeit geführt habe. Die 
Litauer werfen den Polen vor, damals die 



Träger der litauischen Kultur, vornehmlich 
die Adelsschicht, massiv polonisiert zu ha- 
ben. So betrachten die Polen den Dichter 
Adam Mickiewicz (1798—1855), der in Li- 
tauen geboren wurde und in Kaunas/ 
Kowno als Lehrer tätig war, als ihren Na- 
tionalautor. was von den Litauern bestrit- 
ten wird, die ihn „Mickecicius" nennen. 
In den polnischen Geschichtsbüchern, so 
ein weiterer Vorwurf, werde auch nicht er- 
wähnt, daß 1920 die Hauptstadt Wilna 
vom polnischen Marschall Jozef Pilsudski 
annektiert worden sei. 
ln Polen hofft man, daß trotz dieser Ver- 
stimmung die polnische Universität in 
Wilna, die jetzt reaktiviert wurde, vom li- 
tauischen Staat anerkannt wird. 



★ 

Minderheitenschutz für deutsche Volks- 
gruppe in Ungarn 

Der Anfang des Jahres abgeschlossene 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Ungarn 
beschäftigt sich sehr zentral auch mit dem 
Minderheitenschutz, ln Artikel 1 ist von 
der „Schaffung eines Europas ... ein- 
schließlich der Rechte der Minderheiten“ 
die Rede. Und in Artikel 2 verpflichten 
sich die Vertragspartner gegen jede „Dis- 
kriminierung von Minderheiten " einzu- 
schreiten. Schließlich werden in Artikel 19 
die Rechte der .Angehörigen der deut- 
schen Minderheit in der Republik Un- 
garn" für die sie Jahrzehnte kämpfen 
mußten, festgeschrieben und detailliert 
aufgeführt, so „das Recht, einzeln oder in 
Gemeinschaft mit anderen Mitgliedern ih- 
rer Gruppe ihre etnische, kulturelle, 
sprachliche und religiöse Identität frei 
zum Ausdruck zu bringen, zu bewahren 
und weiterzuentwickeln, frei von jeglichen 
Versuchen, gegen ihren Willen assimiliert 
zu werden. Sie haben das Recht, sich pri- 
vat und in der Öffentlichkeit ihrer Mutter- 
sprache frei zu bedienen, in ihr Informa- 
tionen zu verbreiten und auszutauschen 
und dazu Zugang zu haben. Sie haben das 
Recht, ihre Menschenrechte und Gruppen- 
freiheiten ohne jegliche Diskriminierung 
und in voller Gleichheit vor dem Gesetz 
voll und wirksam auszuüben.“ 
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Demonstrierende Armenier in Eriwan: Die nationalen Bruchstellen der GUS sind vorgezeichnet. 



Wolfgang Seiffert 

Rückkehr der Nationen 

Die GUS hält die Ex-Sowjetrepubliken nicht zusammen 



Der Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten (GUS) aus elf ehemaligen 
Unionsrepubliken mangelt es an einer 
überzeugenden Idee, die ihren dauer- 
haften Bestand garantieren könnte: 
Die GUS, die „weder ein Staat noch 
ein supranationales Gebilde“ sein 
will, hat nicht einmal völkerrechtliche 
Rechtsfähigkeit. Sie kann daher keine 
Verträge abschließen, nicht Mitglied 
internationaler Organisationen wer- 
den oder diplomatische Beziehungen 
unterhalten. 

Das alles bleibt ausschließlich den 
einzelnen Mitgliedsstaaten Vorbehal- 
ten, so daß rechtlich verbindlich nur 
diese handeln können. Deshalb ist 
auch nicht die GUS, sondern sind ihre 
elf Mitglieder die Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion geworden. Was die 
drei slawischen Staaten zur Gründung 
der Gemeinschaft bewog — und mit 
dieser Tatsache mußten sich die mei- 
sten der übrigen ehemaligen Sowjetre- 
publiken wohl oder übel abfinden — , 
war allein ihr gemeinsames Interesse 
an der Auflösung der Sowjetunion 
und ihrer Institutionen einschließlich 
des Präsidentenamtes und die damit 
dringend werdende Lösung der Nach- 
folgeprobleme vornehmlich militär- 
und wirtschaftspolitischer Art. 



Ob über diese Probleme hinaus eine 
Gemeinsamkeit der Interessen be- 
steht, erscheint fraglich. Die GUS 
zeigte von Anfang an Bruchstellen, 
die eine Lösung wichtiger Fragen nun 
erheblich erschweren. Zudem lehrt die 
Staatenpraxis, wie schwierig es gene- 
rell ist, Strukturen einer internationa- 
len Gemeinschaft zu entwickeln, die 
stabil genug sind, um einen gemeinsa- 
men Willen der Gemeinschaft zu for- 
mieren, und zugleich hinreichend fle- 
xibel, um divergierenden Interessen 
ihrer Mitglieder ausreichenden Spiel- 
raum für ihre Harmonisierung zu ver- 
schaffen. Das britische Common- 
wealth ermangelt solcher Strukturen. 
Um dem Vorbild der Europäischen 
Gemeinschaft (EG) nachzueifern, 
fehlt es in allen Mitgliedsländern der 
GUS an der Bereitschaft, Souveräni- 
tätsrechte auf internationale oder gar 
supranationale Organe zu übertra- 
gen. Die bisher verabschiedeten GUS- 
Dokumente schließen letzteres sogar 
ausdrücklich aus. Ob bloße Koordina- 
tion oder gar nur Konsultation zu sol- 
chen Zielen führen könnten, ist mehr 
als zweifelhaft. Stetige Zusammen- 
künfte der Mitgliedsstaaten mögen 
nützlich sein, vor allem, um Streit- 
fragen friedlich zu regeln. Sie allein 



reichen indessen nicht aus, eine dem 
Begriff adäquate Gemeinschaft auf 
Dauer zu begründen. 

Zu dieser Prognose veranlassen zu- 
dem Umstände, die mit dem Ende der 
Sowjetunion verbunden sind und die 
oftmals so nicht gesehen oder über- 
haupt übersehen werden. 

Erstens: Das Ende der Sowjetunion 
vollzog sich in einer Weise, die den 
klassischen Fall des Unterganges eines 
Staates und Völkerrechtssubjektes 
darstellt. Nicht nur, daß die Staaten 
der neuen Gemeinschaft in ihrer Er- 
klärung von Alma-Ata feststellten: 
„Mit der Schaffung der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten (GUS) hört die 
Union der Sozialistischen Sowjet- 
republiken (UdSSR) auf zu bestehen .“ 
Darüber hinaus beschlossen auch 
die verfassungsmäßigen Organe der 
UdSSR die Auflösung der Sowjet- 
union, symbolisiert durch die Ein- 
holung der sowjetischen Flagge im 
Kreml am 25. Dezember 1991. Mit 
diesem Tag erlosch ferner die sowje- 
tische Staatsangehörigkeit, während 
eine solche der GUS ausdrücklich 
nicht geschaffen wurde. Die bisheri- 
gen Sowjetbürger haben nur mehr die 
Staatsangehörigkeit ihrer jeweiligen 
Republik, der sie nach Maßgabe der 




Bei einem so eindeutigen Fall 
des Staatenuntergangs kommt 
nur Staatensukzession in 



Verfassung und Staatsangehörigkeits- 
gesetze dieser Republiken (die gegen- 
wärtig überall novelliert werden) an- 
gehören. 

Mit dem völkerrechtlichen Unter- 
gang der Sowjetunion sind zugleich 
alle Überlegungen von Politikern und 
Rechtswissenschaftlern im Westen wie 
in Rußland hinfällig geworden, die 
Russische Föderation könne den bis- 
her als Sowjetunion bezeichneten 
Staat identisch repräsentieren. Zwar 
gibt es theoretisch im geltenden Völ- 
kerrecht eine solche Möglichkeit (und 
die Bundesrepublik Deutschland hat 
sie mit Blick auf den Fortbestand des 
Deutschen Reiches nach 1945 erfolg- 
reich genutzt); aber nachdem es sich 
hei der ehemaligen Sowjetunion um 
den Untergang eines Staates handelt, 
scheidet diese Möglichkeit aus. Bei 
einem so eindeutigen Fall des Staaten- 
untergangs kommt nur eine Staaten- 
sukzession in Frage. Und die schließt 
eine Staatsidentität und eine völker- 
rechtliche Kontinuität aus. 

Zweitens: Somit ist zunächst einmal 
dem verbreiteten Eindruck entgegen- 
zutreten, Rußland sei der alleinige 
Rechtsnachfolger der Sowjetunion. 
Diese Auffassung stützt sich unter an- 
derem darauf, daß Rußland in den 
Vereinten Nationen den Platz der So- 
wjetunion eingenommen hat und die 
Botschaften der bisherigen Sowjet- 
union zu Botschaften Rußlands er- 
klärt worden sind. Die anderen frühe- 
ren Sowetrepubliken betrachten Ruß- 
land jedoch keineswegs als den alleini- 
gen Rechtsnachfolger. Sie haben in 
den Dokumenten von Alma-Ata Ruß- 
land lediglich darin unterstützt, daß 
fs die Mitgliedschaft der Sowjetunion 
in den Vereinten Nationen, als ständi- 
ger Vertreter in deren Sicherheitsrat 
u nd in anderen interantionalen Orga- 
nisationen fortsetze. Zugleich aber 
meldeten sie ihren eigenen Anspruch 
®uf vollberechtigte Mitgliedschaft in 
den UN und in den anderen interna- 
tionalen Organisationen an. 

Drittens: Unabhängig davon geht es 
überdies darum, daß — im Unter- 
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Tschetschenen -Re bellen auf dem Staatsge- 
bäude in Grosny: Rußland ist nicht der 
alleinige Nachfolger der Sowjetunion. 




Atomraketen in Kasachstan: Wer kontrol- 
liert das nukleare Erbe? 



Frage. Und die schließt eine 
Staatsidentität und eine völ- 
kerrechtliche Kontinuität aus 



schied zur Staatsidentität — die 
Rechtsnachfolgestaaten nicht auto- 
matisch in die Rechte und Pflich- 
ten ihres Vorgängerstaates eintre- 
ten, wie sie sich zum Beispiel aus dem 
Abschluß völkerrechtlicher Verträge 
ergeben. Vielmehr entscheidet der 
Nachfolgestaat selbst, in welche Ver- 
träge er eintritt. Hier dürfte es für den 
Westen zunächst beruhigend sein, daß 
alle elf GUS-Mitglieder „gemäß den 
verfassungsmäßigen Vorschriften die 
Erfüllung der internationalen Ver- 
pflichtungen (garantieren wollen), die 
sich aus den Verträgen und Verein- 
barungen der früheren Sowjetunion 
ergeben .“ 

Diese Garantieerklärung macht es 
gleichwohl notwendig, mit jedem der 
GUS-Mitglieder konkret und in der 
Regel vertraglich zu klären, was dies 
im Verhältnis der westlichen Vertrags- 
partner zu den einzelnen Republiken 
bedeutet. Mit Blick auf die Beziehun- 
gen der EG zu den ehemaligen So- 
wjetrepubliken war bereits von „neuen 
Ostverträgen “ die Rede. Dies aber 
kann nur bedeuten, daß es keine auto- 
matische Nachfolge Rußlands oder 
der anderen GUS-Mitglieder in das 
Abkommen der EG und der Europäi- 
schen Atomgemeinschaft mit der So- 
wjetunion vom Februar 1990 gibt. 
Überhaupt kommt es beim Eintritt 
der Nachfolgestaaten in die völker- 
rechtlichen Verträge der Sowjetunion 
nicht nur auf den Willen der Rechts- 
nachfolger an, sondern auch darauf, 
daß die Vertragspartner der alten So- 
wjetunion damit einverstanden sind. 
Diese völkerrechtliche Lage hat bei- 
spielsweise schon dazu geführt, daß es 
nach Ansicht Österreichs einen auto- 
matischen Eintritt Rußlands in den 
Staatsvertrag von 1955 nicht gibt, son- 
dern nach Meinung Wiens der Ver- 
tragspartner Sowjetunion ersatzlos 
weggefallen ist. Die Interessenlage der 
Nato-Staaten dürfte insofern eine an- 
dere sein, als ihr am Fortbestand der 
Abrüstungsverträge beziehungsweise 
an der Fortführung der entsprechen- 
den Vertragsverhandlungen mit der 
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einstigen Sowjetunion gelegen ist. Für 
Deutschland kommen das Zwei-plus- 
Vier-Abkommen und die damit ver- 
bundenen Folgeverträge hinzu, und 
zwar besonders der Vertrag über den 
Abzug der sowjetischen Truppen aus 
Deutschland. Hier stellt sich die Auf- 
gabe, die veränderte völkerrechtliche 
Situation sorgfältig zu berücksich- 
tigen und der neuen Lage gerecht wer- 
dende Vereinbarungen zu treffen. 
Dabei ist das Zwei-plus-Vier-Abkom- 
men insofern weitgehend unproble- 
matisch, als es sich um einen in sei- 
nen wesentlichen Teilen erfüllten Ver- 
trag handelt. Anders ist e.‘ i bezug 
auf den bilateralen Vertrag eutsch- 
lands mit der ein- 
stigen Sowjetunion 
über den Abzug ihrer 
Truppen aus der ehe- 
maligen DDR. Nach 
der Völkerrechtslehre 
führt der Untergang 
eines Vertragspart- 
ners in der Regel die 
Beendigung bilatera- 
ler Abkommen her- 
bei. Zumindest stellt 
sich daher die Frage, 
wer der Rechtsnach- 
folger der Sowjet- 
union mit Blick auf 
den Truppenabzugs- 
vertrag ist. Nur Ruß- 
land, was naheliegen 
mag? Doch was ist, 
wenn die noch in 
Deutschland statio- 
nierten TYuppen den 
Vereinigten Streit- 
kräften der GUS 
oder den nationalen Streitkräften ein- 
zelner Republiken zugeordnet wer- 
den? 

Viertens: Obwohl das Interesse aller 
GUS-Mitglieder darauf gerichtet ist, 
ihre bisherigen Wirtschaftsbeziehun- 
gen nicht abrupt zu zerreißen, haben 
sie sich in den Dokumenten von 
Alma-Ata lediglich auf die „Verpflich- 
tung zur Kooperation bei der Heraus- 
bildung und Entwicklung eines ge- 
meinsamen Wirtschaftsraums sowie 
europäischer und eurasischer Märkte “ 
geeinigt. In der Praxis ents iden die 
einzelnen Republiken die V. chafts- 
fragen selbst und zumeist u.rab ge- 
stimmt. Die noch bestehende Wäh- 
rungseinheit wird also bald der Ver- 
gangenheit angehören. Auch hinsicht- 
lich der in Rußland angelaufenen 
Bodenreform und Privatisierung der 
Industrie vertreten Staaten wie die 
Ukraine ein anderes Konzept. Von 



einer gemeinsamen Wirtschaftspolitik 
kann also im Rahmen der GUS keine 
Rede sein. 

Unter diesen Umständen kann in 
der nächsten Zeit bestenfalls erreicht 
werden, daß die GUS-Mitglieder ihre 
Wirtschaftsbeziehungen in Form einer 
zoll- und abgabenfreien Wirtschafts- 
zone gestalten, sich die Meistbegünsti- 
gung einräumen und eine gemeinsame 
rechtliche Regelung für ihre Zusam- 
menarbeit schaffen. 

Wenn man schließlich feststellen 
muß, daß erst vor kurzem getroffe- 
ne Absprachen wie die über die Ko- 
ordinierung der Wirtschaftspolitik 
schon wieder zu Makulatur geworden 



sind, ist die Frage nach der Lebens- 
fähigkeit der Gemeinschaft Unabhän- 
giger Staaten auch dann berechtigt, 
wenn es nach heftigen Streitereien in 
wichtigen Fragen Kompromisse zu 
schließen gelingt. Die Grundtenden- 
zen in der GUS gehen nun einmal 
nicht in Richtung Integration, son- 
dern in Richtung Verselbständigung 
ihrer Mitglieder. Zudem haben die im- 
mer wieder auftretenden Differenzen 
eine tiefere Ursache: Die einzelnen 
Staaten — allen voran die Ukraine — 
streben nach voller Selbstbestimmung 
in einem souveränen Nationalstaat 
mit allen seinen Attributen: eigener 
Armee, eigener Währung, eigener 
Staatsangehörigkeit, eigener Wirt- 
schaftspolitik. Es liegt in der Logik 
dieser Entwicklung, daß Rußland 
nicht umhin können wird, sich eben- 
falls zu einem souveränen National- 
staat zu entwickeln, nur daß dies für 



Rußland mit dem Abschied von jeg- 
licher Hegemoniepolitik sowie mit 
der Reduzierung der bisherigen Russi- 
schen Föderativen Republik auf ein 
russisches Kernland verbunden sein 
dürfte. 

Die GUS aber hat nach Erfül- 
lung der ihr jetzt noch obliegenden 
Funktionen (Regelung der Rechts- 
nachfolgeprobleme sowie Transfor- 
mation in Nationalstaaten mit 
Marktwirtschaft) kaum Überlebens- 
chancen. Statt dessen werden in Ost- 
europa und im asiatischen Tfeil der 
ehemaligen UdSSR für lange Zeit Na- 
tionalstaaten die Entwicklung be- 
stimmen. 
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Die Rußlanddeutschen brauchen eine eigene Republik, 
um ihre kulturelle und nationale Identität bewahren zu können 



Hartmut Gassner, 1931 im ostpreußischen Insterburg geboren, hat in West-Berlin an der Freien Uni- 
versität Jura studiert und ist 1961 in das Bundesministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
beschädigte eingetreten. Seit 1. April 1991 leitet er die Vertriebenenabteilung im Bundesinnenmini- 
sterium, die ihren Sitz in Bonn-Hardtberg hat. Das Gespräch, das wir auszugsweise veröffentlichen, 
führte Jörg Bernhard Bilke. 



A m 23. Mai 1991, dem Verfassungs- 
l ag, veranstaltete der SPD-Abgeord- 
nete Freimut Duve in der Bonner 
Landesvertretung Niedersachsens eine 
Aussprache über die Zukunft ostdeut- 
scher Kulturarbeit, an der Sie auch 
feilgenommen haben. Freimut Duve 
möchte die ostdeutsche Kulturarbeit 
ans Auswärtige Amt anbinden und da- 
durch erreichen, daß beispielsweise die 
Kultur Ostpreußens vor 1945 heute 
v on den dort wohnenden Polen und 
Küssen gepflegt wird. Das ist ein pro- 
blematisches Projekt, mit dem die in 
Wer Jahrzehnten gewachsene Kultur- 
arbeit hierzulande beschädigt oder zer- 
schlagen werden soll. Geben Sie diesen 
Plänen irgendeine Chance? 

Hartmut Gassner. Ich weiß nicht, 
°b Herr Duve von Ihnen richtig inter- 
pretiert wird. Dies müßte er selbst er- 
läutern. Im übrigen muß man zu- 
nächst ja festhalten, daß es natürlich 
die Aufgabe der Opposition ist, kri- 
tisch zu hinterfragen, wie es denn nun 
nach den Veränderungen in Ost-, 
Ostmittel- und Südosteuropa und ins- 
besondere nach den Verträgen, die 
die Bundesrepublik Deutsch- 
land mit Polen abgeschlos- 
sen hat, mit der Arbeit auf 
diesem Gebiet, von dem wir 
jetzt sprechen, steht. In der 
Tat gibt es ja auch einen 
^ntrag im Parlament, der 
sich mit der ostdeutschen 
Kulturarbeit im Lichte des 
Grenzvertrages mit Polen 
befaßt. In der Begründung 
Zu diesem Antrag finden 
sich solche Überlegungen, 

''de Sie sie eben beschrieben 
haben. Inzwischen haben 
a ber weitere Diskussionen 
stattgefunden, auch nach 
der von Ihnen angesproche- 
1 e n Anhörung. Es gibt zu- 
dem auch einen Antrag der 
Koalition zur ostdeutschen 
Kulturarbeit und auch zu Deutsche 



den Hilfen für die Deutschen in den 
Aussiedlungsgebieten. Ich habe das 
Gefühl, daß es in den meisten Punk- 
ten inzwischen doch viel Überrein- 
stimmung auch zwischen Koalition 
und Opposition gibt. Es geht wohl 
nicht darum, bewährte Strukturen zu 
zerschlagen, sondern zu prüfen, wer 
welche Aufgaben am zweckmäßigsten 
erledigen kann. Da muß ich sagen, 
daß die ostdeutschen Kultureinrich- 
tungen, die wir ja fördern, weiterhin 
eine wichtige Rolle spielen werden. 
Ich denke da an Einrichtungen wie 
den Ostdeutschen Kulturrat, an das 
Südostdeutsche Kulturwerk oder das 
Nordostdeutsche Kulturwerk, an den 
Adalbert-Stifter-Verein, andere Ein- 
richtungen wie die Ostseeakademie in 
Lübeck, die vielen Museen, die wir 
haben, sie alle entwickeln ja, wie ich 
vorhin schon erwähnt habe, eine Rei- 
he von Kontakten zu den Menschen, 
die jetzt in ihrer Heimat leben, und 
diese Zusammenarbeit ist zu fördern. 
Ich darf das mal in einem Satz so zu- 
sammenfassen: Die Aussöhnung, Ver- 
ständigung, Zusammenarbeit mit un- 



Winzer in Katharinenfeld (um 1920) 



seren östlichen und südöstlichen 
Nachbarn kann nur gelingen, wenn in 
dieses Werk auch die Vertriebenen mit 

Wandelin Mangold 

Nationales 

Bewußtsein 

Es kommt vor, 
daß jemand selbst sein 
nationales Bewußtsein leugnet 
mit Worten. 

Hört er aber irgendwo 
ein Volkslied 

im trauten Mutterlaut erschallen, 
steigen ihm die "Dänen in die Augen. 

„Freundschaft“, 

17. September 1988 



einbezogen sind. Ich möchte be- 
haupten, daß der größte Teil dieser 
Menschen, die nach wie vor unter 
dem Verlust ihrer Heimat sehr leiden, 
sich dieser Arbeit nicht ver- 
weigern. Sie werden, auf 
Dauer gesehen, wahrschein- 
lich mehr und wirksamer 
als andere zu dieser Ent- 
wicklung beitragen. 

Es gibt heute in der ehemali- 
gen Sowjetunion Diskussio- 
nen um die Wiedererrich- 
tung der 1941 zerschlage- 
nen „Wolgadeutschen Repu- 
blik“, die Deutschen in Ka- 
sachstan verfügen über 
eigene Sendungen im staatli- 
chen Rundfunk, Sie selbst 
sind 1991 mit Staatssekretär 
Horst Waffenschmidl im si- 
birischen Altaigebirge gewe- 
sen, wo es seit dem 18. März 
die deutschsprachige Kul- 
turzeitschrift „Unser Wort“ 
gibt. Ist die kulturelle Situa- 
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tion der Rußlanddeutschen jetzt leich- 
ter und hoffnungsvoller geworden? Was 
haben Sie in Barnaul, der Hauptstadt 
des Altai-Gebiets, erfahren? 

Gassner: Sie erwähnen einen Besuch 
im Altai-Gebiet, der im Juli stattgefun- 
den hat, danach bin ich dann noch 
zweimal in der Sowjetunion gewesen, 
und wenn ich meine Eindrücke insge- 
samt zusammenfassen kann, möchte 
ich dazu folgendes sagen: Im Altai wa- 
ren wir Zeugen, wie der erste nationa- 
le Rayon der Deutschen in der Sowjet- 
union gebildet wurde. Dies war ein gro- 
ßer Augenblick für die dort lebenden 
Deutschen. Dieser Rayon liegt in der 
Nähe von Slawgorod, einer kleineren 
Stadt im Altai, und die Menschen ha- 

Friedrich Böiger 

Heimat 

am Wolgastrand 

Mein Heimatland am Wolgastrand! 

In weiter, weiter Ferne 

schreit ich durch heißen Wüstensand, 

den Wanderstab in müder Hand, 

und denk an deine Sterne, 

an deine Bäche himmelblau, 

an deine trauten Lieder, 

an deine Flur im Morgentau ... 

O Walgagau. o Heimattau. 
wann sehen wir uns wieder? 

Wir scheuten Mühe nicht noch Fleiß, 
o heimatliche Erde. 

Wir düngen dich mit Arbeitsschweiß 
und wünschten nur zu TYost und Preis, 
daß dich kein Feind gefährde. 

Wir glaubten uns in sichrer Hut 
im sowjetheimatlande 
und schenkten ihm des Herzens Glut, 
erkämpften uns mit festem Mut 
ein Heim am Wolgastrande. 

Ich hatte einen treuen Hund, 

der laut und bitter klagte, 

als man mich, schwach und ungesund, 

ganz ohne Schuld und ohne Grund 

aus meinem Haus verjagte. 

Er witterte doch wohl Verrat 
und kläffte, protestierte, 
als mich ein strammer Fußsoldat, 
dem ich nie etwas Böses tat, 
zum Bahnhof eskortierte. 

Aus Moskau kam das böse Wort, 
von Stalin vorgeschrieben. 

Ich mußte von der Wolga fort — 
aus meinen Väter Heimatort, 
von allen meinen Lieben, 
vom Bach, wo meine Wiege stand, 
wo oftmals ich gesessen. 

Im Wesren fern die Sonne schwand, 
wie könnt ' ich dich vergessen! 

„Neues Leben“, 30. März 1988 



ben alleine durch dieses Ereignis dort 
wieder mehr Mut und Optimismus ge- 
wonnen. Andere gibt es natürlich, die 
sagen, was nützt uns das noch, wir wol- 
len trotzdem hier weg. Wir bemühen 
uns, diesem nationalen Rayon zu hel- 
fen, damit dort eine gute Verwaltung 
eingerichtet werden kann, damit vor al- 
lem der Schulunterricht in der Mutter- 
sprache entwickelt werden kann. Wir 
wollen helfen beim Krankenhaus und 
auch bei den Medien. Inzwischen gibt 
es einen weiteren nationalen Rayon im 
Gebiet von Omsk. Auch da wollen wir 
helfen. Die kulturelle Entwicklung der 
Deutschen in der ehemaligen Sowjet- 
union hängt allerdings, glaube ich, ent- 
scheidend davon ab, ob es gelingt, in 
Rußland ein eigenes staatliches Zen- 
trum für die Deutschen wiederherzu- 
stellen. Da bietet sich natürlich die 
Wiederherstellung der ehemaligen 
deutschen autonomen Republik an der 
Wolga an. 

Ob das nun das gleiche Gebiet sein 
muß, ob es ein kleineres Gebiet ist, 
würde ich nicht zu eng sehen. Entschei- 
dend ist, daß die Deutschen durch 
eine eigene Staatlichkeit in die Lage 
versetzt werden, eigene Schulen und 
Hochschulen einzurichten, wo sie 
selbst bestimmen können, wie der Un- 
terricht zu gestalten ist, damit die Deut- 
schen dort ihre Sprache, ich kann nicht 
einmal sagen, behalten, sondern wie- 
dergewinnen und damit dann auch ihre 
kulturelle und nationale Identität be- 
wahren können. Es ist ein sehr kriti- 
scher Punkt zur Zeit, ob es zu dieser 
eigenen Staatlichkeit der Deutschen 
kommen wird. Präsident Boris Jelzin 
hat sie bei seinem Besuch in Bonn ja 
zugesagt. Es ist jetzt darüber sehr in- 
tensiv zu sprechen, wie das in die Tat 
umgesetzt werden kann. 

Ich möchte da noch einmal nach) ragen, 
weil ich mit vorstellen kann, daß es in 
diesen beiden Rayons, die Sie genannt 
haben, in Omsk und im Altai-Gebiet, 
auch Widerstände der einheimischen 
Bevölkerung gibt. Eben hat der ameri- 
kanische Außenminister erklärt, daß die 
amerikanische Regierung befürchte, dqß 
Zustände ein träten wie in Jugoslawien, 
daß also die einzelnen Nachfolgestaaten 
der ehemalige Sowjetunion übereinan- 
der herfallei und davor haben natür- 
lich die Minderheiten, insbesondere 
auch die Deutschen, große Angst. Es 
gibt ja heute schon in Kasachstan Zu- 
stände, wo die Deutschen sich fürchten 
müssen, daß es ihnen ans Leben geht. 
Gassner Ja, das wird immer wieder 
berichtet. Aber nun zunächst zu den 
nationalen Rayons. Im Altai wie in 



Omsk ist der Bildung dieser Rayons 
eine Volksbefragung vorangegangen, 
die eben zugunsten dieser nationa- 
len Rayons ausgegangen ist, wobei in 
Omsk, wie mir gesagt wurde, über 80 
Prozent der Menschen der Bildung 
dieses Rayons zugestimmt haben. Es 
leben aber sehr viel weniger Deutsche 
dort. Es haben also sowohl Russen 
wie auch andere Nationalitäten für 
diesen nationalen Rayon gestimmt. 

An der Wolga hört man ebenfalls 
immer wieder von Widerständen. Da- 
bei handelt es sich zum Teil um orga- 
nisierte Aktionen, insbesondere von 
Menschen, die um ihre Positionen 
fürchten, wenn da neue Verwaltungs- 
strukturen entstehen. Ich glaube, es ist 
wichtig, durch eine breite Öffentlich- 
keitsarbeit den Menschen an der Wol- 
ga die Vorteile des Zuzugs der Deut- 
schen darzustellen. Ich hatte vor weni- 
gen Wochen Gelegenheit, ausführlich 
mit dem Gebietschef von Saratow zu 
sprechen. Er war mit 26 Betriebsleitern 
hier. Saratow war bisher eine „ge- 
schlossene“ Stadt. Sie liegt am Rande 
der ehemaligen Wolgarepublik. Sowohl 
der Gebietschef, Makarewitsch, wie 
viele Betriebsleiter waren erstmals in 
Deutschland. Ich habe diesen Herren 
gesagt, auch hier in der Bundesrepublik 
Deutschland wäre die wirtschaftliche 
Entwicklung nicht so günstig verlau- 
fen, wenn nicht Millionen Menschen in 
dieses Land geströmt wären, nämlich 
die Vertriebenen und Flüchtlinge, die 
wesentlich zum Aufbau dieses Landes 
beigetragen haben. Wenn vielleicht 
Hunderttausende von Deutschen aus 
Kasachstan oder Kirgisien nun wieder 
an die Wolga ziehen, so wird das we- 
sentlich zur wirtschaftlichen Entwick- 
lung dieses Gebiets dort beitragen. 
Platz ist für alle da. Wir können uns 
gut vorstellen, daß diese Region ein 
Beispiel geben könnte, wie verschiede- 
ne Nationalitäten friedlich miteinander 
in einem Gebiet Zusammenleben. Dies 
bedeutet natürlich nicht, daß alle Deut- 
schen aus Kasachstan oder Kirgisien 
Weggehen, denn es gibt auch dort nicht 
nur Gebiete, in die Deutsche deportiert 
wurden, sondern, wo sie schon seit 
mehreren Generationen leben und Wur- 
zeln geschlagen haben. Sie könnten 
dort also gut bleiben, aber sie möch- 
ten sich abstützen können auf diese 
Wolgarepublik. Deswegen bemühen 
wir uns sehr darum, zusammen mit der 
russischen Regierung, die Widerstände 
an der Wolga zu beseitigen und zu ver- 
nünftigen Lösungen zu kommen, die 
den Deutschen dann auch dort wieder 
eine gute Zukunft ermöglichen. (KK) 
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Rolf-Josef Eibicht 

Freiheit aller Völker und Volksgruppen 



Fine wirklich dauerhafte und tragfähige Friedens- 
ordnung in Europa ist nur auf der Grundlage der 
Freiheit aller Völker und Volksgruppen zu errei- 
chen. Beides ist untrennbar miteinander verbunden. 
Ohne die Freiheit oder Selbstbestimmung auch der 
nationalen oder ethnischen Minderheiten (Volks- 
gruppen) in den einzelnen Staaten ist jede europäi- 



sche Friedensordnung auf Sand gebaut. Sie wäre 
eine Illusion. 

Dies wird mehr und mehr erkannt, und es gilt, 
hier das Bewußtsein für diese zentrale Fragestel- 
lung vor allem in Hinsicht auf die Bedeutung na- 
tionaler Minderheiten oder Volksgruppen zu schär- 
fen. 



Jedoch zunächst einige Feststellungen 
zur Freiheit der Völker als solcher, 
und dies in Hinsicht auf die Freiheit 
und die immer noch andauernde par- 
lielle Unfreiheit des deutschen Volkes. 

Eine wirklich dauerhafte und trag- 
fähige europäische Friedensordnung 
errichten zu wollen auf der Basis von 
Völkern mit Recht und Völkern mit 
Unrecht, d.h. auf der Basis von Völ- 
kern in vollem Rechtszustand und 
Völkern mit gemindertem Rechtszu- 
stand, wäre auf längere Sicht schlim- 
mer als ein Fehler — es wäre ein 
Verbrechen. Eine wirklich dauerhafte 
Friedensordnung in Europa kann 
eben nicht errichtet werden durch 
fortgesetztes Unrecht am deutschen 
Volk. Dies wäre ein verhängnisvoller 
•rrtum, ein Bruchpunkt ins Unheil. 

Der Totalverzicht auf die unserem 
Volk seit nahezu einem Jahrtausend 
a ngestammten deutschen Ostgebiete 
(Schlesien, Ostbrandenburg, Pom- 
mern und Ostpreußen) und das Sude- 
’enland (die Randgebiete Böhmens, 
Mährens und Sudetenschlesien) ist 
e m gigantisches Unrecht, ein Super- 
Versailles am eigenen Volk. Ein Volk, 
das ein solches Unrecht und einen sol- 
len imperialistischen Gewaltakt hin- 
Hehmen muß oder hinnimmt, kann 
nic ht wirklich frei sein. Ein wirklich 
freies deutsches Volk würde niemals 
aul ein Viertel Deutschlands verzieh- 
en. Und vor allem: Hieraus kann kei- 
ne Befriedung auf Dauer entstehen; 
auch erleidet die Demokratie länger- 
risti 8 schweren Schaden. 

Der Totalverzicht auf Ostdeutschl- 
and und das Sudetenland ist eine 
8anz und gar reaktionäre Politik, der 
'Wirkliche Freiheit fremd ist und fremd 

e >ben wird und die in ihrer nationa- 
e n Würdelosigkeit nichts mit deut- 
Sc hem Wesen zu tun hat und schon 




genüber polnischen und tschechischen 
imperialistischen Maximalforderun- 
gen. Diese Politik ist eine Kapitula- 
tion vor tschechischer und polnischer 
„Raubsicherungspolitik“ (Horst Ru- 



dolf Übelacker). 

Eine Politik, die die nationalen In- 
teressen des deutschen Volkes in den 
Schmutz der Gosse zerrt, ist ein zen- 
traler historischer Fehler; sie ist ein 
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Verbrechen an der Errichtung einer 
wirklich dauerhaften und tragfähigen 
Friedensordnung in Europa. Sie ist 
keine Politik des Friedens, sondern 
letztlich — weil unpolitisch — keine 
Alternative, sondern äußerst kurz- 
sichtig: eine Politik des Unfriedens. 
Auf Deportation und Annexion, auf 
der Massenaustreibung von 15 Millio- 
nen deutschen Heimatvertriebenen 
mit über 2,1 Millionen Vertreibungs- 
opfern — darunter unzählige Po- 
grom-Tote — , auf der Hinnahme der 
polnischen und tschechischen Völ- 
kerrechts- und menschenrechtswidri- 
gen Aneignung der Ostgebiete und des 
Sudetenlandes kann kein dauerhafter 
Frieden in Europa entstehen, weil der 
Verzicht und die Anerkennung dieses 
Verbrechens gegen das Völkerrecht, 
dieses „unverjährbaren Völkermords“ 
(Prof. Dr. Felix Ermacora 1 ’) und Ver- 
brechens gegen die Menschlichkeit, 
nur von einem Volk in Unfreiheit und 
totaler nationaler Verirrung ausge- 
sprochen werden kann. 

Den absoluten Tiefstpunkt unseres 
nationalen Elends haben wir Deut- 
sche immer noch nicht verlassen. Die 
nationale Würdelosigkeit und Verrot- 
tung, der zerstörbare Wille zur Selbst- 
behauptung der Deutschen resultieren 
vor allem darin, daß man nach 1945 
„die Geschichte der Deutschen nicht 
sachbezogen inspizierte und interpre- 
tierte, sondern moralisch disqualifi- 
zierte". Sie resultiert aus einem bei- 
spiellosen Prozeß der Umerziehung, 
„der inneren Umpolung des deutschen 
Volkes durch die Sieger des Zweiten 
Weltkrieges “ (Hellmut Diwald). 

Die deutsche Politik ist dringend 
aufgefordert zu einer Kurskorrektur 
im Interesse der Lebensrechte des 
eigenen Volkes und im Interesse einer 
friedlichen europäischen Entwick- 
lung. Diese wiederum kann nur — auf 



Friesen-Trachten: 

„Eine wirklich 
dauerhafte und 
tragfähige Frie- 
densordnung in 
Europa ..." 



Grund der allgemeinen historischen 
Entwicklung — basieren auf einer 
zwischen Deutschen und Polen einer- 
seits und zwischen Deutschen und 
Tschechen andererseits friedlich und 
im gemeinsamen Einvernehmen aus- 
gehandelten Politik des historischen 
Ausgleichs und des historischen Kom- 
promisses. Nie war hierzu die Gele- 
genheit besser als heute nach dem 
Zusammenbruch des kommunisti- 
schen Totalitarismus in Ost-, Mittel- 
und Südosteuropa. 

Wäre die deutsche Außenpolitik 
nicht durch eine beispiellose — gelin- 
de gesagt — Pflichtvergessenheit ge- 
genüber den herausragenden Lebens- 
rechten des eigenen Volkes gekenn- 
zeichnet, hätte sie längst einen histo- 
rischen Ausgleich und einen histori- 
schen Kompromiß mit Polen und der 
Tschechoslowakei angestrebti Eine 
derartige Politik der Alternative ge- 
genüber jeglichem Totalverzicht hätte 
zur Grundlage: Ostdeutschland den 
Ostdeutschen und den dort heute le- 
benden (beheimateten) Polen sowie 
das Sudetenland den Sudetendeut- 
schen und den dort heute lebenden 
(beheimateten) Tschechen — was 



denn sonst? Alles andere ist die 
Hinnahme eines Völkerrechts- und 
Menschheitsverbrechens und der zen- 
tralste Verstoß gegen die Lebensrechte 
des eigenen Volkes, ln den Oder- 
Neiße-Gebieten und im Sudetenland 
sollten die zurückkehrenden Heimat- 
vertriebenen und ihre Nachkommen 
gemeinsam mit Polen einerseits und 
Tschechen andererseits leben können. 
Dies allein wäre eine verantwortbare 
europäische Friedenspolitik! Der To- 
talverzicht auf die Oder-Neiße-Gebie- 
te und das Sudetenland durch die 
Bonner Machthaber fügt unserem 
Volk einen unermeßlichen Schaden 
zu. Jedoch: Weder Verträge noch Ab- 
kommen vermögen das legitime Hei- 
matrecht der deutschen Heimatver- 
triebenen aus der Welt zu schaffen. 
Kein Deutschland und kein Bundes- 
kanzler wird je in der Lage sein, end- 
gültig auf ein Viertel seines Territo- 
riums zu verzichten. Die Regierungen 
kommen und gehen, und keine kann 
auf Dauer ungestraft die Lebensrechte 
des eigenen Volkes preisgeben. Dies 
kann und wird ein freies Volk nicht 
hinnehmen. 

Solange die Vertreibungsverbre- 
chen, d.h. Annexion und Deportation 
am deutschen Volk aufrechterhalten 
werden, kann das deutsche Volk nicht 
frei sein und Europa nicht einer gesi- 
cherten Zukunft entgegengehen. Es 
ist gegen jede historische Erfahrung, 
eine dauerhafte europäische Friedens- 
ordnung auf der Unfreiheit von Völ- 
kern aufbauen zu können. 

Um es zu wiederholen, weil man 
es nicht oft genug wiederholen kann: 
Eine wirklich dauerhafte und trag- 
fähige Friedensordnung in Europa ist 
nur auf der Grundlage der Freiheit 
aller Völker und Volksgruppen, d.h. 
auch der Freiheit und Selbstbestim- 
mung der deutschen Heimatvertrie- 
benen-Volksgruppen, zu errichten. 



... ist nur auf der 
Grundlage der 
Freiheit aller Völ- 
ker und Volks- 
gruppen zu errich- 
ten“: schlesische 
Trachtengruppe 
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Auf der Unfreiheit des deutschen Vol- 
kes wird Europa keine friedvolle Zu- 
kunft von Dauer aufbauen können. 



Zur Freiheit der Volksgruppen 



Das, was unter nationaler Minderheit 
oder Volksgruppe begrifflich verstan- 
den werden muß, soll im folgenden 
nun präzisiert werden. 

Bei der Vielzahl der Ausländsdeut- 
schen muß sich jetzt — besonders we- 
gen der historischen Veränderungen in 
Ost-, Mittel- und Südosteuropa, des 
Zerfalls des kommunistischen Totali- 
tarismus — die deutsche Außenpolitik 
in herausragender Art und Weise mit 
den Fragen der ethnischen Minderhei- 
ten oder Volksgruppen auseinander- 
setzen. Die deutsche Außenpolitik hat 
Jetzt die Pflicht, schnell und effektiv 
den auslandsdeutschen Volksgruppen 
beizustehen, d.h. mitzuhelfen, ihre 
Identität aufrechtzuerhallen und ih- 
ren Bestand und ihre Entfaltung zu si- 
chern. Hier geht es vor allem um die 
deutschen Volksgruppen in den Oder- 
Neiße-Gebietcn. im Sudetenland, in 
der ehemaligen Sowjetunion, in Un- 
garn und in Rumänien. 

Menschenrechte und das Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker und 
Volksgruppen sind unteilbar. Der 
kommunistische Totalitarismus in die- 
sen und anderen Ländern hat es trotz 
zielgerichteter Entnationalisierungs-, 
Assimilierungs-, Diskriminierungs-, 
Majorisierungs- und Entrechtungs- 
Politik nicht fertiggebracht, die deut- 
schen Volksgruppen in seinem Herr- 
schaftsbereich zum Verschwinden zu 
bringen. In den Oder-Neiße-Gebieten 
jeben noch über 1,1 Millionen, und 
'n der Tschechoslowakei sind es ca. 
100000 Ostdeutsche bzw. Sudeten- 
deutsche. ln Rumänien leben gegen- 
wärtig 200000 bis 220000 Bürger 
deutscher Nationalität, in der Sowjet- 
union waren es 1979 1 103 552 Perso- 
nen mit Deutsch als Muttersprache, 
u nd in Ungarn waren es 1980 ca. 
220000 Bürger deutscher Nationali- 
tät. 2) Die zukünftige Behandlung der 
Ausländsdeutschen durch die genann- 
ten Staaten sollte für alle freien Staa- 
ten ein Gradmesser für demokratische 
Reife und Rechtsstaatlichkeit sein. 

Solange Polen und die CSFR An- 
nexion und Deportation gegenüber 
Deutschland nicht rückgängig und 
wiedergutmachen, können diese Län- 
der keine vollwertigen Mitglieder der 
freien westlichen Welt werden. Völ- 
^ Crt >, die auf Grund ihrer historischen 



Den polnischen und tsche- 
chischen „Vertreiberstaa- 
ten“ sollte eine Rückkehr 
nach Europa mit „unreinen 
Händen“, ein Beitritt in die 
neue europäische Staatenge- 
meinschaft unter Aufrecht- 
erhaltung von Annexion 
und Massenaustreibung ver- 
weigert werden. 



Verbrechen sich nicht zu läutern ver- 
mögen — so wie die Deutschen auch 
Wiedergutmachung leisteten — , ist 
zutiefst Mißtrauen entgegenzubrin- 
gen. Den polnischen und tschechi- 
schen „Vertreiberstaaten" (Horst Ru- 
dolf Ubelacker) sollte eine Rückkehr 
nach Europa mit „unreinen Händen ", 
ein Beitritt in die neue europäische 
Staatengemeinschaft unter Aufrecht- 
erhaltung von Annexion und Mas- 
senaustreibung verweigert werden. 
Einer freiheitlichen gesamteuropäi- 
schen Entwicklung würde sonst un- 
ermeßlicher Schaden entstehen. 

Nationale Minderheiten sind zur 
Zeit Gegenstand interessanter staat- 
licher Veränderungsprozesse und völ- 
kerrechtlicher sowie regionalrechtli- 
cher Entwicklungen. Nationale und 
ethnische Minderheiten — in begriff- 
licher Präzisierung Volksgruppen — 
sind, angesichts der Vielfalt und Dif- 
ferenzierung der Weltbevölkerung, ein 
Strukturproblem moderner Staaten, 
ln allen Kontinenten ringen nationale 
Minderheiten um ihre volkliche Iden- 
tität, d.h. um ihre Volksgruppenrech- 
te; so etwa Palästinenser, Kroaten, 
Slowenen, Deutsche in den Ostgebie- 
ten und im Sudetenland, Kurden, Ta- 
milen, Sikhs, Balten, Basken. Iren, 
Georgier, Eriteer, Tiroler und viele an- 
dere. 

In Europa sind es nur einige kleine- 
re Staaten, auf deren Staatsgebiet kei- 
ne nationalen Minderheiten oder 
Volksgruppen beheimatet sind. Fast 
nirgends decken sich die Gebiete von 
Volk und Staat. Staatsvölker und 
Volksgruppen befinden sich nebenein- 
ander in einem Staat. Und dies 
nicht nur in Ost-, sondern auch in 
Westeuropa. So leben in Belgien ge- 
genwärtig 100000 bis 120000 Deutsch- 
sprechende, in Dänemark ca. 20000 
deutschsprachige Nordschleswiger. In 
Frankreich waren es 1982 ca. 1,2 Mil- 
lionen Elsässer und Lothringer, die 
zumindest passiv des Deutschen 
mächtig sind. 3 ) Die Diskriminierung 
der Elsässer und Lothringer durch 



Frankreich — ein Land, das offiziell 
behauptet, es gebe in seinem Bereich 
keine Minderheiten — verstößt ekla- 
tant gegen die Rechte nationaler Min- 
derheiten. Sie steht im krassen Gegen- 
satz etwa zu den vorbildlich gestalte- 
ten Volksgruppenrechten der Deut- 
schen in Nordschleswig/Dänemark 
oder der Dänen in Südschleswig/ 
Schleswig-Holstein. 



Begriff und Wesen 
der nationalen Minderheit 



Eine nationale Minderheit innerhalb 
eines Staates ist ein Teil der Gesamt- 
bevölkerung, der sich von der Bevöl- 
kerungsmehrheit durch eine eigene 
Abstammung, Sprache, Kultur. Ge- 
schichte und Tradition unterscheidet. 
Eine nationale Minderheit unterschei- 
det sich jedoch nicht nur durch diese 
objektiven Merkmale, sondern in der 
Regel auch durch das für eine Minder- 
heit konstitutive Wir-Bewußtsein oder 
Zusammengehörigkeitsgefühl. Zu den 
objektiven Merkmalen tritt also auch 
eine geistige Komponente. Unter letz- 
terem wird allgemein die „ethnische 
(volkliche) Identität " verstanden. 
Eine Volksgruppe ist ein Teil eines 
Volkes und wie dieses in seiner Ge- 
samtheit nicht nur eine „ Abstam- 
mungsgemeinschaft ", sondern auch 
eine geistige „Zielsetzungsgemein- 
schaft". 4 ) Ein synonym gebrauchter 
Ausdruck für nationale Minderheit ist 
der Begriff ethnische Minderheit — 
ethnisch im Sinne von „dem besonde- 
ren Volkstum angehörig". 

Nach Montandon, dem Schöpfer 
des Begriffs .jethnie" im Jahre 1935, 
beinhaltet der heute weit verbreitete 
Ausdruck „eine natürliche Gruppie- 
rung, für deren Abgrenzung alle 
menschlichen Kennzeichen, seien es 
somalische, sprachliche oder kulturel- 
le, in Betracht kommen .“ 5 > Weltweit 
wird heute der Begriff Ethnie primär 
mit dem Volkstum in Verbindung ge- 
bracht und angewandt. Ethnische 
Minderheit steht für nationale Min- 
derheit oder Volksgruppe. 

Bevölkerungsminorität und Bevöl- 
kerungsmajorität bedingen einander 
und wirken aufeinander ein. Sie befin- 
den sich — so Frauke Kraas-Schnei- 
der — in „einer räumlichen .Gegen- 
wärtigkeit* (...] denn die Gegenwart 
einer Majorität wirkt sich zumindest 
verwaltungsmäßig und juristisch auch 
auf die Minorität aus — und sei es nur 
im potentiellen Fall eines irgendwie 
gearteten Konflikts im Staatsterrito- 




rium.“ 6 ) 

Unter anderem gelangt Kraas- 
Schneider zu der Erkenntnis: „[...] die 
Beziehungen verschiedener Bevölke- 
rungsgruppen zueinander entwickeln 
sich dynamisch, so durch Umstürze, 
Änderung gesellschaftlicher Einstel- 
lungen und Bewertungen oder Assi- 
milation.’^ Und an anderer Stelle: 
„Eine Minderheit besitzt selbst ein 
Gemeinschaftsgefühl, einen ,Gegen- 
wartswillen* mit dem Ziel, ihre An- 
dersartigkeit zu erhalten. In ihrem 
Status wird sie durch eine dominieren- 
de Gruppe, durch sich selbst oder 
durch beides definiert; sie besitzt eth- 



nisches Selbstbewußtsein. (...) Eine 
Minderheit weist eine Gebundenheit 
an einen bestimmten Raum auf **> 
Vaagt definiert die nationale Min- 
derheit wie folgt: „Die nationale Min- 
derheit ist eine Gemeinschaft, die 
durch geschichtliche Entwicklung und 
Gegenwartswillen in der Überzeugung 
geeint ist, daß ihr geistiges und sitt- 
liches Gedeihen nur im Rahmen 
einer bestimmten nationalen Kultur 
möglich ist, in dem von Staats wegen 
eine andere Kultur gepflegt wird. Die 
nationale Minderheit entsteht also 
aus der Nichtübereinstimmung von 
Kulturgemeinschaft und staatlicher 
Raumgemeinschaft. ‘ 

Der weltbekannte Völkerrechtler 
und Volksgruppenforscher Theodor 
Veiter bezeichnet die nationale Min- 
derheit oder Volksgruppe als eine 
(mehr oder weniger) „zeitewige Ge- 
meinschaft”: „Aus einem Volk [oder 
einer Volksgruppe; d.Verf.) kann man 
nicht austreten, die Volkszugehörig- 
keit nicht wechseln wie ein Hemd, da 
zum Volksbegriff auch objektive Kri- 
terien gehören 



Die UNO-Menschenrechtskommis- 
sion, d.h. die „Subkommission über 
die Verhinderung der Diskriminie- 
rung und den Schutz von Minderhei- 
ten", definierte 1972 die nationale 
Minderheit wie folgt: „Eine ethni- 
sche, religiöse oder sprachliche Min- 
derheit ist eine zahlenmäßig gegen- 
über dem Rest der Bevölkerung des 
Staates, zu welchem sie gehört, kleine- 
re Gruppe, die kulturelle, körperli- 
che oder geschichtliche Charakteristi- 
ka auf weist oder eine Religion oder 
eine Sprache hat, die sich von jenen 
der übrigen Bevölkerung unterschei- 
den . ."**) 



Von der nationalen Minderheit 
zur Volksgruppe 



Da es sachlich verfehlt wäre, eine 
nationale Minderheit im demokrati- 
schen Sinne von Minderheit und 
Mehrheit zahlenmäßig zu betrachten, 
Minderheit im Sinne von minderwer- 
tig oder minderen Rechts verstanden 
wurde oder verstanden werden kann, 
wurde vor und nach dem Zweiten 
Weltkrieg die Fragwürdigkeit des Be- 
griffs erkannt. 

ln „Fragen der Existenz ethnischer 
Gemeinschaften, des Rechts auf den 
Gebrauch der Muttersprache" kann 
ein formal-demokratisches Verständ- 
nis von Mehrheits- und Minderheits- 
entscheidung „niemals maßgebend 
sein, wenn nicht die ethnische Min- 
derheit durch ihre berufenen Vertreter 
zugestimmt hat. Alles andere ist ein 
Diktat, und es gibt keinen Unter- 
schied zwischen dem Diktat eines 
Diktators und dem Diktat der parla- 
mentarischen oder gar plebiszitären 
Mehrheit in Staaten freiheitlicher De- 



mokratie, womit einer anders-ethni- 
schen Minderheit in ihren Existenzfra- 
gen bestimmte Normen und ein be- 
stimmtes Verhalten auf gezwungen 
werden .‘‘*2) Mit anderen Worten, es 
kann „ohne weiteres auch eine Dikta- 
tur der Mehrheit in der parlamentari- 
schen Demokratie in bezug auf ethni- 
sche Gemeinschaften bestehen (eth- 
nische Mehrheitsdiktatur )."'*) Auch 
demokratische Staaten können Un- 
rechtshandlungen begehen, nicht nur 
totalitäre. 

Zudem ist der Begriff „nationale 
Minderheit" schwer belastet worden 
durch die Bedeutung der Minderhei- 
tenschutzverträge nach dem Ersten 
Weltkrieg; deren TVäger sahen in den 
Minderheiten in von ihnen beherrsch- 
ten Nationalstaaten eine Gruppe, die 
„gemäß der geringeren Zahl auch 
in allen wichtigen, sie betreffenden 
Angelegenheiten überstimmt werden 
sollte " ,4 >. „Da mit dem Ausdruck 
Minderheit zudem etwas rein Me- 
chanistisches, nämlich eine Summe 
von Einzelnen, also etwas Zählbares, 
verbunden wurde, geriet das Min- 
derheitenrecht zusätzlich ins Zwie- 
licht ui“«« 

Um nicht die Addition von Einzel- 
nen, sondern die Gruppe, die Gemein- 
schaft hervorzuheben und der Bedeu- 
tung von nationaler Minderheit ge- 
recht zu werden, ging man „schon 
lange vor dem Zweiten Weltkrieg “ l6) 
vom „veralteten Ausdruck“ (Veiter) 
nationale Minderheit mehr und mehr 
zum Begriff der Volksgruppe über. 
Durch diesen Begriff wird deutlich, 
„daß die nationalen Minderheiten 
Gruppen, also ausgegliederte Gemein- 
schaften im soziologischen Sinne, wa- 
ren und sind, deren Kennzeichnung im 
Wort Volk, dieses ethnisch gesehen, 
liegt.“ 17 ) Heute hat sich der Begriff 
Volksgruppe auch international wei- 
testgehend durchgesetzt. 

Zur Fragwürdigkeit des Begriffs 
nationale Minderheit schreibt Josef 
Stingl treffend: „Da das Recht ( Selbst- 
bestimmungsrecht ) einer Gruppe nicht 
verliehen wird, sondern ihr von An- 
fang an zusteht, sollte man jedenfalls 
im Deutschen nicht von Minderheiten 
sprechen, weil damit leicht der Ge- 
danke verbunden wird, als ob die 
Mehrheit nach ihrem Belieben der 
Minderheit Rechte .verleihen 1 könn- 
te.“'*) 

Zur Volksgruppe schreibt Theodor 
Veiter: „Gegenüber der bloßen natio- 
nalen Minderheit, auch der Zuwande- 
rungsminderheit, die nicht notwendi- 
gerweise auch eine ethnische Substanz 




Korsen demonstrieren in Ajaccio anläßlich eines Besuches des französischen Innenmini- 
sters auf Korsika 
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haben muß und vor allem keinen be- 
wußt erlebten Zusammenhang auf- 
Weist, ist die Volksgruppe dadurch 
gekennzeichnet, daß sie eine Zielset- 
zungsgemeinschaft darstellt, also ihre 
Wesenselemente nicht nur in objek- 
tiven Merkmalen wie Abstammung 
(Geschlechterfolge) und Sprache zu 
erblicken sind, sondern maßgeblich 
auch in einer geistigen Komponente. 
[—1 Gäbe es keine sich ihrer Eigenart 
bewußten und auf deren Erhaltung 
als Ziel — daher Zielsetzungsgemein- 
schaft — hin geordneten Volksgrup- 
pen, so gäbe es auch keinen Nationa- 
Htütenkonßikt. Man darf nicht bloß 
das eine oder bloß das andere Kenn- 
zeichen gelten lassen wollen ,‘‘ 19 ) 
Veiter definiert nun Volksgruppe 
treffend wie folgt: „Volksgruppe ist 
eine erlebte und gelebte Gemein- 
schaft, gekennzeichnet durch das Le- 
ben im Verbände, durch eine Heimat, 
nämlich die Heimat der Gruppen- 
angehörigen, das Eingebundensein in 
die Geschlechterfolge, dies als Volk 
oder Teil eines Volkes, die als ethnos 
(ethnische Schicksalsgruppe) in einem 
nicht von ihr allein beherrschten Staat 
oder Gliedstaat sich zur Selbstbe- 
hauptung gegenüber einer zahlen- 
mäßigen oder wirkungsmäßigen an- 
dersethnischen Mehrheit gezwungen 
sieht, wenn sie nicht eingeengt wer- 
den oder untergehen will."' 20 ) Er fügt 
hinzu: „Diesen tragenden Gedanken 
hat auch das deutsche Bundesver- 
waltungsgericht zum Begriff der 
(deutschen) Volksgruppe formuliert 
(BVerwG VIII C 92.75 v. 10.11. 1976).“ 
Die Bewahrung der eigenen Identi- 
tät — so Veiter — „gehört zum we- 
sentlichen Anliegen von Volksgrup- 
pen und ethnischen Gemeinschaften. 
(— ] Diese ethnische [volkliche; d.Verf.J 
1 dentität (ethnic identity) beginnt 
gradezu zu einem Grundprinzip der 
s ogenannten Minderheitenpolitik zu 
werden, da nun einmal soziologisch 
gesehen Volk und Volksgruppen le- 
bendige Bausteine der Staatengemein- 
schaft geworden sind ,“ 21 ) 

Die Föderalistische Union Europäi- 
scher Volksgruppen (FUEV), die welt- 
w cit größte Organisation für nationa- 
le Minderheiten und Volksgruppeen, 
definiert die Volksgruppe folgender- 
maßen: „Eine Volksgruppe ist eine 
v olkliche Gemeinschaft, die durch 
Merkmale wie eigene Sprache, Kultur 
oder Traditionen gekennzeichnet ist. 
D'e bildet in ihrer Heimat keinen 
e ‘genen Staat oder ist außerhalb des 
Staates ihrer Nationalität beheima- 
tet [,..]" 22 > 




Nemmersdorf, Oktober 1944 



es einerseits für solchen gebraucht, 
der vom Volksganzen und dessen 
Staat getrennt ist; zum anderen wird 
es auf ein staatenloses Volk ange- 
wandt, das in einem anderen Staats- 
volk eingebettet ist. Typisch ist für 
beide, daß ihr Wohngebiet nicht in 
einem konnationalen Staat (gemein- 
sam-nationalen Staat, d.h. gleichbe- 



Der Begriff Volksgruppe umfaßt nicht 
nur Teile von Völkern, die in ande- 
ren Staaten beheimatet sind, son- 
dern auch jene Volksteile, die aus 
ihrer angestammten Heimat vertrie- 
ben wurden; auch jene, die bei diesem 
Menschheitsverbrechen der Vertrei- 
bung im ethnisch gleichartigen Her- 
kunftsvolk Aufnahme gefunden ha- 
ben. Die heimatvertriebenen Volks- 
gruppen werden von Veiter „Flücht- 
lingsvolksgruppen" genannt: „Zum 
Begriff der Flüchtlingsvolksgruppe 
gehört es, daß eine ganze Gruppe von 
ethnisch determinierten Menschen 
(Volksgruppe / Volk) wegen ihrer 
Volkszugehörigkeit, also aus ethni- 
schen Gründen bzw. Gründen der 




rechtigten Nationalitätenstaat; d.Verf.] 
liegt, sie daher in einem ihrer Eigenart 
fremden Staate leben.“ 2 )) Und: „Hin- 
zuzufügen ist noch, daß Völker wie 
Volksgruppen fast ausnahmslos eine 
starke gefühlsmäßige Bindung an den 
geographischen Raum besitzen, den 
sie seit Generationen bewohnen und 
den sie [berechtigt; d.Verf.] als (ange- 
stammte) Heimat empfinden.“ 2 *) 

Um eine Volksgruppe zu sein — so 
Mannhardt — wird „von ihr kein ge- 
schlossenes Siedeln verlangt. Sonst 
könnten etwa die Juden, was wider- 
sinnig erschiene, keine solche bil- 
den.'' 25 ) Eine Volksgruppe braucht 
darüber hinaus, um existent zu sein, 
nicht erst organisiert sein: „Der Na- 
tionalstaat hat Mittel, jede Organisa- 
tion zu verbieten oder zu unterdrük- 
ken.“ 26 ) Die Existenz einer Volks- 
gruppe ist sogar unabhängig vom Wil- 
len ihrer Mitglieder: „Auch der Wille 
einer Vielzahl von Menschen gleicher 
Sprache, Kultur und Traditionswerte, 
keine Volksgruppe bilden zu wollen, 
löscht diese nicht aus .“ 21 ) 

Zur Erläuterung dieser Definition 
der FUEV schreibt Mannhardt: „Das 
Wort Volksgruppe besagt einmal, daß 
sie Teil eines Volkes ist, und zwar wird 



Flucht wegen ethnischer Verfolgung, 
die Heimat verläßt bzw. verlassen 
muß oder daraus vertrieben wird.“ 2 *) 
Es ist eine Tatsache, daß die deut- 
schen Heimatvertriebenen, die nach 
dem Zweiten Weltkrieg aus ihren jahr- 
hundertelang angestammten Heimat- 
gebieten (Siedlungsgebieten) durch 
einen welthistorisch einmaligen Akt 
des brutalen Völkerrechtsverbrechens 
und Völkermords in Massen ausge- 
trieben wurden, in der Bundesrepu- 
blik Deutschland — auch in Mittel- 
deutschland — und in Deutsch-Öster- 
reich Volksgruppen in der Vertreibung 
in Form der Landsmannschaften ge- 
bildet haben, welche nach wie vor 
existieren. Sie befinden sich zwar im 

Unten: ostpreußischer Flüchtlingstreck, 
1944; links: Treck in Ostpreußen nach 
einem Angriff der Roten Armee. 1945 




Die Volksgruppen der Heimatvertriebenen 
(Volksgruppen in der Vertreibung) 
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gleichen Volk, haben aber deshalb auf 
ihre angestammte Heimat (Heimat- 
und Selbstbestimmungsrecht, Recht 
auf Konfiskationsrücknahme ihres ge- 
raubten Vermögens, Wiedergutma- 
chung) zu keiner Zeit verzichtet. Sie 
betrachten das Recht auf die Wieder- 
gewinnung der jahrhundertelang an- 
gestammten Heimat, des jahrhunder- 
telang angestammten Heimatbodens, 
und die Wiedergutmachung des Völ- 
kerrechtsverbrechens der Massenaus- 
treibung als ein unveräußerliches 
Menschenrecht. Sie haben ein unab- 
dingbares Naturrrecht, dorthin zu- 
rückzukehren und zu leben, wie es der 
ethnischen Anlage und der Grundord- 
nung ihrer Volksgruppe entspricht; 
dorthin zurückzukehren, wo ihre Vor- 
fahren lebten und sich Generation um 
Generation .jabgeschuftet und abge- 
rackert haben” (Franz Neubauer), 
dort, wo allein sie ihre volk liehe und 
individuelle Identität finden und fin- 
den wollen. (Ein Gleiches gilt im übri- 
gen etwa für die Palästinenser.) 

Das Heimatrecht und Selbstbestim- 
mungsrecht aller Völker und Volks- 
gruppen muß, wenn es keine Illusion 
bleiben soll, auch die Volksgruppen 
der Heimatvertriebenen mit einschlie- 
ßen. 

Zur Massenaustreibung stellte der 
Völkerrechtler Felix Ermacora — Pro- 
fessor für Rechtswissenschaften an 
der Wiener rechtswissenschaftlichen 
Fakultät, Universitätsdozent in Inns- 
bruck und seit 1960 im internationa- 
len Menschenrechtsschutz tätig (UNO, 
Europarat), Träger des UNESCO- 
Preises für Menschenrechte — im Mai 
1991 in seinem Gutachten fest: „Die 
Vorgänge der Vertreibung und aller 
ihrer Folgen müssen nach dem Rechts- 
stand der Epoche und erst recht heute 
als Völkermord und Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit angesehen werden, 
die Vorgänge als .barbarisch*: Aber- 
tausende von Töten, Verschwundenen, 
Verschleppten waren das Resultat die- 
ses Vorganges ." 29 > Und an anderer 
Stelle schreibt er: „Das durch die Ver- 
triebenenverbände, die deutschen Re- 
gierungen und die Mehrheit der 
deutschsprachigen, aber auch der 
fremdsprachigen Wissenschaft be- 
kundete Recht auf die Heimat, das in 
ähnlich gelagerten Fällen auch von 
den Vereinten Nationen anerkannt 
wird, kann als ein Unterfall des 
Selbstbestimmungsrechts angesehen 
werden. Es wurde für die Palästinen- 
ser, die griechischen Zyprioten, die ge- 
flüchteten Afghanen mehrfach für je 
ihren Falt bestätigt, es bedeutet dop- 



peltes Rechtsmaß, würde man es den 
Sudetendeutschen [und selbstverständ- 
lich auch den Ostdeutschen; d.Verf.) 
verweigern.”* 0 * 

Zur Beraubung und Ausplünderung 
der deutschen Heimatvertriebenen 
stellt Ermacora fest: „Der Vermögens- 
entzugwar Konfiskation fremden Ver- 
mögens im Rechtssinne, weil er ohne 
Entschädigung erfolgt ist. Das Völ- 
kerrecht wertet Konfiskationen des 
Gutes von Fremden als völkerrechts- 
widrig. [„.] Konfiskation als Teil eines 
Völkermordes begründet keinen für 
den Eigentumserwerb gültigen Rechts- 
titel. Eigentum ist zu restituieren. Teilt 
man diese Auffassung nicht, so ver- 
langt das Völkerrecht für Konfiskatio- 
nen jedenfalls Entschädigung .“ 3| ) 

In seinem „Forderungskatalog” 
stellt der Autor zusammen fassend 
fest: „Die Vertreibung ist als ein un- 
verjährbarer Akt des Völkermordes 
zu werten. Null und Nichtigerklärung 
der Vertreibung ist ein moralisches 
Gebot. [...) Die Totalkonfiskation von 
beweglichen und unbeweglichen Gü- 
tern im Zuge der Vertreibung teilt ih- 
ren Charakter als Völkermord und ist 
unter Bedachtnahme auf die allge- 
mein anerkannten Regeln des Völker- 
rechts und das Recht internationa- 
ler Organisationen zu widerrufen und 
wiedergutzumachen . ' * 32 > 

Keine tragfähige europäische Frie- 
densordnung ohne Freiheit der Völker 
und der Volksgruppen! Die Freiheit 
auch der Volksgruppen der Heimat- 
vertriebenen in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Österreich, or- 
ganisiert in den Landsmannschaften 
etwa der Schlesier und Sudetendeut- 
schen, ist demnach unerläßliche Be- 
dingung für eine dauerhafte, trag- 
fähige europäische Befriedung. Die 
Freiheit der deutschen Heimatvertrie- 
benen ist erst dann erreicht, wenn das 
Völkerrechtsverbrechen der Massen- 
austreibung aus den Oder-Neiße- 
Gebieten (Ostdeutschland) und dem 
Sudetenland rückgängig und wieder- 
gutgemacht ist. Die Rückkehr der 
rückkehrwilligen deutschen Heimat- 
vertriebenen und ihrer Nachkommen 
in die nahezu bis zu einem Jahrtau- 
send angestammten Siedlungsgebiete 
ist eine der zentralsten Voraussetzun- 
gen für ein freiheitliches Gesamteuro- 
pa. Ein Europa, basierend auf pol- 
nischem und tschechischem Land- 
raub, ist ein Werk des Unfriedens und 
von vornherein ein Bruchpunkt ins 
Unheil. 



Gefährdung einer Volksgruppe 



Volksgruppen erhalten dann eine un- 
tergeordnete und benachteiligte Stel- 
lung, wenn sie in ihrem Volkstum 
diskriminiert, d.h. kulturell, politisch, 
wirtschaftlich und/oder sozial unter- 
drückt werden. 

Allgemein liegt die menschenrechts- 
widrige Unterdrückung darin, „daß 
die Minderheit bzw. ihre Mitglieder 
wegen ihrer Zugehörigkeit zur betref- 
fenden Minderheit — .objektiv* (von 
Außenstehenden feststellbar) und / 
oder .subjektiv* (aus eigener Sicht) — 
geringere Chancen als die Majorität 
bzw. deren Mitglieder haben, ihre 
grundlegenden physischen und/oder 
psychischen Bedürfnisse zu befriedi- 
gen.'^ 

Die Assimilation oder Assimilie- 
rung (auch „Umvolkung” genannt; 
soziologisch: Angleichung eines Ein- 
zelnen oder einer Gruppe an eine an- 
dere Volks- oder Gruppeneigenart) 
strebt das Aufgehen der Minderheit in 
der „Nationalgesellschaft” an. Der 
Mittelweg der Integrationspolitik, die 
eine politische, wirtschaftliche und 
soziale Gleichberechtigung der Min- 
derheiten unter Berücksichtigung der 
Bewahrung ihrer Kultur ermöglichen 
soll, ist von der Assimilationspolitik 
in den meisten Fällen kaum zu unter- 
scheiden. 

Die Unterdrückung von Volksgrup- 
pen vollzieht sich — um cs erneut dar- 
zulegen — nicht nur in diktatorischen 
und autoritären Regimen, sondern 
nicht minder in demokratisch verfaß- 
ten Systemen. 




Serbenpolizei überwacht Albaner in Pri- 
stina: Angst vor der Vertreibung über die 
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„Der Katalog der Vorurteile, nach 
denen traditionelle Minderheiten [d.h. 
Volksgruppen; d.Verf.] fortgesetzt dis- 
kriminiert oder neue als .Fremdgrup- 
Pen* abgestempelt werden, ist so um- 
fangreich wie die Zahl der Motive und 
yerlaufsmuster von Unterdrückung 
und Aggression.' **) 

Die Hauptformen der Unterdrük- 
kung nationaler Minderheiten sind 
Entnationalisierung, erzwungene As- 
simiiierung, Diskriminierung, Isolie- 
rung, Entrechtung, soziale Benach- 
teiligung durch Ausschluß von be- 
stimmten Gemeinschaftsaktionen und 
-aktivitäten bzw. deren nur partiel- 
le Teilnahme. Assimilierung zerstört 
eine Volksgruppe. 



Schutz und Unterstützung 
einer Volksgruppe 



Der Schutz von Volksgruppen ist 
durch individuelle und kollektive 
Menschenrechte, d.h. durch Schutz 
des Einzelnen und der Gruppe, mög- 
lich. „Der bloße Individualschutz 
reicht nicht aus, um eine Volksgruppe 
als solche zu erhalten, diese muß auch 
rechtlich anerkannt sein in dem Sinne, 
daß sie als Gemeinschaft zu erhalten 
ist, soweit sie das selbst will ." 3S > 
Notwendig ist beides: Erhaltungs- 
rechte und Entfaltungsrechte; letztere 
bedürfen der Sonderregelungen und 
Sondermaßnahmen. Um die Existenz 
einer Volksgruppe zu sichern, muß 
s 'e sich auch in Form einer materiel- 
len (substantiellen) Gleichberechti- 
gung entwickeln und entfalten kön- 
nen. 36 ) 



„Es gibt nichts 
Ungerechteres 
als ungleiche Dinge 
gleich zu behandeln. 



Die Volksgruppe muß nicht nur for- 
mell, sondern auch materiell gleich- 
gestellt werden. Bei der formellen 
Gleichstellung oder Gleichberechti- 
gung mit dem Staatsbürger wird die 
Volksgruppe nur geduldet, d.h. nicht 
durch aktives Handeln diskriminiert 
oder verfolgt. Dies entspricht einem 
formalen oder duldenden Nationalitä- 
tenrecht. Bei der materiellen Gleich- 
stellung geht es nicht nur um die Er- 
haltung, sondern zugleich um die Ent- 
faltung der Volksgruppe. Dies ent- 
spricht einem fördernden Nationali- 
tätenrecht. 37 ) 

Und „ein förderndes Nationalitä- 
tenrecht muß sich geradezu notwendi- 
gerweise auch auf eine finanzielle 
Förderung erstrecken, bei welcher die 
Volksgruppen als solche (nicht nur 
einzelne ihrer Angehörigen) angemes- 
sen Anteil an den Kulturbudgets des 
Staates erhalten. [...] Geht man davon 
aus, daß Volksgruppen erhaltungs- 
würdig sind, dann muß ihnen ein 
förderndes Nationalitätenrecht zuteil 
werden ," 38 ) 

Der österreichische Verfassungs- 
gerichtshof sprach 
1981 treffend von 
einer „ Wertentschei- 
dung des Verfas- 
sungsgesetzgebers 
zu Gunsten des 
Minderheitenschut- 
zes“ und sprach da- 
von, daß ,jes der 
Schutz von Ange- 
hörigen einer [natio- 
nalen; d.Verf.l Min- 
derheit gegenüber 
Angehörigen ande- 
rer gesellschaftlicher 
Gruppen sachlich 
rechtfertigen oder 
sogar erfordern 
(kann), die Minder- 
heit in gewissen Be- 
langen zu bevorzu- 
gen.“^ 



Daß es alleine nicht ausreicht, eine 
Volksgruppe oder nationale Minder- 
heit in einem ihr fremden Staat for- 
mell mit dem Staatsvolk gleichzustel- 
len, um sie in ihrer nationalen Identi- 
tät zu schützen, hat der Südtiroler 
Landeshauptmann a.D. sowie Ob- 
mann der Südtiroler Volkspartei a.D. 
(SVP) Dr. Silvius Magnago (Bozen) 
1989 wie folgt verdeutlicht: „Es hat 
ein Südtiroler Senator einmal gesagt, 
es gibt nichts Ungerechteres, als un- 
gleiche Dinge gleich zu behandeln. Es 
gibt nichts Ungerechteres als unglei- 
che Dinge gleich zu behandeln heißt, 
die sprachliche Minderheit, die Volks- 
gruppe, die in einem fremden Staat 
lebt, die ist nicht das gleiche wie das 
Staatsvolk. Das sind zwei verschiede- 
ne Dinge, die Sprachminderheit und 
das Staatsvolk.“ 40 ) Eine Volksgruppe 
muß folglich „Instrumente in die 
Hand bekommen, die, wenn sie davon 
Gebrauch macht, weil sie leben und 
überleben will, ihr einen Schutz bie- 
ten, so daß sie ohne Angst in die Zu- 
kunft sehen kann.“ 4 *) 

Kultureller, ethnischer, wirtschaftli- 
cher und sozialer Schutz einer Volks- 
gruppe kann nur durch Sondermaß- 
nahmen gewährleistet werden. Zu 
schützen sind u.a.: 

— das Recht auf den Gebrauch der 
eigenen Sprache im Gebiet der 
eigenen Heimat; 

— das Recht auf die Gleichberechti- 
gung der eigenen Muttersprache 
mit der Staatssprache im Besied- 
lungsgebiet, in dem die Volksgrup- 
pe lebt; 

— das Recht auf eigene Schulen und 
Kindergärten in der Mutterspra- 
che; 

— das Recht zur Selbstverwaltung in 
der eigenen Heimat; 

— das Recht nicht nur auf Indivi- 
dual-, sondern auch auf Territo- 
rialautonomie; 

— das Recht auf politische Freiheit. 
Björn Engholm prägte 1988 für das, 
was hier der Begriff Sondermaßnah- 
men ausdrücken soll, den Begriff „ge- 
schützte Privilegierung“: „Bei altem, 
was wir persönlich wollen, müssen wir 
andere Auffassungen, andere kulturel- 
le Eigenarten schützen, weil sie in 
unserer eigenen Geschichte getragen 
haben.“ 41 ) 

Ohne Volksgruppenrechte — Rech- 
te für die Gruppe als solche — ist kei- 
ne materielle Gleichheit zu erreichen. 

Wichtig für den Schutz einer Volks- 
gruppe ist, daß allgemein „und für 
den Bereich der UNO schlechthin 
[...] das Nicht-Zurkenntnisnehmen der 




^ ie Kosovo-Albaner haben die höchste Geburtenrate Europas 
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Existenz einer Volksgruppe durch den 
Staat als für die Forderung nach 
einem Volksgruppenschutz (als) irrele- 
vant bezeichnet (wird).“ 45 ) Im Ca- 
potori-Bericht (UN-Menschenrechts- 
kommission) aus dem Jahre 1979 
heißt es diesbezüglich: JEine Gruppe 
kann eine [nationale; d.Verf.] Minder- 
heit selbst dann sein, wenn sie niemals 
in der Gesetzgebung oder von der Öf- 
fentlichkeit des Landes, zu dem sie 
gehört, als solche erwähnt worden 
ist.“ 44 ) 

Nur selbstbewußte Volksgruppen 
können Eigeninitiative zur Bestands- 
sicherung entfalten. „Eine gewisse 
Hilfeleistung könnte [und müßte; 
d.Verf.] dabei das Muttervolk lei- 
sten .“ 45 > 

Eine Bestandssicherung setzt folg- 
lich den Willen zur eigenen Identität 
durch eigene Aktivitäten, die Hilfe 
des Muttervolkes sowie 
die Gewährung staats- 
bürgerlicher und exi- 
stenzerhaltender Rechte 
in der fremdartigen 
Umgebung (Staat) vor- 
aus. Letzteres kann nur 
von einem internatio- 
nal oder zumindest 
europaweit abgesicher- 
ten Volksgruppenrecht, 
dessen Kodifizierung 
und selbstverständli- 
chen Beachtung ge- 
währleistet werden. Das 
Volksgruppenrecht wür- 
de — wie bereits ange- 
deutet — die An- 
erkennung der nationa- 
len Minderheit oder 
Volksgruppe als kollek- 
tive Rechtspersönlichkeit bedeuten. 

Ein Friede zwischen Völkern und 
Volksgruppen ist erst die Vorausset- 
zung auch für den Frieden zwischen 
Staaten. Was notwendig ist, ist eine 
auf gegenseitige Achtung gegründete 
Ordnung. 



Zugehörigkeit 
zu einer Volksgruppe 



Zur Zugehörigkeit zu einer Volks- 
gruppe ist generell zu sagen: „Im all- 
gemeinen wird man [...] in eine ethni- 
sche Gruppe hineingeboren und so- 
zialisiert, wodurch ,askriptive‘ und/ 
oder .primordiale* [uranfängliche, ur- 
sprüngliche; d.Verf.] Bindungen zu ihr 
entstehen.“ 46 ^ Eine „Gruppe steht, 
obzwar sie aus Einzelnen besteht, 
über den Einzelnen. Ob nun der Ein- 



zelne aus der Gruppe ausscheidet oder 
nicht, besteht die Gruppe als solche 
unverändert weiter, was besonders für 
die Volksgruppe gilt.“ 41 ) 

Allgemein gilt, daß zur Volksgrup- 
pe gehört, wer zu ihr gehören will, 
und eine erzwungene Nachprüfung 
nicht zulässig ist. Im österreichischen 
Volksgruppengesetz von 1976 heißt es 
diesbezüglich: „Das Bekenntnis zu 
einer Volksgruppe ist frei. Keinem 
Volksgruppenangehörigen darf durch 
die Ausübung oder Nichtausübung 
der ihm als solchem zustehenden 
Rechte ein Nachteil erwachsen. Keine 
Person ist verpflichtet, ihre Zugehö- 
rigkeit zu einer Volksgruppe nachzu- 
weisen." 4 *) 

Der schleswig-holsteinische Mini- 
sterpräsident Björn Engholm erklärte 
1988 vor der deutschen Minderheit in 
Dänemark: „Deutscher ist, wer Deut- 



schersein will [...] in ihrem Anspruch, 
sich als Minderheit selbstzubestim- 
men, liegt ein ganz ursächlicher de- 
mokratischer Grundsatz. Wenn wir 
diesen Grundsatz weltweit zur Grund- 
lage des menschlichen Handelns ma- 
chen könnten, wären fast alle Kon- 
flikte weitestgehend gelöst. Es muß 
das Recht der Existenz von Minder- 
heiten [d.h. Volksgruppen; d.Verf.] ge- 
sichert werden. Und die zweite Folge 
besteht in einer Verpflichtung des 
Mutterlandes- Es hat sicherzustellen, 
daß die Existenz einer Minderheit 
nicht nur ideell, sondern auch mate- 
riell gesichert wird.“ 49 ) 



Rechtliche Absicherung 
einer Volksgruppe 



Dort, wo Volksgruppen unterdrückt 
werden, handelt es sich um eine Ver- 
letzung der individuellen und kollekti- 
ven Menschenrechte. „Die nationalen 
Rechtsordnungen sind oft grundsätz- 
lich unzureichend, werden nicht ein- 
gehaltgen und/oder sind für Mikro- 
ethnien [d.h. auch Volksgruppen all- 
gemein; d.Verf.] nicht durchsetzbar. 
Der Rückgriff auf die internationale 
Rechtsordnung und die Einschaltung 
ihrer Kontroll- und Durchsetzungsor- 
ganisationen ist deshalb eine nahelie- 
gende Strategie.“ 50 ) 

Im internationalen Völkerrecht 
oder im Recht ausgehend von europä- 
ischen Gemeinschaftsinstitutionen ist 
bislang direkt noch kein Recht für eth- 
nische Minderheiten 
oder Volksgruppen ver- 
ankert. Völkerrechts- 
subjekte sind nach wie 
vor nur die Staaten. Vor 
dem Völkerrecht gilt die 
Existenz von Volks- 
gruppen bisher noch als 
innerstaatliche Angele- 
genheit, d.h. man ver- 
langt von der ethni- 
schen Minderheit Loya- 
lität gegenüber dem 
Staat, dem sie angehört, 
und unterliegt dem 
„ Nichteinmischungs- 
Prinzip ". 51 > Jedoch 
vollzieht sich diesbezüg- 
lich ein Wandel, in- 
dem „ allmählich“ — so 
Sandra Wenzel — 
das „, Nichteinmischungs-Prinzip* [...] 
nicht mehr auf Menschenrechts- 
und Minderheiterfragen bezogen 
(wird).“ 52 ) 

Ein Konzept der „humanitären 
Intervention“ beginnt sich durchzu- 
setzen. Als indirekter Minderheiten- 
schutz kann völkerrechtlich das Dis- 
kriminierungsverbot 2.1. der Men- 
schenrechtserklärung von 1948 an- 
gesehen werden. Untersagt ist hier „ir- 
gendeine Unterscheidung wie etwa 
nach Rasse, Farbe, Geschlecht, natio- 
naler und sozialer Herkunft, nach 
Eigentum, Geburt oder sonstigen 
Umständen.“ 55 ) 

Festzustellen ist auch, daß die UN 
im Bereich ihrer Menschenrechtskom- 
mission schon seit 1947 über eine 
„Unterkommission zur Verhütung 
von Diskriminierung und für Minder- 
heitenschutz“ C. Sub-Commission on 
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Prevention of Discrimination and 
Protection of Minorities ") verfügen. 

„Wiederholte Erklärungen und Kon- 
ventionen der UN weisen auf das 
Schutzbedürfnis von Minderheiten 
hin, Grundrechte und Verfassungs- 
bestimmungen garantieren Minder- 
heiten in vielen Ländern (formalen; 
d.Verf.] Status und [formale; d.Verf.) 
Chancengleichheit. ' * 54 ) 

Ermacora klagt zu Recht, „daß die 
Minderheiten in der Welt und ihre 
Sorgen [...] zu den Außenseitern des 
internationalen menschenrechtlichen 
Systems gehören. Doch gerade ihre 
Probleme bewegen die nationalen Ge- 
meinschaften mehr, als es die interna- 
tionalen Organisationen wahrhaben 
wollen. Was in fachkundigen Gremien 
an Studien über diese Frage ent- 
wickelt wird, erreicht nicht die Ebene 
internationaler Machthaber Z" 5 *) 

Die Schaffung eines international 
anerkannten Volksgruppenrechts wäre 
ein Beitrag zur äußeren und inneren 
Friedenssicherung. Zur Zeit wird im 
Europaparlament der Entwurf einer 
„Volksgruppencharta der EG“ bera- 
ten. 

Dort, wo Kleinstvolksgruppen (Mi- 
kroethnien) den äußeren Frieden gar 
nicht gefährden, ist das Volksgrup- 
penrecht ebenso erforderlich als Ach- 
tung vor dem Schwächeren und der 
Würde jeder menschlichen Existenz. 

Ohne Volksgruppenrechte, d.h. die 
Anerkennung der Freiheit nicht nur 
aller Völker, sondern auch Volksgrup- 
pen, ist in Europa eine wirklich dauer- 
hafte und tragfähige Friedensordnung 
nicht zu erreichen. Und dies bezieht 
sich besonders auf die deutschen 
Volksgruppen und Volksgruppen in 
der Vertreibung. 

Ohne Volksgruppenrechte als ein 
unveräußerlicher Zusatz der Men- 
schenrechte ist eine dauerhaft befrie- 
dete Weltordnung ebenso unmöglich 
wie etwa die Lösung des Nahostkon- 
fliktes. Das Volksgruppenrecht — die 
Anerkennung aller Volksgruppen — 
vermag das europäische Kulturerbe zu 
sichern und zu erhalten. Einheit in der 
Vielfalt ist anzustreben, um so dem 
interethnischen Frieden zu dienen. 

Für die Aufrechterhaltung der Viel- 
falt und Einheit Europas gleicherma- 
ßen — der Freiheit nicht nur der 
Völker, sondern auch der Volksgrup- 
pen — heißt dies, so Dr. Silvio Mag- 
nago: „Die Vielfalt der Kultur und der 
Sprachen, die sich nicht zur Einheit 
führen läßt, bedeutet Chaos, wie die 
Einheit, die nicht zugleich Vielfalt ist, 
tyrannei bedeutet Z* 56 * 



„Die Vielfalt der Kultur 
und der Sprachen, die 
sich nicht zur Einheit 
führen läßt, bedeutet 
Chaos, wie die Einheit, 
die nicht zugleich Viel- 
falt ist, Tyrannei be- 
deutet.“ 

Dr. Silvio Magnago 



Die Freiheit aller Volksgruppen ist 
dann erreicht, wenn erkannt wird, 
„daß ethnische Minderheiten eine Be- 
reicherung der Kultur darstellen, und 
somit zum staatlichen Prinzip erho- 
ben würde, daß der Schutz der sprach- 
lichen Minderheiten ein nationales 
Interesse darstellt ." 57) 

ln der Bordeaux-Erklärung des 
Europarates aus dem Jahre 1975 heißt 
es: „Das Recht jeden Europäers auf 
seine Region (auf seinen angestamm- 
ten Heimatbereich; d.Verf.] ist ein Ele- 
ment seines Rechtes auf Verschie- 
denheit. Dieses Recht [...] kontestieren 
zu wollen, hieße, die Identität des 
europäischen Menschen und letztlich 
Europas selbst in Frage zu stellen ," 58) 
Das Volksgruppenrecht der Zu- 
kunft wird auch für die deutschen 
Heimatvertriebenen eine außerordent- 
liche Bedeutung haben. Ein inter- 
national anerkanntes Volksgruppen- 
recht — als Gruppenrecht oder 
Recht des Kollektivs — muß untrenn- 
bar verbunden sein auch mit den 
Rechten der heimatvertriebenen 
Volksgruppen oder Flüchtlingsvolks- 
gruppen, oder es wäre nur eine Illu- 
sion. Treffend stellt Vciter fest: „Das 
Recht auf die f angestammte ) Heimat 
ist für die Lösung des Nationalitäten- 
konflikts durch ein modernes Volks- 
gruppenrecht deshalb so bedeutsam, 
weil die Versagung dieses Rechtes 
auch jegliches Volksgruppenrecht illu- 
sorisch machen und den ethnischen 
Konflikt erst erneut heraufbeschwö- 
ren würde. Bedenkt man, daß der un- 
behelligte Verbleib in der angestamm- 
ten Heimat und das Verbot der Ver- 
treibung aus der Heimat — in Öster- 
reich z.B in § 5a des Kriegsverbre- 
chergesetzes zum Kriegsverbrechen 
erklärt — überhaupt erst ein Zusam- 
menleben der Völker und Nationalitä- 
ten wirklich sichert, so wird man sich 
der Bedeutung des Rechtes auf die an- 
gestammte Heimat erst so richtig be- 
wußt. [...] Die Heimat und der 
gesicherte Verbleib in ihr ist eines der 
höchsten Rechtsgüler, die die Mensch- 



heit überhaupt hat.“ ^ 

Der Völkerrechtler Ermacora hebt 
die Bedeutung des nationalen Minder- 
heitenschutzes — die Schaffung eines 
Volksgruppenrechtes — auch für die 
Volksgruppen der Heimatvertriebe- 
nen hervor, wenn er feststellt: „Min- 
derheitenschutz ist notwendig, wenn 
Vertriebene ihr Recht auf die Heimat 
geltend machen und wiederum in 
ihrer Heimat siedeln wollten. Minder- 
heitenschutz ist demnach einerseits 
ein historisches Faktum, andererseits 
eine in die Zukunft weisende Aufgabe, 
Recht auf Heimat sowohl für jene, die 
draußen leben, als auch für jene, die 
drinnen leben: Es hat zur Bedingung 
einen speziellen Epistenzschutz, und 
dies ist der Minderheitenschutz, weil 
der generelle Menschenrechtsschutz 
allein nicht genügen kann, einen neu- 
en Anfang zu setzen. In jedem Fall 
müssen Fehler im Minderheitenschutz 
vermieden werden, die ihn in der Zwi- 
schenkriegszeit ad absurdum führ- 
ten. War der Minderheitenschutz nach 
1918/19 eine Art Unrechtsausgleich 
für die Zuweisung der Sudetendeut- 
schen ohne Selbstbestimmung in den 
neuen, fremden tschechoslowakischen 
Staatsverband, so sollte er heute als 
ein konstitutives Mittel moderner 
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie 
angesehen werden, aber auch als eine 
Art Wiedergutmachung für erlittenes 
Unrecht und mißglückte Lösungspoli- 
tik, wenn man sie vom Moralischen 
her betrachtet .“ 60> ’ 

Keine gesamteuropäische Freiheit 
ohne Freiheit und Selbstbestimmung 
aller Völker und Volksgruppen, nicht 
zuletzt auch der deutschen Heimat- 
vertriebenen, der Schlesier, Branden- 
burger, Pommern, Ostpreußen und 
Sudetendeutschen! Nichts ist endgül- 
tig geregelt, solange es nicht gerecht 
geregelt ist. 

Nichts bleibt so, wie es ist. Die ein- 
zige Beständigkeit in der Geschichte 
ist ihre Wandelbarkeit. Die Geschichte 
kennt keinen Schlußstrich. Recht und 
Gerechtigkeit, Rückkehr und Wieder- 
gutmachung für die deutschen Hei- 
matvertriebenen — das ist eine der 
Grundsäulen zu einer wirklich dauer- 
haften und tragfähigen europäischen 
Friedensordnung. 
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wir selbst - kontrovers 



Claus Laske 

Freistaat Sachsen-Niederschlesien? 



Seit etwa zwei Jahren haben sich in Görlitz das 
Kuratorium Schlesische Lausitz und die Unab- 
hängige Initiativgruppe Niederschlesien im Sin- 
ne einer Wahrung der schlesischen Identität 
geäußert. Die Forderungen nach eigener Staat- 
lichkeit gipfelten in dem Wunsch, den Namen 
des sächsischen Freistaates mit dem Zusatz 



„Niederschlesien“ zu versehen. 

So achtenswert die Initiativen der beiden Gör- 
litzer Gremien sind, gehen Absichten auf einen 
„Freistaal Sachsen-Niederschlesien“ am Kern 
der Dinge vorbei. Zweifellos wirkt hier das Bei- 
spiel des Landes Mecklenburg-Vorpommern. 
Doch der Vergleich läuft fehl. 



Vorpommern ist eine historische 
Landschaft, die bereits 1648 bis 
1815 eine eigenständige Entwicklung 
nahm, als sie im Besitz der Krone 
Schweden war. Die Landschaft blieb 
nach dem Zweiten Weltkrieg fast völ- 
lig unter deutscher staatlicher Hoheit 
und hat sich 1990 mit dem Land 
Mecklenburg vereinigt. 

Demgegenüber läßt sich die Region 
um Görlitz nicht mit Niederschlesien 
gleichsetzen. Zwar hat das Gebiet 
nach 1945 offenbar eine beträchtliche 
schlesische Bevölkerungskomponente 
erhalten. Geografisch aber ist es 
falsch, Niederschlesien als Synonym 
für den ehemaligen preußischen Re- 
gierungsbezirk Liegnitz zu nehmen. 
Er bestand aus dem westlichen Teil 
des Herzogtums Schlesien und aus der 
nördlichen Oberlausitz (mit Görlitz), 
die der König von Sachsen 1815 an die 
preußische Krone abtreten mußte. Die 
Vereinigung der beiden Komponenten 
geschah offensichtlich aus verwal- 
tungstechnischen Rücksichten. 

Die Markgrafschaft Oberlausitz 
war ein eigenständiger Staat, der z.T. 
noch bis 1918 formal eine Oberhoheit 
der Krone Böhmen anerkannte und 
seit 1635 vom sächsischen Kurfürsten 
regiert wurde. Dieser Staat hatte sich 
im späten Mittelalter aus dem „Land 
der Sechsstädte “ gebildet, dem Ein- 
flußbereich der verbündeten mächti- 
gen Städte Kamenz, Bautzen, Löbau, 
Zittau, Görlitz und Lauban. Der Fluß 
Queis östlich der Görlitzer Neiße bil- 
det die Grenze dieses Territoriums ge- 
gen Schlesien. 

Aus diesen Darlegungen folgt, daß 
man Görlitz geografisch nicht zu Nie- 
derschlesien rechnen kann. Es gehörte 
bis 1947 zur preußischen Oberlausitz, 



die sich heute legitim als schlesische 
Oberlausitz bezeichnen kann. Der Be- 
griff Oberlausitz sollte dabei bevor- 
zugt werden; denn es gibt streng ge- 
nommen gar keine Lausitz, sondern 
nur die beiden Lausitzen. Darüber lie- 
gen zahlreiche Untersuchungen von 
Görlitzer Regionalhistorikern vor. 

Noch ein anderer historischer 
Grund verbietet für den Freistaat 




Seit 1945 teilt die — Neiße die nieder- 
schlesische Stadt Görlitz. 



einen Doppelnamen. Die Bezeich- 
nung Sachsen wurde als politischer 
Begriff seit dem 15. Jahrhundert aus 
dem Norden auf unser Territorium 
übertragen. Wollte man den nieder- 
schlesischen “ Bestrebungen gerecht 
werden, dann hätten auch alle ande- 



ren Regionen des Landes (Voigtland, 
Erzgebirge, Oberlausitz, Mark Mei- 
ßen, Leipziger Land etc.) das Recht 
auf eine gleiche Forderung. 

Der Sachsenbund hat, um den re- 
gionalen Identitätsproblemen im Frei- 
staat gerecht zu werden, eine Regio- 
nalisierung des Landes in verwal- 
tungsmäßiger Hinsicht gefordert. 
Konkret schlug er u.a. die Einrichtung 
einer zweiten Kammer des Landtages 
vor, in der die einzelnen Landesteile 
als eigenständige politische Körper 
(also auch die Schlesische Oberlau- 
sitz) vertreten sein sollten. 

Dem würde auch entsprechen, das 
1806 vom sächsischen König ange- 
nommene Einheitswappen nach hi- 
storischem Vorbild durch ein Allianz- 
wappen der vereinigten Landesteile zu 
ersetzen. Daß sich daraus auch eigene 
Flaggenhoheit für die Schlesische 
Oberlausitz ergibt, versteht sich von 
selbst. 

Wir sind der Auffassung, daß dem 
Görlitzer Gebiet im europäischen 
Kooperationsprozeß mit dem unter 
polnischer Hoheit stehenden Kern- 
schlesien und dem 1742 bei der Krone 
Böhmen gebliebenen Teil des schlesi- 
schen Staates eine gewichtige Rolle 
zukommt. Die staatsrechtliche und 
wirtschaftliche Einbindung in den 
Freistaat scheint uns eine wesentliche 
Voraussetzung zu sein, um diese Rolle 
überzeugend zu gestalten. 



Claus Laske 

Diplomhistoriker, gehörte im Januar 
’90 zu den Mitbegründern der Sachsen- 
partei und ist heute stellvertretender 
Landes Vorsitzender des Sachsenbund 
e.V. 
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Als im Jahre 1241 nach der christ- 
lichen Zeitrechnung die Mongolen 
den Deutschen und Polen bei 
Liegnitz und den Ungarn am Sajo- 
FluB eine gefährliche Niederlage 
beibrachten, wurde Europa daran 
erinnert, daß es den Westteil des 
eurasischen Festlandes bildet, es 
gleichsam den kulturellen Gegen- 
pol zu China, dem Ostteil dessel- 
ben, bezeichnet. Dazwischen liegt 
ein Raum, der durch eine ständige 
Unruhe von weiltgeschichtlicher 
Tragweite gekennzeichnet ist. Bis- 
her letzter Ausfluß dieser Dyna- 
mik des eurasischen Zwischenrau- 
mes dürfte, von den Deutschen un- 
ter Hitler leichtsinnig losgetreten, 
die Westverschiebung von Polen 
und besonders von Deutschen 
sein. Das Unrecht der Vertreibung 
konnte Europa jedoch solange 
faktisch übergehen, wie das östli- 
che Europäertum, insbesondere 
die Russen, unbeweglich in sich 
verharrte und keinerlei bedeutsa- 
me Reaktion auf die Neuformie- 
rung Europas in seinem Westen 
und auf die erneute Heraufkunft 
alter asiatischer Mächte in seinem 
Osten zeigte. Diese Sachlage hat 
sich in den letzten Jahren grundle- 
gend gewandelt. 



Hubert K. Daunicht 




Einige historische Reminiszenzen 
zu Chinas Drang nach Westen 



Mit der Hinwendung des slawischen 
Ostens, vor allem Rußlands, zu Euro- 
pa und überhaupt zum Westen hat 
sich diese alte Kulturzone des östli- 
chen Europäertums offen zum An- 
schluß an den westlichen Kulturraum 
bekannt und damit zugleich den 
durch die kommunistische Ideologie 
heraufgeführten Schwebezustand zum 
östlichen Kulturraum um China letzt- 
lich beseitigt. Demgemäß wird sich 
das Verhältnis Rußlands zu China all- 
mählich in der Substanz ändern, mit- 
hin der gesamte eurasische Raum 
zwischen den beiden Kulturpolen er- 
neut in Bewegung geraten. Die ost- 
deutschen Heimatvertriebenen täten 
gut daran, neben ihrem unabdingba- 
ren Anspruch auf das Heimatrecht ge- 



genüber Polen überdies mit allergröß- 
te Aufmerksamkeit die künftigen Ent- 
wicklungen zwischen Russen, Turk- 
völkern, Tibetern, Mongolen und 
Chinesen zu verfolgen. Vor allem aber 
gilt es, hier das Verhalten der Groß- 
macht China im Auge zu behalten; sie 
aus ihrer Geschichte heraus zu verste- 
hen, kann dabei nur förderlich sein. 

Zur Zeit bietet dieses Land dem 
Außenstehenden ein höchst wider- 
sprüchliches Bild. China öffnet sich 
expressis verbis westlichen Einflüssen, 
doch zugleich behindert es diese Ein- 
flußnahme, sie auf undurchsichtig 
verschlungenen Wegen hintertreibend. 
China holt westliches Wissen und Ka- 
pital ins Land und schickt seine Stu- 
denten ins westliche Ausland, doch 



dann kartätscht es am Ende seine Stu- 
denten auf dem Platz des Himmli- 
schen Friedens nieder. China sucht 
gute Beziehungen zur internationalen 
Staatenwelt zu entwickeln, doch dann 
unterstützt es wieder den Massen- 
mörder Pol Pot in Kambodscha. Wie 
reimt sich das alles zusammen? 

Man kann natürlich eine Reihe von 
wesentlichen Ursachen für dieses ver- 
wirrende Verhalten ausfindig machen, 
doch scheint mir persönlich eine Ur- 
sache von besonderem Gewicht zu 
sein: das imperiale Erbe Chinas. Es 
prädestiniert offenbar immer noch 
oder von neuem die Handlungsweise 
seiner Führungseliten. China, Chung- 
kuo, „das Reich der Mitte“, empfand 
sich stets als zivilisatorisches Zentrum 
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Massaker am Tienanmen-Plalz in Peking: das imperiale Erbe der chinesischen Elite 



Oben: ein Ming-Kaiser auf Inspektions- 
reise durch das Reich der Mitte; rechts: 
Dchinhgis Khan und seine Mongolen- 
krieger im Kampf mit Chinesen 



der Welt. Alles, was nicht zu diesem 
Reich gehörte, galt als „barbarisch“. 
Dieses elitäre Einheitsdenken läßt die 
Außenwelt bestenfalls als tributäres 
und kolonisatorisches Vorfeld erschei- 
nen. Im Laufe der Jahrtausende hat 
sich der chinesische Kulturraum so 
stetig erweitert und sein jeweils näch- 
stes Umfeld zu sinisieren verstanden. 

Für die Länder im Westen Chinas 
gilt das jedoch nur bedingt. Dort sa- 
ßen bis gegen 160 v. Chr. indo-euro- 
päische Völkerschaften, sie standen 
außerhalb des Reiches der Mitte, Uber 
das der Sohn des Himmels gebot. 
Schon bevor um 165 v. Chr. die indo- 
europäischen Tocharer, von den Hun- 
nen bedrängt, ihre uralten Stamm- 
lande am Huang-ho verließen und 
nach Westen, bis nach Afghanistan, 
zogen, sahen sich die Chinesen ge- 
zwungen, gegen diese am oberen Ke- 
rulen beheimateten nördlichen Bar- 
baren einen Wall, die berühmte Chi- 
nesische Mauer, zu errichten (un- 
ter Ch’in Shih Huang-ti, 221—209 
v. Chr.). Um aber die Hunnen (chin. 
Hsiung-nu) auch von der Seidenstraße 



fernzuhalten, begann China mit der 
Ausdehnung seines Machtbereichs 
nach Westen, nach Innerasien hinein. 
Ein schreckliches Ringen begann. 
Schließlich gelang es den Chinesen, 
die Hunnen in zwei Lager aufzuspal- 
ten, mit dessen einem sich die Chine- 
sen arrangierten. Das andere Lager, 
die sog. westlichen Hsiung-nu, verließ 
die Mongolei und zog nach Westen. 
Im 5. Jahrhundert nach Chr. sollten 
sie dann die europäischen Staatenwelt 
in Angst und Schrecken versetzen, be- 
sonders unter ihrem Anführer Attila; 
sie kamen bis zu den Katalaunischen 
Feldern in Frankreich, wo bekanntlich 
ihre Macht im Jahre 451 n. Chr. von 
einem Heer aus Römern, Westgoten 
und Burgundern gebrochen wurde. 
Sobald der Friede entlang der Seiden- 
straße hergestellt war, zogen sich die 
Chinesen nicht etwa, wie zu erwarten, 
aus Zentralasien zurück, vielmehr be- 
stimmten plötzlich völlig andere Be- 
weggründe ihr Verhalten gegenüber 
dem „Westen“. Schon im Jahre 102 
stieß eine chinesische Strafexpedition 
von mehr als 60000 Mann bis nach 



Ferghana (Russisch-Mittelasien) vor. 
Die Chinesen waren auf den Ge- 
schmack gekommen. Die Geburts- 
stunde des chinesischen Imperialis- 
mus hatte geschlagen. Der Han- 
Kaiser Hsüan-ti (73 — 49 v. Chr.) sah 
keinen Grund mehr, die imperialisti- 
sche Grundlinie der chinesischen Poli- 
tik zu verschleiern, als er feststellte: 
„Die Han haben ihr eigenes Gesetz, 
ein Gesetz von Eroberern.“ Fortan 
wurde in der Tät nur noch erobert, be- 
straft, befriedet. Das Hin und Her 
von Auflehnung und Bestrafung der 
indo-europäischen Oasen kam erst zu 
einem gewissen vorläufigen Abschluß, 
als der geniale Han-Feldherr Pan 
Ch’ao die Pax Sinica in dieser Weltge- 
gend herstellte. Er handelte zumeist 
höchst eigenmächtig und verfuhr 
nach dem berühmten, von ihm selbst 
geprägten Ausspruch, der zu einem 
Leitsatz chinesischer Außenpolitik 
werden sollte: „Sich der Barbaren be- 
dienen, um die Barbaren anzugrei- 
fen.“ Pan Ch’ao verstand es nämlich 
meisterhaft, die einzelnen indo- 
europäischen Oasenstaaten gegenein- 
ander auszuspielen. Mit den Kriegs- 
zügen des Pan Ch’ao sollte China in 
Mittelasien gewissermaßen Fuß fassen 
(zweite Hälfte des 1. Jahrhunderts 
n. Chr.). Die Vorherrschaft Chinas im 
Tärim-Becken unterlag freilich den 
Wechsel fällen der Geschichte, für lan- 
ge Zeitabschnitte schwand sie völlig, 
dennoch sollten diese „Westländer“ 
(hsi-yü) nie wieder gänzlich dem 
Blickfeld der chinesischen Politik ent- 
gleiten. 

In der T’ang-Zeit hatte ein erneuter 
imperialistischer Aufbruch Chinas je- 
doch für die indo-europäische Oasen- 
bevölkerung und ihre blühende bud- 
dhistische Kultur verheerende Folgen; 
ein im Dienste der T’ang stehender 
Türkenfeldherr zerstörte im Jahre 647 
n. Chr. den Oasenstaat Kutscha und 
massakrierte seine Bevölkerung. Im 
Juli 751 wurden die Chinesen am Fluß 
Talas (Russisch-Mittelasien) von den 
Arabern geschlagen, wenig später 
brach die chinesische Vorherrschaft in 
Zentralasien zusammen. Durch die 
nun aus der Mongolei hereinflutenden 
Uighuren wurden die indo-europäi- 
schen Gemeinwesen allmählich über- 
fremdet und turkisiert, ab etwa der 
Mitte des 10. Jahrhunderts sodann is- 
lamisiert. Nach dem Mongolensturm 
im 13. Jahrhundert verödete Inner- 
asien weitgehend. China griff erst im 
18. Jahrhundert wieder spürbar nach 
diesen Gegenden. 

Im 19. Jahrhundert, dem Jahrhun- 
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Moslemdemonstration auf dem Platz des 
Himmlischen Friedens (links); das Auf- 
begehren der zentralasiatischcn Völker 
gegen die chinesische Fremdherrschaft 
wird fortdauern: Koranschule in Xinjiang 
(oben links). 



dert des westlichen Imperialismus, 
taucht eine neue Macht in Mittelasien 
auf: Rußland. Die Russen wurden 
aber zunächst „neutralisiert“ durch 
die in Indien herrschenden Briten. In- 
folge des russisch-britischen Gegen- 
satzes gelang es den Chinesen, sich 
wieder in diesem Raum festzusetzen. 
Am 11.11.1884 erklärten sie ihn durch 
kaiserliches Dekret zur chinesischen 
Provinz Hsin-chiang (Sinkiang), d.h. 
„neues Grenz(gebiet)“. Nach der Be- 
seitigung der Mandschu-Dynastie er- 
langten die Russen wieder stärkeren 
Einfluß in Innerasien, der jedoch 
während des Zweiten Weltkrieges 
schwand. Mit dem Entstehen der 
kommunistischen Volksrepublik Chi- 
na kam es wiederholt zu ernsten Span- 
nungen mit der Sowjet-Union, ja 
sogar zu kriegerischen Auseinander- 
setzungen daselbst in unmittelbarer 
Nähe, in Afghanistan. Darüber hin- 
aus verschlechterte sich zeitweise un- 
gemein das Verhältnis Chinas zu 
Indien, nicht zuletzt ja wegen der an- 
haltenden völkerrechtswidrigen Beset- 
zung Tibets durch China. Diese Span- 
nungen scheinen zwar zur Zeit abge- 



klungen zu sein, dürften aber unter- 
schwellig weiterschwelen; jedenfalls 
solange sich China nicht von seinem 
imperialen Erbe zu lösen bereit ist. 

Ich glaube, drei Sachverhalte lassen 
auch weiterhin auf einen echten Frie- 
den vergeblich hoffen: 

1. Die Unwilligkeit und wohl auch 
Unfähigkeit der führenden Eliten Chi- 
nas, ob kommunistisch oder natio- 
nalistisch, sich zugunsten einer kon- 
struktiven Innenpolitik von alten im- 
perialistischen Denkschablonen zu lö- 
sen, werden weitere Spannungen her- 
aufbeschoren. 

2. Das Aufbegehren der zentralasia- 
tischen Völker gegen die chinesische 
Fremdherrschaft wird fortdauern. 

3. Für die Beherrschung des eurasi- 
schen Raumes ist und bleibt Zentrala- 
sien von entscheidender geostrategi- 
scher Bedeutung. Die Rivalität der 
Großmächte — China, Indien, Ruß- 
land, Amerika — wird andauern, ihr 
Großmachtstreben scheint nicht zur 
Ruhe kommen zu wollen. Das Zeugnis 
Rudyard Kiplings., des Dichters des 
englischen Imperialismus, hat nichts 
von seiner Aktualität eingebüßt: Sein 



„Großes Spiel“ — The Great Game 
— geht weiter. 

Jede geschichtliche Situation birgt 
ihre Möglichkeiten, auch für uns 
Deutsche. Vieles wird davon abhän- 
gen, wie sich die deutsche Außenpoli- 
tik zu den russischen Belangen und 
Interessen in Zentralasien verhält. 
Beide Bereiche, die deutsche Ostpoli- 
tik und die russische Asienpolitik, be- 
dingen einander stärker, als manch 
ein deutscher Politiker wahrhaben 
will. Der ehemals preußische Gesand- 
te in Petersburg, Otto von Bismarck, 
wußte noch um diese Zusammenhän- 
ge. Es kann jedenfalls nicht schaden, 
von Zeit zu Zeit auch einmal einen 
Blick aus dem östlichen Fenster des 
gemeinsamen europäischen Hauses zu 
werfen. 
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Ritter mit Pistolen 



Als ich ein kleiner Junge war, wollten die anderen Jun- 
gen immer entweder Cowboys und Indianer oder Solda- 
ten aus dem Zweiten Weltkrieg spielen. Für mich 
jedoch waren solche Spiele gar nicht reizend. Auch 
Cowboys waren für mich zu modern. Ich sehnte mich 
schon nach einem mittelalterlichen Europa. Ritter, nur 
Ritter wollte ich spielen, aber meine Freunde machten 
nicht mit. Dann, eines Tages fiel es mir ein: Cowboys 
sind Ritter mit Pistolen statt Schwertern. Wenn ich 
Cowboys und Indianer spiele, könnten es wirklich ge- 
nauso gut Ritter sein. So war es möglich, mit anderen 
Knaben ruhig zu spielen. 

Cowboys, Ritter und Soldaten aus dem Zweiten Welt- 
krieg waren alle unsere alltäglichen Erfahrungen unge- 
fähr gleich entfernt. Aber an Spielen ist das eben das 
Reizende. Trotzdem war meine Faszination für Ritter 
nicht ohne Bedeu- 
tung. Es war für 
mich der Anfang 
eines Bewußtseins 
über die Geschichte. 

Heute spielen die 
Knaben in den USA 
weder Cowboys 
noch Ritter. Sie in- 
teressieren sich 
nicht einmal für 
Soldaten aus dem 
Zweiten Weltkrieg, 
auch nicht aus ir- 
gendwelchen Krie- 
gen der neueren 
Zeit. Aber sie sind 
keine Pazifisten geworden. Sie spielen Krieger der Zu- 
kunft, Soldaten des Weltraumes. Sie sind zwar brutal, 
bereit, sogar ganze Welten zu vernichten, aber sie sind 
nicht gerade chauvinistisch. Sie vertreten meistens nicht 
einmal die USA, auch kein existierendes Land der Welt. 
Nur das Land einer eingebildeten Zukunft! 

Aber die nationale Identität der USA war immer ziem- 
lich abstrakt. Vielleicht wird ein Vergleich mit Deutsch- 
land das verdeutlichen. Deutschland hat im späten 
neunzehnten und frühen zwanzigsten Jahrhundert die 
Welt weitgehend geistig erobert, durch Denker wie He- 
gel, Marx, Nietzsche und Freud. Aber, insofern die 
deutsche Philosophie zum Eigentum der ganzen Welt 
wurde, hörte sie auch auf, spezifisch deutsch zu sein. 
Anders ausgedrückt, deutsche Kultur wurde zur Welt- 
kultur, aber dabei wurde die Bindung an die deutschen 
Landschaften verloren. In vieler Hinsicht mag die Uni- 
versalität der genannten Denker lobenswert sein. Der 
vehemente Anspruch an Universalität hat jedoch, mei- 
ner Meinung nach, eine Krise der deutschen Identität 
ausgelöst. Die Nazi-Bewegung hat eine brutale Lösung 
versucht, und die Krise am Ende viel, viel schlim- 
mer gemacht. 

Heute in den USA erleben wir auch eine Krise der na- 
tionalen Identität, die, meiner Meinung nach, zum Teil 
auf einem starken Anspruch an Universalität zurückzu- 
führen ist. Aber, um die Ähnlichkeit mit Deutschland 
zu verstehen, muß man sich auch der Unter- 
schiede bewußt sein. Die USA war immer ein Viel- 



völkerstaat, und eine kulturelle Einheit, wie in den Na- 
tionen Europas erstrebt wird, kam nie ernsthaft in Fra- 
ge. Die Einheit der Vereinigten Staaten war immer 
weniger kulturell als philosophisch. Die Basis waren 
Prinzipien der Aufklärung, wie in der amerikanischen 
Verfassung verankert. Die verschiedenen Denkmäler der 
amerikanischen Kultur — der hohen Kultur sowie der 
Massenkultur, Whitman ebenso wie Elvis — haben zu 
dieser Einheit beigetragen, nur insofern man diese als 
Ausdruck des demokratischen Systems interpretiert. 
Dieser demokratische Anspruch war oft lobenswert (ich 
glaube wohl, daß die USA mehr Gleichberechtigung 
und weniger Rassismus als irgend ein anderes Land der 
Well hat), aber er ist wahrscheinlich nicht genug. Die 
philosophische Einheit des Landes ist zu abstrakt. 

Heute drohen die USA in verschiedene Völker zu zer- 
fallen. Das Problem 
ist nicht etwa die 
Schuld über die 
schwarze Sklaverei 
oder die beinahe 
Ausmerzung der In- 
dianer. Es sind 
nicht einmal schlim- 
me Enthüllungen 
über viele Helden 
der amerikanischen 
Geschichte, von 
Thomas Jefferson 
bis zu Martin Lut- 
her King. Es ist ei- 
ne Krise der 
Ideologie, auf der 
die USA gegründet wurde. Früher konnte man, egal 
wie heftig man sie bedauerte, Tätsachen wie die schwar- 
ze Sklaverei als Etappen eines geschichtlichen Prozesses 
verstehen — wie auch die stalinistischen Verbrechen im 
Ostblock verstanden wurden — , die notwendig zur Ver- 
besserung führen mußten. Auch wenn man nicht bereit 
war, die amerikanischen Verbrechen zu entschuldigen 
oder zu verzeihen, konnte man mindestens einen Sinn 
darin finden. So konnte man die Geschichte zwar nicht 
bewältigen (das kann man wirklich nie), aber akzeptie- 
ren. Heute, ohne einen festen Glauben an den Fort- 
schritt, ist das viel schwerer geworden. 

Dabei fällt es mir noch ein, daß wir vielleicht die Ge- 
schichte und die Kultur mißbrauchen, wenn wir darin 
nach Gründen suchen, immer stolz zu sein. Wenn es 
um Stolz geht, sollte man lieber so wenig wie möglich 
über die Geschichte wissen. Fast jedes Volk auf der 
Welt hat eigentlich mindestens genauso viel, um sich zu 
schämen als zu rühmen. Man schämt sich oft der Siege 
sowie auch der Niederlagen. 

Aber die Geschichte ist einem Menschen fast notwen- 
dig, um sich in der Welt zu orientieren. Man kann 
kaum leben, ohne die Fragen ständig zu stellen, „Wer 
bin ich?“ und „Woher komme ich?“ 

Heute kann ich nicht mehr Ritter oder Cowboy spielen. 
Ich weiß zuviel über die beiden. Und Krieger der Zu- 
kunft finde ich überhaupt nicht reizend. Nun, was 
bleibt mir noch zu spielen? Vielleicht nichts als Mensch 
der Gegenwart. Boria Sax 






Schiitische Derwische treiben im 
kosmischen Ihnz (entstanden un- 
ter der Safaviden-Dynastie in Is- 
fahan, um 1650) 



Henning Eichberg 

„Sufis aller Länder vereinigt Euch“ 

Stimmen aus der Wüste 



Philosophie der Wärme, 
Philosophie der Hochzeit 



Im September 1989 sind zwanzig Jah- 
re vergangen, seit in Libyen das An- 
den Regime stürzte. Anstelle einer 
korrupten Monarchie, die sich auf 
englische und amerikanische Militär- 
basen stützte, entstand eine „Soziali- 
stische Volksjamahiriya“. Das arabi- 
sche Wort ist schwer zu übersetzen. 
Aber die Weltöffentlichkeit erfährt 
auch in der Regel nichts von den liby- 
schen Versuchen, die darin liegenden 
Erfahrungen zu deuten. Die Weltpres- 
se ist mehr an spektakulären Enthül- 
lungen über Terrorismus und Krieg 
interessiert, obwohl diese zumeist aus 



den Neuigkeitsfabriken der amerika- 
nischen Kriegsführung stammen. Je- 
des Volk hat jedoch ein Recht darauf, 
im internationalen Dialog gehört zu 
werden. Das gilt auch und gerade für 
das libysche Volk, das vom westlichen 
Kolonialismus so hart getroffen wur- 
de. 

Die Philosophie der libyschen Re- 
volution ist eine Philosophie der Wär- 
me. Das spricht sich in den eingangs 
zitierten Worten des arabischen Philo- 
sophen Jumaa A. el Fezzani aus. „Die 
Hochzeit der Revolution“ heißt sein 
Buch, in dem er — 1978 — die Erfah- 
rungen der libyschen Revolution dar- 
zulegen versuchte. Einer Revolution, 
die nach zwanzig Jahren nicht tot ist. 
Von welcher Revolution der Geschich- 



te kann man das sagen? Zwanzig Jah- 
re nach der Französischen Revolution 
von 1789, im Jahre 1809, war der Li- 
quidator der Revolution, Napoleon 
Bonaparte, auf dem Höhepunkt sei- 
ner Macht. Zwanzig Jahre nach 1917, 
1937, wurde unter dem Namen Stalins 
mit den Moskauer Schauprozessen die 
gesamte Führung der bolschewisti- 
schen Revolution — und nicht nur 
diese — ausgerottet. Zwanzig Jahre 
sind — auch in Libyen eine lange Zeit. 
Da lohnt es sich hinzuhören. 

El Fezzani trug die Philosophie der 
Revolution in dialogischer Form vor, 
in Dialogen nach dem Muster Pla- 
tons. Der westliche Beobachter kann 
darin eine Weisheitsform des alten 
Europas wiederfinden. Sie ist uns ver- 



traut. Aber: „Hochzeit“ der Revolu- 
tion? Das erscheint uns unvertraut. 
Das Wort von der Hochzeit zog sich 
auch durch die Revolutionsfeiern vom 
September 1989 in TVipoli. „Hochzei- 
ten in Tripolitanien“ — mit ethnolo- 
gischen Bildern aus dem Volksleben 
(der Araber, der Berber, der Juden des 
Landes) präsentierte Abdelkafi 1977 
die libysche Identität. Was soll uns 
das? Sind das jene Blüten arabischer 
Rhetorik, die der Westen noch nie 
glaubte ernst nehmen zu müssen? Re- 
volution ist eine Frage der „Macht“. 
Was hat sie mit einer „Hochzeit“ zu 
tun? 

Zwanzig Jahre danach — das ist 
Grund genug, die Frage dicht an sich 
herankommen zu lassen. 



Das grüne Buch 



Ihren offiziellen Ausdruck findet die 
libysche Revolution in Muammar al 
Gaddafis „Grünem Buch“ von 1975/ 
79. Mit seinen philosophischen Über- 
legungen und programmatischen Aus- 
sagen will es eine „dritte Univer- 
saltheorie“ jenseits von westlichem 
Kapitalismus und osteuropäischem 
Staatskommunismus entwickeln. Das 



geschieht in drei Teilen zu den The- 
men: Demokratie, Sozialismus und 
national-kulturelle Fragen. 

Der erste Teil des Grünen Buchs 
skizziert das Projekt einer Demokra- 
tie von unten her. Jeder Form der po- 
litischen Stellvertretung, sei es nun 
eine Repräsentation in Gestalt von 
Parlament oder Regierung, von Par- 
tei- oder Klassenherrschaft, wird da- 
bei eine Absage erteilt. Im Sinne von 
kritischen Überlegungen, wie sie 
Jean-Jaques Rousseau angestellt hat, 
erscheint dabei die Repräsentation als 
die Diktatur eines Tbils über das Gan- 
ze. Stattdessen sollen die Volksmassen 
selbst herrschen und ihren Willen 
durch Volkskongresse artikulieren, an 
denen alle teilnehmen können. Das ist 
die Jamahiriya, der Staat (oder Anti- 
Staat) der Volksmassen. 

Das heißt nicht, sich in Illusionen 
zu wiegen. „Das Zeitalter der Massen, 
das sich als Nachfolger des Zeitalters 
der Republiken mit schnellem Schritt 
nähert, wird die Gefühle entflammen 
und die Augen erhellen. So wie dieses 
Zeitalter freudig die wirkliche Frei- 
heit der Massen und ihre glückliche 
Emanzipation von den Ketten der Re- 
gierungsinstrumente ankündigt, so 
bewahrt es auch vor dem Herannahen 



eines Zeitalters der Anarchie und der 
Demagogie, in dem die neue Demo- 
kratie, die die Macht des Volkes ist, 
wieder verfallen und die Macht des 
Individuums, der Klasse, des Stam- 
mes, der Sekte oder der Partei wieder 
vorherrschen würde. Theoretisch wäre 
die wahre Demokratie verwirklicht. 
Aber in der Realität herrschte immer 
noch der Starke ... d.h. der stärkere 
Teil der Gesellschaft wäre derjenige, 
der über die anderen Tfeile herrscht.“ 

Der zweite Teil des Grünen Buchs 
entfaltet das Projekt des Sozialismus, 
verstanden als „die Lösung des öko- 
nomischen Problems“. Hier geht es 
um nicht weniger als die vollständige 
Selbstbestimmung des einzelnen und 
des Volkes im wirtschaftlichen Be- 
reich. Ein solcher radikal zuendege- 
dachter Sozialismus läßt sich nur 
verwirklichen durch die Abschaffung 
alles fremden Eigentums an Grundbe- 
sitz und an Wohnraum, durch die Ar- 
beiterselbstverwaltung und durch die 
Abschaffung der Lohnarbeit. 

„Warum erhalten die Arbeiter Löh- 
ne?- Weil sie einen Produktionsprozeß 
durchführen zum Nutzen anderer, die 
sie anstellen, um ein bestimmtes Pro- 
dukt herzustellen. (...) Der Lohnarbei- 
ter ist ein Typ des Sklaven, gleich wie 
gut auch immer sein Lohn sein mag. 
(...) Die endgültige Lösung besteht in 
der Abschaffung des Lohnsystems, in 
der Emanzipation des Menschen von 
seiner Knechtschaft, sowie in der 
Rückkehr zu dem Gesetz, das die Be- 
ziehungen vor dem Entstehen von 
Klassen, Regierungsformen und vom 
Menschen geschaffenen Gesetzen be- 
stimmte.“ 

Muammar al Gaddafi hat sich in 
solchem Zusammenhang verschie- 
dentlich auf Karl Marx bezogen, des- 
sen Kapitalismuskritik den Überle- 
gungen sichtlich zugrunde liegt. Die 
„Lösung“ wird jedoch eher in einer 
Form des Sozialismus gesehen, die in 
der Marx’schen Tradition als „uto- 
pisch“ gekennzeichnet worden wäre. 

Aber noch eine andere Perspektive 
hat das Grüne Buch mit dem 
Marx’schen Projekt gemeinsam: die 
Aussicht auf die Weltrevolution. Das 
Zeitalter der Massen bricht an. Demo- 
kratie durch Volkskongresse und So- 
zialismus durch die Aufhebung der 
Lohnarbeit sollen ein Modell für die 
ganze Welt sein. 

Ein solcher Universalitätsanspruch 
wäre — hält man das Grüne Buch ne- 
ben den Koran und das Kommunisti- 
sche Manifest — schwerlich besonders 
originell, wenn da nicht der dritte Teil 
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„Wir wenden uns zurück zum Men- 
schen, zu dessen ursprünglichem We- 
sen und seinen Werten. Die Kultur- 
revolution ist eine Bewegung hin zu 
den Wurzeln. Wir haben unsere Spra- 
che wieder zur Alltagssprache ge- 
macht, und wir haben uns unserem 
arabischen Erbe wieder zugewandt ..." 

„Das Eis der Gleichgültigkeit hat sich 
trotz all unserer Bemühungen ausge- 
breitet. Aber Ausdauer bringt Wärme 
hervor, und Wärme bringt das Eis 
zum Schmelzen. Wir lieben die Wär- 
me der Bewegung ..." 

„Poesie ist das Bewußtsein der Wirk- 
lichkeit und deren Pulsschlag." 





Die Universalität 
des Nicht-Universellen 



Das Bemerkenswerte am 
Grünen Buch liegt also in 
einer bestimmten Drehung 
des weltrevolutionären Im- 
pulses. Alle weltrevolutionä- 
ren Projekte sind bisher 
gescheitert — oder sie haben 
sich zu imperialistischen Un- 
terdrück ungsmaschinen 
neuer Art entwickelt. Der li- 
bysche Entwurf der Jamahi- 
riya befindet sich ganz auf 
der Höhe dieser geschichtli- 
chen Erfahrung. Der dritte 
Teil des Grünen Buches stellt 
im Namen des Nationalen 
und des Partikularen zugleich infrage, 
wie realistisch es sein kann, universel- 
le Forderungen aufzustellen wie in 
den ersten zwei Tfeilen. Aber damit 
wird die universelle Botschaft nicht 
fallengelassen, sondern auf eine höhe- 
re Ebene gehoben: Das Nationale, 
d.h. das Nicht-Universelle, ist selbst 
universell. Das „Zeitalter der Mas- 
sen" und die Weltrevolution verblei- 
ben damit die Aussicht der Völker - 
aufgrund der Universalität des Nicht- 
Universellen. 

Bedeutsam ist, daß sich Entspre- 



Der Tänz der Derwische: ,^4us der Wüste kommt die donnernde 
Stimme des Volkes, die Offenbarung des Himmels “ (Gaddafi) 

samkeit einiger europäischer Denker, 
insbesondere deutscher, auf sich gezo- 
gen. Zwei von ihnen, Fichte und Her- 
der, verdienen besondere Aufmerk- 
samkeit ... 

Herder zufolge ist .Volk’ eine meta- 
physische Einheit, definiert als dasje- 
nige, was eine besondere Sprache, eine 
Kunst, eine Kultur, eine Reihe hervor- 
ragender Persönlichkeiten, Religion 
und kollektive Bräuche hervorbringt. 

Alle diese Phänomene werden nicht 
als Produkt einzelner Individuen ver- 
standen, sondern als Ausdruck des 



.Volksgeistes’. So gesehen, wurde z.B. 
.Rubaiyyat’ von Omar Khayyam ge- 
schrieben, aber tatsächlich war es ein 
Ausdruck höchster Leistung des persi- 
schen .Volkes’. Statt zu sagen, Omar 
Khayyam habe .Rubaiyyat’ geschrie- 
ben, kann man also ebenso gut sagen, 
das persische .Volk’ habe .Rubaiyyat’ 
hervorgebracht ... Was Gaddafi be- 
trifft, so zeigt seine Einsicht in die Be- 
deutung des arabischen Nationalis- 
mus klar, daß er den arabischen 
, Volksgeist’ in diesem Sinne verstan- 
den hat." 

Das hat bedeutsame Konsequenzen 
für die Theorie der Kulturen. Aber 
auch für die Praxis hat es Folgen. 
Libyen dürfte das einzige Land in 
der Welt sein, das den Kampf der 
nordamerikanischen India- 
ner um ihre Selbständig- 
keit, das American Indian 
Movement, aktiv unter- 
stützt. (Das ist ein Hinter- 
grund dafür, daß es seitens 
der amerikanischen Regie- 
rung zum „Terroristenstaat" 
erklärt worden ist.) 



Von der Mystik 
zur Revolution 



Mit den Augen eines West- 
lers gesehen, könnte es also 
so aussehen, als ob das 
Grüne Buch im wesentlichen 
die Gedanken europäischer 
Philosophen nachvollziehe: 
Rousseaus Idee der De- 
mokratie. Marx’Lehre von 
der Entfremdung, Herders 
Völksbegriff. — Man könnte 
in diesem Zusammenhang 
auch kritisieren, es beruhe 
eher auf naturrechtlichen 
Postulaten — „natürliche“ 
Demokratie für alle, „natür- 
licher“ Sozialismus ohne 
Klassenspaltung, „natürli- 
che“ Nation — als auf einer 
konkreten historisch-gesellschaftli- 
chen Analyse. Beide Annahmen grei- 
fen jedoch zu kurz. 

„Aus der Wüste leuchtet der 
Menschheit ein neues Zeitalter, die 
Ära der Massen", sagte Gaddafi 1977 
in einer Rede in Sabha. „Die Wüste ist 
weder unfruchtbar noch dürr. An die- 
sem entscheidenden Tag im Leben un- 
seres Volkes und unserer Nation sowie 
aller Völker der Welt kommt aus der 
Wüste die donnernde Stimme des Vol- 
kes, die die Volksmacht proklamiert, 
al jamahiriya. Die Wüste bringt zwar 



des Buches wäre. Er thematisiert „den 
sozialen Faktor" und versammelt dar- 
unter verschiedene Beobachtungen 
und Forderungen kulturrevolutionä- 
rer Art, darunter die Gleichstellung 
der Frau, den Schutz von Minderhei- 
ten, Aussagen über Religion und Er- 
ziehung sowie eine Vision zukünftigen 
Massensports. Der übergeordnete Ge- 
danke ist, daß das Nationale, also die 
nationale Eigenart der Völker und ihr 
Überlebenskampf, die soziale Basis 
schlechthin sei. 

„Der soziale, d.h. der nationale 
Faktor ist die treibende Kraft in der 
Geschichte der Menschheit. (...) Die 
Welt durchläuft gegenwärtig einen der 
regelmäßigen Zyklen geschichtlicher 
Bewegung, nämlich den nationalen 
Kampf zur Ausformung von 
Nationalismus, ln der Welt 
des Menschen ist das eine hi- 
storische Realität ebenso wie 
eine gesellschaftliche. Das 
bedeutet, daß der nationale 
Kampf — der gesellschaftli- 
che Kampf — die Grundlage 
der geschichtlichen Bewe- 
gung ist, da er stärker ist als 
die anderen Faktoren." 



chungen zu dieser Einsicht auch in der 
europäischen Denktradition finden. 
Ein Historiker aus Sri Lanka, B.A. 
Hussainmiya von der Universität in 
Peradeniya, ist der Verbindung mit 
der europäischen Philosophie weiter 
nachgegangen. „Das Grüne Buch 
streicht heraus, daß der soziale, und 
das heißt: der nationale Faktor die 
entscheidende Kraft in der Geschichte 
der Menscheit sei. Aus diesem Blick- 
winkel gesehen ist die Welt vielfältig, 
und die Menschheit aufgeteilt in Na- 
tionen. Sprache ist eine Ausdrucks- 
form, die den Unterschied zwischen 
einer Nation und der anderen nach 
außen hin manifestiert. Die Bedeu- 
tung, die der Sprache als Basis der 
Nation zukommt, hat die Aufmerk- 
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kein Gras hervor, aber dafür Werte 
und unsterbliche kulturelle Botschaf- 
ten. Die Geschichte bestätigt also, daß 
die Wüste ein fruchtbarer Grund für 
Ideale ist. Aber von welcher Wüste 
sprechen wir da? Von der großen Wü- 
ste des Ostens, der Wiege der alten Zi- 
vilisationen, der Stätte, an der die 
Offenbarungen des Himmels herab- 
kommen.“ 

Daraus geht hervor, daß al jamahi- 
riya weder als eine Lesefrucht europä- 
ischer Theorieentwicklung noch als 
eine Herleitung aus dem Naturrecht 
hinreichend verstanden werden kann. 
Sondern sie ist zugleich Ausdruck ei- 
ner spezifischen, historisch-kulturel- 
len Entwicklung in Libyen, einem (an 
Einwohnerzahl) kleinen arabischen 
Wüstenland mit reichen spirituellen 
Traditionen. 

Diese spirituellen Traditionen er- 
fahren besondere historische Prägung 
durch den Sufismus, die islamische 
Mystik. Den Sufi, den Derwisch, gibt 
es überall in der islamischen Welt. 
Aber während die islamische Ortho- 
doxie mit ihren Rechtsgelehrten, mit 
ihren Ulamas, Ayatollahs etc. an allen 
anderen Orten stark vertreten war und 
ist, spielte sie für die beduinische 
Stammesgesellschaft in Libyen nur 
eine geringe Rolle. Stattdessen breitete 
sich hier — von 1843 an — ein Sufi- 
Orden aus, die Senussi-Bruderschaft 



mit ihren Klöstern (zawiya) und Ko- 
ranschulen. Diese Derwische widme- 
ten sich nicht nur der meditativen 
Gotterkenntnis, sondern sie waren 
auch eine wichtige Ressource für die 
kulturelle und ökonomische Entwick- 
lung des Landes sowie für den Pazifi- 
zierungsprozeß zwischen den bewaff- 
neten Beduinenstämmen. 

Der Senussi-Orden verschwand 
1969 mit dem Fall des korrupten Kö- 
nigs (der zugleich der letzte Emir des 
Ordens war). Aber in der revolutionä- 
ren „Offenbarung“ in der Wüste 
taucht das mystische Erleben in einer 
neuen, veränderten und politischen 
Form wieder auf. 

„Leiden auf der Suche nach sich 
selbst ist das Wesen der Liebe“, sagte 
el Fezzani. „Im Sufismus verschwin- 
det der Teil im Ganzen. Die Sufi- 
Derwische machen sich keine Sorgen 
über ihr eigenes tägliches Überleben.“ 

„Unser wirkliches Leben ist Sufis- 
mus ... Sufismus ist, wenn die Wahr- 
heit triumphiert und das Gute wieder 
beginnt, das Verhalten des Menschen 
zu beherrschen.“ 

„Die bürokratische Mentalität wird 
von den Volksmassen gestürzt werden 
... Der Tfeil verschwindet im Ganzen. 
Der Sufismus triumphiert.“ 

„Sufismus ist Kampf für Wahrheit 
und Liebe ... Die Wüste hat uns ge- 
lehrt, nicht zu hassen. Der Haß er- 



stirbt in ihrem weiten Raum. Die Wü- 
ste ist die Quelle unserer Stärke. Sie 
lehrte uns die Einfachheit und pflanz- 
te uns den Stolz tief in die Herzen.“ 
„Als die Revolution geschah, wur- 
den wir befreit. Das Wunder liegt tief 
in unseren Seelen. Der Mensch ist der 
Pulsschlag des Wunders.“ 

„Eure Wüste (kommentiert der 
westliche Journalist) kann uns lehren, 
die Dekadenz, die Entfremdung und 
die Nicht-Zugehörigkeit zu überwin- 
den, indem wir mit dem Sufismus le- 
ben, indem wir den Sufismus leben.“ 
„El Fezzani: Die Grundsätze des 
Sufismus zu verkörpern — das ist das 
innerste Wesen der Volksrevolution.“ 
Hieran geht also die Bedeutung der 
Hochzeit auf. Dem Sufi, dem Mysti- 
ker, ist die Hochzeit ein Bild für die 
Begegnung mit Gott. Der Tfeil geht im 
Ganzen auf. Mit einem Schlage er- 
scheint die Offenbarung, und das Le- 
ben wird anders als zuvor. — Nun ist 
die Revolution eine Hochzeit. Die 
Einzelnen schließen sich zusammen 
im Ganzen. Ein Fest ist da, und die 
Geschichte macht einen qualitativen 
Sprung. 

Das Projekt al jamahiriya hat also 
seine spezifischen Wurzeln in der sufi- 
islamischen Beduinengesellschaft. Die 
Demokratie der Volkskongresse führt 
zurück auf die Konsensualgemeinde 
der Beduinengesellschaft. Die Ab- 




„Die Grundsätze des Sufismus zu verkörpern — das ist das in- 
nerste Wesen der Volksrevolution” 



Geistliche Rechtsgelehrte, Ulamas, Ayatollahs, Vertreter des orthodoxen Islam 
waren oft die erbittertsten Gegner der „ ketzerischen " Derwische. 
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„Sufismus ist Kampf für Wahrheit und Liebe ... Die Wüste hat uns ge- 
lehrt, nicht zu hassen. Der Haß erstirbt im weiten Raum. Die Wüste 
lehrt uns Einfachheit und pflanzt uns den Stolz tief in die Herzen.“ 
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Rechts oben: zwei Derwische in Meditation, persische Zeichnung aus dem 17. Jahrhun- 
dert; rechts unten: Ekstasetanz von Mevlevi-Derwischen in Kairo (19. Jhdt.); oben: ein 
sudanesischer Derwisch hat sich in TVance getanzt und fühlt sich „mit Gott vereint " 
(Foto von 1979). 



Schaffung der Lohnarbeit enthält die 
Erinnerung an eine nichtkapitalisti- 
sche Ökonomie in der Wüste. All das 
ist weder nur von der europäischen 
Kritiktradition abgeleitet, noch ist es 
eine abstrakte naturrechtliche Kon- 
struktion. Es geht aus von den Erfah- 
rungen des libyschen Volkes, das bis 
in die 1950er Jahre in einer staatslosen 
Stammesgesellschaft lebte, das Staat 
und Kapitalismus als Importe der ko- 
lonialen Unterdrückung erfuhr. 



Omar al Mochtar 
und der „grüne Mann“ 



Während der spätere Verfall des 
Senussi-Ordens unter der Königsherr- 
schaft das historische Bild dieser Bru- 
derschaft verdüstert hat, wurde doch 
ein Sufi-Scheich zum Nationalhelden 
des modernen Libyen: Omar al Moch- 
tar. Er war Lehrer und Leiter einer 
Koranschule. Zwanzig Jahre lang 
führte er — nach der italienischen In- 
vasion von 1911 — libysche Wüsten- 
krieger im Widerstandskampf gegen 
die Kolonialmacht. Im Jahre 1931 
wurde er, 73 Jahre alt, schließlich ver- 
wundet, gefangen und öffentlich hin- 



gerichtet. 

Die faschistische Kolonialmacht 
trug damit dazu bei, daß vor dem 
Hintergrund italienischer Konzentra- 
tionslager, wo Beduinenfrauen und - 
kinder sich zu Tode hungerten, ein 
Bild nationaler Identifikation empor- 
wuchs: der Weise und Mystiker mit 
dem weißen Bart, der zugleich der be- 
gabte Führer der Wüstenreiter im Be- 
freiungskampf war. 

Ein großer Spielfilm des syrischen 
Regisseurs Mustapha Akkah, herge- 
stellt in libysch-italienisch-englischer 
Koproduktion mit Anthony Quinn in 
der Hauptrolle, zeichnet anschaulich 
Mochtars Bild. Für Gaddafi ist offen- 
sichtlich Omar al Mochtar die histo- 
rische Identifikationsfigur, vielleicht 
sogar wesentlicher als Nasser. Und 
viele Eigenheiten Gaddafis, die im 
Westen als „exzentrisch“ unverstan- 
den bleiben — das Leben im Bedui- 
nenzelt, Fasten und Meditation in der 
Wüste, die Absage an politische Äm- 
ter — , sind als Lebensentwürfe in 
Nachfolge des Weisen, des Marabut, 
zu verstehen. 

In der Gegenwart erfährt der Sufis- 
mus nun eine neue und überraschende 
Aktualität: durch die Welle des isla- 




misch-orthodoxen Fundamentalis- 
mus. Im 19. Jahrhundert war es die 
Orthodoxie der Ulamas gewesen, die 
den Mystiker Senussi hinaustrieb in 
die Wüste des Cyrenaika, wo er die 
Gegenkultur der Derwische aufzu- 
bauen begann. Heute hält man die 
neuothodoxen „Moslembrüder“ für 
die schärfsten inneren Gegner der li- 
byschen Jamahiriya. Sie klagen die 
Revolution der Ketzerei an, da sie das 
Grüne Buch, die neuen „Offenbarun- 
gen aus der Wüste“, dem Koran 
gleichstellen wolle. Insbesondere die 
Befreiung der Frauen und ihre aktive 
Rolle im Revolutionsprozeß erregt die 
Empörung der Orthodoxen. Eine 
Frau ist heute Unterrichtsminister. 
Mit der Verdrängung des Schleiers 
wendet sich Libyen zugleich zurück zu 
den Bräuchen der Beduinengesell- 
schaft, die ebenfalls den Verschleie- 
rungszwang für Frauen nicht kannte. 
Damit entfaltet sich in Libyen ein be- 
merkenswertes, tief religiöses und zu- 
gleich tolerantes Gegenmodell gegen 
die Welle des fundamentalistischen 
Fanatismus. 

„Der Islam drängt zum Sufismus, zur 
Einfachheit“, sagte Gaddafi 1988 in 
Tripoli bei einer Zusammenkunft von 
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„Wir wollen uns zurückwenden zu unseren eigenen Erfahrungen und uns mit dem bescheiden, was notwendig ist“: An diesem Punkt 
kommen die Erfahrungen der Völker zusammen. Links: Omar ei Muchtar, libyscher Freiheitskämpfer, gefängengenommen durch ita- 
lienische Besatzungstruppen; rechts: der dänische Nationalrevolutionär Grundvig. 



Religionswissenschaftlern. „Das heißt, 
wir sollen uns zurückwenden zu unse- 
rer eigenen Erfahrung und uns mit 
dem bescheiden, was (religiös) not- 
wendig ist. (...) Der Sufismus, der den 
eigentlichen Kern des Islam darstellt, 
sollte unser Leben bestimmen, statt 
daß wir der Frau den Schleier vor- 
schreiben oder sie von ihrer Arbeit 
verdrängen.“ 

Neben dem „feministischen“ Zug 
der libyschen Revolution hat auch ihr 
ökologischer Zug Wurzeln in der Tra- 
dition der Wüstenkultur. Die Begrü- 
nung der Wüste ist ein wesentliches 
Ziel der Jamahiriya. Das kontrastiert 
deutlich gegen die Praxis anderer ara- 
bischer Länder, die ihren Ölreichtum 
lieber in Prachtbauten der herrschen- 
den Klasse anlegen. Zwar gibt es un- 
ökologisches Bauen auch in Libyen — 
mehr als genug. Und die Entwicklung 
des Automobilismus ebenso wie die 
Verwendung der Atomkraft geben zu 
Bedenken Anlaß. Aber die landwirt- 
schaftlichen Projekte in der Wüste, 
eindrucksvolle grünende Oasen inmit- 
ten der Dürre, sind ein bevorzugtes 
Vörzeigeobjekt des Landes. Die Farbe 
Grün als die Farbe des libyschen So- 
zialismus ist nicht nur die Farbe des 
Propheten. Sie ist auch die Farbe des 



Grünens in den Oasen. 

Das verweist zugleich auf ältere 
Voraussetzungen in der Volksmytho- 
logie Arabiens. Die Beduinenkultur 
kennt El Chidr, den „grünen Mann“. 
Der Geheimnisvolle taucht in der Wü- 
ste auf, begleitet die Beduinen und 
zeigt ihnen den Weg. Aber man sollte 
ihm keine Frage stellen. Als EI Chidr 
einst die Quelle des Lebens entdeckte, 
wurde sein Gewand grün. Wenn es 
sich auf den Boden setzt, und sei er 
noch so steinig, so sprießen dort Blu- 
men auf. 



Volklichkeit, Volkshochschule 
unhd Volksjamahiriya 



Das Spezifische, der libysch-arabi- 
schen Volkskultur Entstammende, er- 
laubt also Durchblicke auf das Allge- 
meine. An diesem Punkt kommen die 
Erfahrungen der Völker zusammen. 
Hier geschieht auch der Austausch 
von Kultur zu Kultur. Eine solche Be- 
rührung zeigt sich z.B. an den Gestal- 
ten Omar el Muchtar und N.F.S. 
Grundtvig, dem dänischen Dichter 
und Nationalrevolutionär. 

Zu Beginn des 19. Jahrhunderts be- 
fand Dänemark sich in einer tiefen ge- 



sellschaftlichen und politisch-natio- 
nalen Krise. Der industrielle Kapita- 
lismus zeichnete sich am Horizont ab, 
und alles deutete darauf hin, daß die 
Bauern, die Mehrheit des dänischen 
Volkes, die Verlierer sein würden. An 
der politischen Macht war weiterhin 
der monarchische Absolutismus, ein 

— trotz aller Reformen um 1770/1800 

— versteinertes und überholtes Sy- 
stem. In der Hauptstadt rührte sich 
kaum ein demokratisches Bürgertum, 
stattdessen schwankte man zwischen 
Chauvinismus (und Kolonialismus) 
einerseits, der Unterwerfung unter die 
Kultur des großen deutschen Nach- 
barn andererseits. Hinzu kamen 
außenpolitische Niederlagen und 
Spannungen, die die Existenz Däne- 
marks als „Reich“ reduzierten und als 
Nationalstaat infrage stellten. 

In dieser traumatischen Situation 
entstanden unter den dänischen Bau- 
ern plötzlich religiöse Erweckungsbe- 
wegungen. Als deren bedeutendster 
Sprecher wurde N.F.S. Grundtvig be- 
kannt, ursprünglich ein romantischer 
Schriftsteller, später Theologe, der bei 
der Staatskirche in Ungnade fiel. Sei- 
ne religiösen Psalmen werden bis heu- 
te in den verschiedensten dänischen 
Milieus gesungen, jüngst sogar in For- 
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Tknz der Derwische — sinnliche Hin- 
wendung zum eigentlichen Subjekt der 
Geschichte, zum Volk mit seinen Erfah- 
rungen und IVaditionen. 

men der Rockmusik. 

Gegen den orthodoxen Protestan- 
tismus der Staatskirche entwickelte 
Grundtvig eine tolerante, weltoffene 
Religiosität, in der sogar die Göttin- 
nen und Götter der altskandinavi- 
schen Volkstradition ihren Platz hat- 
ten. Das bedeutete einen kulturellen 
Aufruhr, der in der dänischen Revolu- 
tion von 1848 einen politischen, de- 
mokratischen Ausdruck fand. In de- 
ren Folge wurde Grundtvig für die dä- 
nische Linke ins Parlament gewählt. 
Dort und in seiner reichhaltigen Pu- 
blizistik entwickelte er zugleich eine 
neue Vision des dänischen Nationalis- 
mus, weder zugunsten eines großdäni- 
schen Kolonialstaates (wie die Konser- 
vativen), noch zugunsten eines Groß- 
skandinavien (wie die Liberalen), son- 
dern zugunsten des dänischen Volks 
in seiner Eigenstaatlichkeit, ein Natio- 
nalismus der Linken. 

Das „Volkliche“ im grundtvigschen 
Sinne war zugleich ein Element des 
Klassenkampfs: Kampf der Bauern 
als der Mehrheit im Lande gegen die 
Minderheiten von Aristokratie und 
Bourgeoisie. Als „volkliche“ Bewe- 
gung entstanden daher die bäuerli- 
chen Produktions- und Verkaufsge- 
nossenschaften, mit deren Hilfe die 
dänischen Bauern sich davor bewahr- 
ten, zum Opfer des agrar-industriellen 
Kapitalismus zu werden. Obwohl die 
genossenschaftliche Praxis nicht dem 
marxistischen Modell entsprach, hat 
man im 20. Jahrhundert Grundtvig 
und Marx nebeneinandergestellt. 

Ein wesentliches Element der bäu- 



erlichen Kulturrevolution in Däne- 
mark wurden die Stätten alternativer 
Bildung, die Volkshochschulen. Als 
Gründer der Heimvolkshochschulen 
ist Grundtvigs Name international be- 
kannt geworden. Volkshochschulen 
sind Lebensgemeinschaften, in denen 
junge Erwachsene sich auf mehrere 
Monate zusammen finden, um zu- 
sammen zu wohnen und zu lernen, zu 
essen und zu tanzen, zu diskutieren 
und zu singen. Inhalt dieser Schulen 
ist die Allgemeinbildung für das Le- 
ben, kein enges Berufstraining. Die 
Volkshochschulen bestimmen ihr Pro- 
gramm und ihren Lehrerstab selbst, 
denn sie sind strikt staatsfrei, auto- 
nom und dezentral. Zwar trägt der dä- 
nische Staat die Mehrheit der Kosten, 
überläßt jedoch den Bildungsprozeß 
ohne Kontrolle der freien Initiative. In 
den letzten Jahrzehnten hat diese al- 
ternative Schulform einen neuen Auf- 
schwung genommen und ihre soziale 
Basis zu den Jugendlichen der Stadt 
verlagert, so daß jetzt über 100 Volks- 
hochschulen in Dänemark existieren. 
Man rechnet, daß jeder 10. Erwachse- 
ne sie besucht. Offensichtlich ist diese 
ungewöhnliche Schulform, die jetzt 
eine 150jährige Erfahrung hinter sich 
hat, den Bedingungen unterschiedli- 
cher Gesellschafts- und Lebensformen 
angemessen. Zugleich gilt sie in Däne- 
mark als eine Grundsäule nationaler 
Identität und Kreativität. 

In Libyen ist ein ausgeprägtes Interes- 
se an Grundtvig und den Volkshoch- 
schulen zu verspüren. Den alten 
Dichter und revolutionären Denker 



begreift man als Entsprechung zu 
Omar el Muchtar, als einen Marabut. 
Seine Gedanken, die dem Dreieck zwi- 
schen Völkstumsgedanken, alternati- 
ver Bildung und sozialer Aufruhr 
entstammen, legen die Assoziation 
von Herder, Rousseau und Marx na- 
he, die europäische Entsprechung der 
libyschen Jamahiriya. Und nicht zu- 
letzt läßt die Krise des libyschen 
Schulwesens nach Alternativen Aus- 
schau halten. Es wurde nach dem 
Zweiten Weltkrieg in neokolonialer 
Anlehnung an das englische hierarchi- 
sche Klassenschulwesen aufgebaut 
und trägt in hohem Grade dazu bei, 
die Jugend von ihrem libyschen Le- 
benszusammenhang zu entfremden 
und soziale Arroganz zu produzieren. 
Auf der Suche nach Alternativen ist 
man — wie auch gegenwärtig in Un- 
garn und Polen — auf das Modell der 
dänischen Volkshochschule gestoßen. 

Volkshochschule, Volklichkeit im 
grundtvigschen Sinne und Volksjama- 
hiriya enthalten nicht zufällig den 
gleichen Schlüsselbegriff. Der Volks- 
begriff bezeichnet die Hinwendung 
zum eigentlichen Subjekt der Ge- 
schichte, zum Volk mit seinen Erfah- 
rungen und Traditionen. 



Der Sieg der Besiegten 



Das libysche Beispiel weist also in eine 
Richtung, die der Schweizer Soziologe 
Jean Ziegler „Den Sieg der Besieg- 
ten“ genannt hat. In seinem Buch La 
victoire des vaincus (1988) beschrieb 
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Ziegler insbesondere den Versuch, in 
Burkina Faso eine neuartige Synthese 
aus volklicher Tradition und soziali- 
stischer Veränderung zu schaffen. Der 
Revolutionsführer Thomas Sankara 
wurde dafür von Gegnern des Experi- 
ments ermordet. Libyen hingegen hat- 
te den Versuch unterstützt und unter- 
stützt ihn auch heute, ebenso wie die 
Umwandlungsprozesse in Ghana und 
Uganda. 

Jean Ziegler verheimlichte nicht, 
daß sich darauf eine Hoffnung neuer 
Art richten kann: Eine neue Genera- 
tion sozialistisch-antikolonialer Bewe- 
gungen könnte sich hier entfalten, die 
die gegen die Völker gerichteten, un- 
terdrückenden Züge wie in Äthiopien 
und Afghanistan vermeiden können. 
Sie könnten sogar zu einem Vorbild 
für das — noch immer — koloniale 
und kapitalistische Europa werden. 
„Sufismus“, schrieb el Fezzani, „ist 
der Kampf für die Wahrheit, für das 
Gute und für die Gerechtigkeit. Ihr im 
Westen, Ihr seid wie der Mann gewor- 
den, den Kafka beschreibt. Der Mann 
kam zum Tor der Hoffnung, wo ein 
Wächter stand. Er bat den Wächter, 
ihn einzulassen, obwohl das Tor of- 
fenstand. Der Wächter antwortete 
nicht, während der Mann mit seinen 
Bitten fortfuhr, Tkg für Täg, Monat 
für Monat, Jahr für Jahr. Er wartete 
auf eine Antwort, bis er alt geworden 



war. Da stellte er die Frage, die ihn die 
ganze Zeit beunruhigt hatte: .Warum 
kommt kein anderer zu diesem Tor?’ 
Der Wächter antwortete: .Hier konnte 
niemand sonst Einlaß erhalten, denn 
dieser Eingang war nur für dich be- 
stimmt. Ich gehe jetzt und schließe 
ihn.’ Er schloß das Tor, und der Mann 
weinte, bis er starb.“ 

„Oh, Sufis aller Länder, vereinigt 
euch. Ihr habt nichts zu verlieren als 
die Illusion eures gleichgültigen Ab- 
wartens.“ 
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Hrvoje Lorkovic 



Politischer Extremismus und Gruppenkomplexe 

Einige aktuelle Beispiele 



Analyse des politischen Verhaltens großer Gruppen 
(Stämme, Völker, Glaubensgemeinschaften) mit den 
Begriffsinstrumenten der Tiefenpsychologie, ob- 
wohl theoretisch oft scharf kritisiert, ist seit langem 
unternommen worden. Die Schwierigkeit, auf wel- 
che solche Versuche stoßen, ist gut verständlich: Es 
ist viel leichter, jede tiefenpsychologische Analyse 
eines Volkes als pseudowissenschaftliche Scharlata- 
nerie oder als verkappte Verleumdung, als Recht- 
fertigung des Übels oder als heimtückische Unter- 



grabung des volklichen Selbstvertrauens zu deuten, 
als eine standhafte Analyse aufzustellen. Der Zwei- 
fel, der solchen Deutungen ins Gesicht weht, ist an- 
gesichts der großen Zahl politisch motivierter „Ana- 
lysen" berechtigt. Ein besonderer Zugang ist jedoch 
für solche Kritik immun: wenn unterschiedliche 
Gruppen zum Vergleich kommen, kann der Vorwurf 
der Parteilichkeit und Pseudowissenschaftlichkeit 
zumindest abgeschwächt werden. Solch ein Versuch 
wird hier unternommen. 



Tiefenpsychologie ist eine Art von 
Deutung des gestörten Verhaltens von 
Individuen. Wenn hier von gestörtem 
Gruppenverhalten die Rede sein soll, 
muß man zunächst klarmachen, was 
man darunter versteht. Allgemein 
kann man sagen: Wenn viele Mitglie- 
der einer Gruppe ein gemeinsames 
Anliegen haben, das unvernünftig er- 
scheint, und wenn sie dafür Gründe 
geben, an welche sie selbst glauben, 



die aber unglaubwürdig sind, dann 
besteht der Verdacht, daß irgend et- 
was aus dem Bewußtsein der Gruppe 
verdrängt wird, und daß das Denken 
und Verhalten die wahren Gründe ver- 
decken. Mit solch rigorosem Maßstab 
würde natürlich kaum einer Gruppe 
das Diplom der Normalität zufallen. 
Der Sinn der Tiefenpsychologie ist 
aber nicht, klare Trennlinien zwischen 
kranken und gesunden Völkern zu zie- 



hen, sondern die versteckten Hinter- 
gründe des besonderen Verhaltens zu 
erhellen. Genauso ist die Frage nach 
der Identität der Typen des abnormen 
Verhaltens bei einzelnen und Gruppen 
eine sinnlose, weil von vornherein nur 
mit Analogien gerechnet wird. 

Bei der weiteren Ausarbeitung eines 
tragfähigen Begriffes der Störungen, 
die bei Gruppen Vorkommen, muß 
der besondere historische Weg, den 
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die Tiefenpsychologie von Individuen 
durchlaufen ist, in Betracht genom- 
men werden. Dabei erinnert man sich 
zunächst daran, daß die Wirksamkeit 
und Durchsetzungskraft der Psycho- 
analyse, die ja historisch die bahn- 
brechende Richtung der Tiefenpsy- 
chologie war, auf Enthüllungen be- 
ruht, welche um die Jahrhundertwen- 
de als peinlich empfunden wurden. 

Freud hat die Antriebskraft des 
Menschen logischerweise als Triebe 
verstanden. Unter diesen war der se- 
xuelle Trieb anfang des Jahrhunderts 
als Fungrube am ausgiebigsten zu 
werten, da er seit Jahrhunderten als 
Angriffspunkt der teuflischen Versu- 
chung gedeutet wurde. Freuds Auffas- 
sung kann man in einer Maxime zu- 
sammenfassen: Wenn der Mensch das 
tut, was sein Wohlbehagen am mei- 
sten fördert, dann wird das immer se- 
xuell gefärbt sein. Soll jedoch eine 
Gemeinschaft richtig funktionieren, 
muß die sexuelle „Libido" unter 
Druck der Realitätserfordernisse ge- 
setzt werden. Die Realität verlangt, 
daß sich jeder am Ausbau des gesell- 
schaftlichen Gefüges beteiligt. Der Li- 
bido des einzelnen steht hier die Libi- 
do anderer gegenüber. Alle können 
nicht befriedigt werden, also muß sie 
bei einigen gehemmt werden. Bei die- 
sen anderen gelangen zunächst die 
Mitglieder der engsten Gruppe in Be- 
tracht. Es ist die dominierende Figur 
des Vaters, die dieser Ansicht nach 
die jüngeren zum Verzicht auf Libido 
zwingt und ihnen empfiehlt, die Er- 
füllung in einer erhöhten, „sublimen" 
Form zu suchen, d.h. in Kultur. 

Kultur hat hier ein doppeltes Ge- 
sicht: Sie ist das Gebiet, in dem das 
Gemeinschaftlich-Konstruktive maß- 
gebend ist, wobei der elementare Trieb 
im wörtlichen Sinne aufgehoben (su- 
blimiert) wird und sexuelle Libido 
sich zum allgemeinen Eros erhöht, zur 
Freundschaftlichkeit und Toleranz. 
Auf der anderen Seite behält die Kul- 
tur auch etwas von dem väterlichen 
Genußverbot: Orientierung zur Kultur 
trägt immer Spuren von Gewalt an 
sich. 

Wie das zustande kommt, wird 
durch zusätzliche Hypothesen ver- 
deutlicht. Freud machte die folgen- 
reiche Annahme, daß die „Energie" 
des TViebs umgelenkt werden kann: 
Sie kann als Liebe zum Sex-Part- 
ner, zu sich selbst, aber auch zur un- 
terdrückenden Figur des Vaters um- 
gewandelt werden. Sollte diese extrem 
ausgebildet sein, kommt es zu einer 
sado-masochistischen Perversion, zur 



Durch Konzentration auf deutsche Phänomene enstanden theoretische Verzerrungen: 

..... und sie werden nicht mehr frei ihr ganzes Leben" (Adolf Hitler): Appell der Pimpfe, 
Aufmarsch des BDM. 



krankhaft-selbstzerstörerischen Defor- 
mierung der Person. 

Das Freud 'sehe Konzept eignete 
sich gut für emanzipatorische Ziele 
und wurde zum Instrument einer gan- 
zen Schule in der Tiefenpsychologie 
der Gesellschaft — der Frankfurter 
Schule. Vorwiegend von jüdischen 
Gelehrten entwickelt und gefördert. 



Der „autoritäre Cahrakter“ 
wurde durch die Frankfurter 
Schule fast zu einem Ras- 
senmerkmal der Deutschen 
aufgeblasen. 



erhielt sie von Anfang an ein deutli- 
ches politisches Profil: Sie war ein 
Ausdruck der Verfolgten im Dritten 
Reich und folglich auch eine dauernde 
Mahnwache gegen alles, was als auch 
nur entferntes Echo des Nationalso- 
zialismus gedeutet werden konnte. Es 
liegt nahe, daß durch die Konzentra- 
tion auf deutsche Phänomene theore- 
tische Verzerrungen entstanden sind, 



worauf schon viele Autoren hingewie- 
sen haben. Einige Punkte dieser Kri- 
tik sind für unser Thema von Bedeu- 
tung. 

ln der Mitte der Überlegungen steht 
bei den Frankfurtern der sado-maso- 
chistische Charakter der national- 
sozialistischen Machtstruktur. Diese 
wird als Erbe einer langen Tradition 
gedeutet, die Quellen dieser Tradition 
werden aber nicht aufgedeckt, mög- 
licherweise um der Gefahr zu entge- 
hen, eine Stütze für Entschuldigung 
der Nazi-Verbrechen zu leisten. Der 
„autoritäre Charakter " wurde so fast 
zu einem Rassenmerkmal der Deut- 
schen aufgeblasen. 

Obwohl autoritäre Züge auch in an- 
deren Gesellschaften aufgespürt wur- 
den, hat die ursprüngliche Deutsch- 
orientierung der Schule zweierlei Aus- 
wirkungen gehabt: Einseitigkeit und 
Hemmungen vergleichender Untersu- 
chungen. Da die Aufmerksamkeit auf 
dem , faschistischen “ Menschentypus 
lag, schien es zunächst absurd, ver- 
gleichbare Typen in einer real-soziali- 
stischen Umgebung zu suchen, und 
besonders abwegig mußte es erschei- 
nen, die Entwicklung des autoritä- 
ren Charakters in Verbindung mit der 
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politischen Entwicklung von Völkern 
zu suchen, die mit den Deutschen zu- 
nächst wenig gemeinsam zu haben 
schienen, schon deshalb, weil sie ihre 
politischen Feinde waren. 

In einer Reihe von Artikeln 0 ver- 
suchte ich, beginnend 1965, neue 
Wege zu gehen. Mein empirischer 
Ausgangspunkt war die Einsicht, daß 
es, trotz offensichtlicher Unterschiede 
im nationalen Habitus und im politi- 
schen Gewicht, Ähnlichkeiten im poli- 
tischen Verhalten der Deutschen und 
dem einiger anderer Völker, z.B. der 
Kroaten, gab. Beide Völker waren des 
Nationalismus bezichtigt (wodurch 
ein gegenseitiges Interesse gehemmt 
wurde), niemand schien aber bemerkt 
zu haben, daß dieser angebliche Na- 
tionalismus einen deutlich sichtbaren 
Schatten hatte, nämlich einen in bei- 
den Fällen ausgeprägten Anti-Natio- 
nalismus. 21 Da dieser für lange Zeit 
als politisch und moralisch vorbildlich 
galt, hatte man kaum bemerkt, daß er 
ein abnormes nationales Verhalten zur 
Folge hatte. 



Kulturkonkurrenz 



Bei den Volkstreuen wird der Anti- 
nationalismus als Verrat an der Volks- 
gemeinschaft gedeutet. Opportunis- 
mus und persönliche Machtgier sollen 
dahinterstehen. Beim näheren Hinse- 
hen tauchen auch andere Motive auf. 
Diese sind besonders in Ländern zu 
beobachten, bei denen die herrschen- 
de Garnitur ethnisch nicht dem Volk 
zugehört, seine Kultur nicht pflegt 
und nicht schätzt oder sie sogar unter- 
drückt. Was man hier sieht, kann nur 
mit Mühe mit dem Freud’schen Sche- 
ma in Einklang gebracht werden: Kul- 
tur als Sublimierung der Diebe tritt 
vor Kultur als Maß und Beweis des 
Eigenwertes des Einzelnen und der 
Gruppe zurück. Über das richtige 
Maß kann aber Uneinigkeit herr- 
schen. 

Der Begriff der Kultur, der hier ver- 
wendet wird, ist weiter als üblich ge- 
faßt. Er umfaßt nicht nur höchste 
wissenschaftliche, künstlerische oder 
religiöse Werte, sondern dehnt sich 
auf den Erwerb von Statussymbolen 
aus und rückt so in die Nähe der 
Pflege des Lebensstandards. Damit 
wird dem Unbewußten in der Kultur 
nichts weggenommen. Im Gegenteil 
erstreckt sich der Bereich der unbe- 
wußten und unterbewußten Regulie- 
rungen des Verhaltens noch aus. Das 
Unbewußte ist jetzt auf die Erhaltung 



des privaten wie auch des gemein- 
schaftlichen Prestiges ausgerichtet, es 
wird zum Mittel der Bewahrung des 
kulturellen Selbstvertrauens und da- 
mit der Konkurrenzfähigkeit. Regun- 
gen, die über das Selbstbild entschei- 
den, müssen dabei unbewußt blieben, 
weil das Bewußtwerden dem Zweck 
zuwiderläuft: Objektive Einsicht in 
Retuschierungen, die das Vertrauen si- 
chern sollen, kann nur demoralisie- 
rend wirken. 

Wenn Kultur als Spielfeld von Kon- 
kurrenzspannungen aufgefaßt wird, 
stellt sich die Frage, wie es denn mög- 
lich sei, daß Kulturambitionen inner- 
halb eines Volkes sich spalten können 
und auf unterschiedliche Vorbilder 
ausgerichtet werden. Wie kommt es zu 
unterschiedlichen Strategien im Kon- 
kurrenzkampf um das Ansehen? Die 
Antwort ist, daß nicht alle Gruppen 
eines Volkes denselben Kulturhorizont 
haben. Für jene Schichten, die mit an- 
deren Völkern kommunizieren (der 
Adel, die Händler), ist der Druck zur 
Aneignung einer übergreifenden, in- 
ternationalen Kultur größer als bei 
den anderen. Es hängt dann von der 
Natur der übergreifenden Kultur ab, 
welche Wirkung sie auf das Gefüge 
eines Volkes haben wird. Man kann 
hier einige Hypothesen aufstellen, so 
z.B. je näher die internationale Kultur 
der Kultur eines Volkes liegt, desto 
weniger wird das Volk an Kulturkon- 
flikten leiden. Eine weitere Hypothese 
wäre, daß Kulturkonflikte am meisten 
dort ausgeprägt sein würden, wo Na- 
turbarrieren einen regen Verkehr zwi- 
schen zwei benachbarten Völkern im 
Wege stehen usw. 

Hypothesen können auch in Hin- 
sicht auf Störungen aufgestellt wer- 
den, die Kulturkonflikte in einem 
Volk verursachen. Volksschichten und 
-gruppen, für welche fremde Kulturen 
unzugänglich und uninteressant sind, 
beharren auf der traditionellen Kultur 
und weisen fremde Importe ab. Da je- 
doch die Übernahme der fremden 
Kultur (heute für die technische Kul- 
tur aktuell) seitens der herrschenden 
Schicht als dringende Aufgabe und 
Bedingung für internationales Presti- 
ge gewertet wird, wird sie mit Gewalt 
durchgesetzt. Die Folge ist der Teu- 
felskreis des Terrors auf der einen und 
des passiven Widerstandes auf der an- 
derne Seite, die „ Lüge ", eigentlich die 
halbbewußte Selbsttäuschung mit illu- 
sorischen Erfolgen auf der gebieten- 
den und dem sadistisch-destruktiven 
Widerstand, der weiteren Druck nötig 
macht, auf der ausführenden Seite. 



Keine bessere Lage ist unter konser- 
vativen, z.B. muslimischen Regimen 
zu erwarten. Import der westlichen 
Kultur ist untersagt, technische In- 
strumente und Waffen werden aber 
mit Vorliebe importiert. Trotz bitterer 
Niederlagen berieselt man sich mit Il- 
lusionen des Sieges. 

Unsicherheit im Umgang mit dem 
Fremden wird besonders nach politi- 
schen Umbrüchen destruktiv wirken. 
Nach dem Scheitern internationalisti- 
scher Bemühungen ist eine natio- 
nalistische Wende zu erwarten und 
umgekehrt, wobei der Mangel an 
Kontinuität sich störend auswirkt. 
Die Umstellung der Loyalität bricht 
den Charakter vieler Beteiligten und 
zwingt sie zur mehr oder weniger be- 
wußten Heuchelei. Die Wende zum 
vollen Totalitarismus wird durch sol- 
che Unsicherheit erst möglich. Unter 
diesen Umständen ist es kaum noch 
berechtigt, das bestehende Regime, 
wie immer es beschaffen sei, als Aus- 
druck des Volkswillens anzusehen. 
Nicht aus äußerem Zwang, sondern 
aus inneren Konflikten und damit ver- 
bundenen Verblendungen wird die 
Ausbildung und Ausprägung eines ra- 
tionalen Volkswillens unmöglich. 

Das hier entworfene allgemeine 
Schema eröffnet unbegrenzte Mög- 
lichkeiten für konkrete politische 
Analysen. Einige von diesen sind 
schon versucht worden. 2,31 Neue 
Aspekte werden hier hinzugefügt. 
Eine Variante wurde neulich von Hans 
Magnus Enzensberger entworfen. 41 
Seine theoretischen Ansichten sind 
hier von Interesse, weil sie der vorge- 
schlagenen Rolle der Kultur zu wider- 
sprechen scheinen. 



Psychologische Denktabus 



Enzensberger stellt zunächst fest, daß 
es im Nachkriegsdeutschland ein Tabu 
gegeben hat, das sich gegen histori- 
sche Vergleiche der Nazi-Verbrechen 
richtete. Dieses Täbu ist intellektuell 
unhaltbar. „[...] jeder Versuch, histori- 
sche Vorgänge zu verstehen, (ist) auf 
die Erfahrung — und das heißt, auf 
den Vergleich — angewiesen.“ Was 
unter den Hammer des Denkverbots 
geriet, waren auch psychologische 
Vergleiche. 

Unabhängig davon, ob diese den 
nicht zu schonenden Missetätern be- 
hilflich gewesen wären, könnte man 
fragen, warum solche Hilfe unerlaubt 
sein sollte. Wird denn nicht jedes Ver- 
brechen nach erschwerenden, aber 



61 






auch nach entlastenden Umständen 
geprüft? Ist nicht dieses Vorgehen Be- 
dingung eines gerechten Urteils? Sol- 
che Fragen stehen jedoch hier nicht 
zur Debatte. Wir bleiben bei den Ver- 
gleichen und fragen, was wir aus 
ihnen lernen könenn. 

Der Vergleich, den Enzensberger 
bietet, ist nicht weniger überraschend 
als der Vergleich der Deutschen mit 
den Kroaten: Es werden Deutsche und 
Irakis gegenübergestellt. An sich ist 
das Unterfangen keine Neuheit: Ver- 
gleiche mit Hitler sind bei den Fein- 
den Saddam Husseins willkommen. 
Auch Enzensberger zögert nicht, bei- 
de als „Feinde der Menschheit “ zu be- 
nennen. Bei ihm geht es aber um 
mehr. Er fragt sich, wie solche Herr- 
schertypen zur Macht kommen, wie 
sie sie festigen. Ist es das Dämonische 
am Führer, das die Leute anzieht. 



oder die teuflisch geschickte Propa- 
ganda? 

„Die Nachwelt war jahrzehntelang 
damit beschäftigt, sich das Verhalten 
der Deutschen zu erklären. Eine ganze 
Generation von Gelehrten hat sich be- 
müht, Hitler und die Folgen auf ihren 
historischen Sonderweg, ihren eigen- 
tümlichen Charakter, ihre vermeint- 
lich anders geartete Kultur zurückzu- 
führen. Man erinnert sich an die hilf- 
losen Versuche der Historiker, das 
Unerklärliche in den Taten von Köni- 
gen und Kanzlern oder im Denken 
Nietzsches, Wagners und Luthers 
dingfest zu machen. Heute treten 
Nahostkenner und Orientalisten mit 
ähnlichen Argumenten auf den Plan. 
Man habe es im Nahen Osten mit et- 
was schlechthin Anderem zu tun, mit 
einer völlig unvergleichbaren Kultur, 
einer Mentalität, die es zu entschlüs- 



Glaubenskrieg — Gefühl einer lang- 
andauernden kollektiven Kränkung, die 
das Selbstwertgefühl zersetzt: Saddam 
Husseins Aufruf zum Kampf gegen die 
Ungläubigen (oben), britische Saddam- 
Karikatur (links) 

sein gelte, und mit religiösen Voraus- 
setzungen, von denen sich die igno- 
rante Außenwelt gar keinen Begriff 
mache. Das sind beruhigende Hypo- 
thesen, denn sie erwecken den Ein- 
druck, als wäre das Problem ohne 
weiteres zu lokalisieren.“ 

Das Lokale und Spezifische ver- 
spricht unvergleichbar zu sein, und 
eben die Unvergleichbarkeit zu bewei- 
sen war die Aufgabe der Interpreten. 
Enzensberger sucht nach dem Allge- 
meinen und findet es: „Ungeachtet 
ihrer ganz verschiedener Vorausset- 
zungen “, schreibt er, „sind die Regun- 
gen seiner [Saddams] Verehrer mit 
denen unserer Väter und Großväter 
identisch, und sie verfolgen das glei- 
che Ziel. Dieses Fortleben beweist, 
daß wir es nicht mit einer deutschen, 
nicht mit einer arabischen, sondern 
mit einer anthropologischen Tatsache 
zu tun haben.“ Welche Tatsache ist 
es? 

Ich zitiere weiter: „Die Bedingung 
dafür, daß er [der Feind der Mensch- 
heit] Anhänger findet, die sich nach 
dem Untergang sehnen, ist das Gefühl 
einer langandauernden kollektiven 
Kränkung, die das Selbstwertgefühl 
von Millionen bis auf den Grund zer- 
setzt. Auch unter diesem Gesichts- 
punkt könnten sich die Deutschen, 
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wenn sie ein besseres Gedächtnis hät- 
ten, in den Arabern wiedererkennen.“ 
Es werden Gründe aufgeführt, warum 
sich die Deutschen schon seit Jahr- 
hunderten als Verlierer fühlten, die 
..beherrschende Obsession " der Wirt- 
schaftskrise von 1929 wird erwähnt. 
„Die Parallele zu den Völkern des Na- 
hen Ostens liegt auf der Hand. Wenn 
ein Volk keine Chance mehr sieht, sei- 
ne — reale und imaginäre — Ernied- 
rigung durch eigene Anstrengungen 
wettzumachen, bietet es seine ganze 
psychische Energie auf, um unermeß- 
liche Vorräte an Haß und Neid, Res- 
sentiment und Rachsucht anzulegen. 
Es fühlt sich als Spielball und Opfer 
der Verhältnisse und leugnet jede eige- 
ne Mitverantwortung für die Lage, in 
der es sich befindet. Die Suche nach 
dem Schuldigen kann beginnen.” 

Ein Schwall psychopathologischer 
Termini folgt: „Sein (des Führers] 
Projekt wird nicht durch Ideen, son- 
dern durch Obsessionen vorangetrie- 
ben. Die Vorstellungen, die er aus- 
beutet, sind um so mächtiger, je näher 
sie dem Wahn stehen. Die Paranoia, 
die sich reale Vorgänge nur durch Ver- 
schwörung und Verrat erklären kann, 
ist somit keine individuelle Krankheit 
des Führers, sondern die Vorausset- 
zung seines Agierens und des Echos, 
das er findet.“ 

Dem Kenner der tiefenpsychologi- 
schen Literatur mögen wohl Termini 
wie „ psychische Energie “ und „Todes- 
energie “ aufgefallen sein. Diese erin- 
nern an den Ibdesinstinkt, der, wie so 
vieles bei Freud, fragwürdig ist. Wir 
sollten uns von solchen Details nicht 
irreführen lassen. Das Wesentliche ist, 
wir haben es hier mit einer determini- 
stischen Deutung zu tun: Das Ent- 
scheidende sind nicht individuel- 
le Willcnsakte, sondern „kollektive 
Kränkungen", die weder mit bewußter 
Absicht ausgelöst noch beantwortet 
werden. 



Kulturtypen 



Ernster zu nehmen ist die Abwendung 
vom Kulturmoment. Enzensberger 
rückt von Kultur ab, weil sie als etwas 
Volkseigenes aufgefaßt wird. Ist es 
aber nicht die unvollständig bewältig- 
te fremde Kultur, die breite Flächen 
bietet, an welchen schwerste Kränkun- 
gen einem Volk zugefügt werden kön- 
nen? Denken wir etwa an die Barba- 
renkomplexe, deren Auslösung auch 
ohne den Gebrauch von entsprechen- 
den Schimpfwörtern vermittelt wer- 



den kann. Folgt man dieser Einsicht, 
wird es klar, daß kulturbildende Per- 
sönlichkeiten wie Luther, Wagner 
oder Nietzsche keine engelhaften Ur- 
elemente sein können, aus denen das 
deutsche Volksverhalten hervorquillt: 
Sei selbst sind durch die primäre 
Kränkung der Deutschen schon ge- 
prägt worden. 

Unter Kultur werden bei den Deut- 
schen die höchsten Errungenschaf- 
ten der politik-neutralen Philosophie, 
Kunst und Religion verstanden, bei 
einigen anderen Völkern deckt sich 
Kultur mit Zivilisation. Auch diese 
Besonderheit scheint durch die Krän- 
kung bedingt zu sein, die die Deut- 
schen in ihrem Kulturleben erlitten 
hatten. In Hinsicht auf Kultur waren 
sie, nach dem Zusammenprall mit der 
antiken mediterranen Kultur, inner- 
lich gespalten: Die christlich-antike 
Kultur strahlte ihre Macht in alle 
Richtungen, wirksam wurde sie je- 
doch nur unter einer Mehrheit von 
Gebildeten. Noch im 18. Jahrhundert 
wird die klassische Kultur, in Form 
der französischen höfischen Kultur, 
von der deutschen streng unterschie- 
den. Das Bewußtsein der Übermacht 
der französischen Kultur ist z.B. aus 
den Gesprächen Goethes mit Ecker- 
mann deutlich zu spüren, die Norbert 
Elias mit so viel Sorgfalt analysierte. 51 

Die deutsche Antwort auf die höfi- 
sche war eine Kultur, die sich auf Spit- 
zenleistungen von genialen einzelnen 
stützte. Um das deutsche Selbstver- 
trauen zu nähren, bedurfte diese Art 
von Kultur besonderer Anerkennung. 
Das Bedürfnis ist bis heute bemerkbar 
geblieben: Vor kurzem habe ich einen 
deutschen Professor über Bach und 
Beethoven berichten hören. Der Ruf 
nach Anerkennung ihrer hervorragen- 
den Größe war nicht zu überhören. 
Das internationale Publikum muß 
sich gewundert haben: Ist denn die 
Hochschätzung der deutschen Musik 
nicht eine Selbstverständlichkeit? 

Für die Auswirkung des Kultur- 
prestiges sind Kommunikationsmög- 
lichkeiten von besonderer Bedeutung. 
Der Vorsprung oder Rückstand ande- 
ren Kulturen gegenüber kann nur über 
Kontakte mit diesen geprüft werden. 
Ein Rückstand kann auf unterschied- 
liche Weise kompensiert werden. Eine 
Möglichkeit ist, sich von militärischer 
Macht trösten zu lassen. Hier hat 
auch Enzensberger die deutsch-arabi- 
sche Ähnlichkeit erblickt. Eine andere 
Variante der Kompensierung der als 
nicht völlig gesicherten kulturellen Er- 
rungenschaften ist Hingabe an den 



Glauben, das eigene Volk sei mehr 
kulturbegabt als andere Völker. 
Sie kann unter Umständen als Rassis- 
mus mißverstanden werden. 

Wenn die These stimmt, daß Aus- 
brüche der „Menschenfeindlichkeit" 
wiederkehrende geschichtliche Ereig- 
nisse sind, die durch nationale Krän- 
kung durch Mißerfolg bedingt sind, 
dann würde man auch erwarten, daß 
die Art der Kompensierung von Volk 
zu Volk anders gestaltet wäre. Beispie- 
le solchen kompensatorischen Glau- 
bens sind besonders häufig bei den 
Russen zu finden. Nach einer Periode 
nationaler Stärkung, die dem Abwurf 
des Tatarenjochs folgte, erlitten die 
Russen im Jahre 1905 zwei Erschütte- 
rungen: die Niederlage im Krieg gegen 
die Japaner und eine soziale Revolu- 
tion. In den Anfangsjahren des Ersten 
Weltkrieges wiederholte sich der Vor- 
gang, mit der Folge, daß die Russen 
aus dem Krieg auszuscheiden gezwun- 
gen waren. 

Eine dritte, radikale soziale Revolu- 
tion wurde von einer Ideologie ge- 
prägt, in welcher nationale Momente 
kaum eine Rolle spielten. Es ist somit 
plausibel, die Überzeugungskraft der 
kommunistischen Ideologie in Ruß- 
land mit einem mangelnden nationa- 
len Selbstvertrauen zu verbinden: 
Trotz einiger kultureller Spitzenlei- 
stungen (meist in Musik und Litera- 
tur) blieb das Kulturniveau (im brei- 
teren Sine) weit hinter dem westeuro- 
päischen zurück, das seit Peter dem 
Großen als Vorbild galt. Unter der 
Decke des marxistischen Internatio- 
nalismus durften für eine Weile die 
nationalen Sorgen gelindert werden: 
Wo Klassen das historische Gesche- 
hen leiten, können nationale Unzu- 
länglichkeiten nicht für den Mißerfolg 
verantwortlich gemacht werden. 

Die „unbegrenzten kreativen Fähig- 
keiten des Volkes“, in zahlreichen so- 
wjetischen Slogans wiederkehrend 
und dem Glauben an die besonderen 
Begabungen der „nordischen Rasse" 
verwandt, zeugt von der Überzeu- 
gung, daß wahre Erfolge erst bevor- 
stehen. Die „Suche nach den Schul- 
digen" konnte jedoch bei den Russen, 
genauso wie bei Deutschen und Ara- 
bern, nicht vermieden werden. Die 
Schuldigen wurden nicht in einem 
fremden Volk (Juden, Amerikaner), 
sondern im fremden Element der hö- 
heren Klassen, in jenen, die ihrer Kul- 
tur nach im Volk nicht verwurzelt wa- 
ren, gefunden und bestraft. Alle, die 
sich der Einführung der zukunfts- 
trächtigen technischen Kultur wider- 
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Opfer des serbischen Massakers bei Nova Kasaba: Extremer Pazifismus der Deutschen 
heilt alte Wunden kaum, eher ist er für neue verantwortlich, z.B. für den Ausbruch un- 
kontrollierter Aggressionen in benachbarten Staaten. 



setzten, mußten gleichfalls vernichtet 
werden. Obwohl an sich fremd, wurde 
diese Kultur blind nachgeahmt, wo 
immer sie versprach, das Prestige des 
Volkes anzuheben. „Amerikanische 
Technik und Sowjetmacht werden den 
Sozialismus aufbauen", galt es in den 
zwanziger Jahren. Henry Ford und 
seine Autobiographie „My Life and 
Work" wurden zum Objekt eines 
Kults, russische Dichter träumten von 
einem „neuen, blühenden Amerika <A) 
in ihrem Lande. Ähnliche Glaubens- 
formen, aber ohne den internationali- 
stischen Deckmantel, tauchen auch 
beim deutschen Nationalbolschewis- 
mus auf. 

Die russische Fremdenfreundlich- 
keit ging mit der fortschreitenden Iso- 
lierung vom Westen zurück. Jeder Ge- 
danke möglicher Mängel in der Kul- 
turfähigkeit des Volkes wurde jetzt 
unterdrückt, nur Stalin selbst konnte 
sich kritische Bemerkungen erlauben. 
Die Diktatur, die in der Erfüllung 
technisch-kultureller Ziele ihre Recht- 
fertigung fand, sah sich als Mittel in 
den Händen des Volkes, das Kultur 
wollen sollte. 

„Kultur dem Volke" war einer der 
bekanntesten revolutionären Slogans. 
Welchem Volk diese Kultur gehören 
sollte, davon hörte man vorerst wenig, 
der verkappte Nationalismus drang 
jedoch immer mehr hervor. Mal wa- 
ren es die bedeutenden Erfinder, die 
allesamt Russen waren, mal wurden 
die großen russischen Schriftsteller zu 
Vorboten der Revolution hochstili- 
siert, letztendlich wurden autoritäre 
Figuren aus der Vergangenheit, wie 




I/. München 



-Ein Schlag noch, und ei hätte glatt ein 
SanktlSnchen gageben!' 

Iwan der Schreckliche, als Helden ge- 
feiert. Von einer internationalisti- 
schen Ideologie würde man den Wil- 
len erwarten, alle Grenzen offen zu 
halten. Der Sozialismus mußte aber 
verteidigt werden, und so war der na- 
tionalistische Wolf gezwungen, sich 
nicht nur in einem internationalen 
Schafspelz, sondern auch hinter dem 
eigenen Stacheldraht zu verstecken. 



Extreme 



Obsessives Drängen zu einem höheren 
Kulturstatus endet in kontraprodukti- 
ven Extremen. Westliche Vorbilder, 
wirksam schon zu Peters Zeiten, setz- 
ten sich in Sowjetrußland als Gebot 
der Urbanisierung fort. Ein Zitat von 
Marx kam hier gelegen: Die Zeit des 
„Idiotismus des Landlebens" sei vor- 
bei, Bauern sollten zu städtischen 
Proletariern werden. Die Folgen sind 
heute zu spüren: Hastig und ohne 
Rücksicht auf das Land erbaut, hun- 



gern die russischen Städte. Ähnliches 
ist in den arabischen Ländern zu er- 
warten: Wo — wie im Irak — weniger 
als 20 Prozent der erforderlichen Nah- 
rungsmittel im Lande produziert wer- 
den, können nur Städte leben, solange 
öl fließt. In einigen Jahrzehnten wer- 
den die arabischen Städte auch ohne 
Beihilfe von General Schwartzkopf 
hungern müssen. 

Den bisherigen Beispielen ist zu 
entnehmen: Obwohl die Antworten 
verschiedener Völker auf frustrieren- 
de Erfahrungen Gemeinsamkeiten 
aufweisen Anthropologische Tatsa- 
chen ", so Enzensberger), ist die Form 
der ideologischen Verhüllung an spe- 
zifische Bedingungen gebunden (Ge- 
schichte, Kulturtyp, Entwicklungs- 
phase). 

Extreme Einstellungen sind Aus- 
druck der Unsicherheit in der Wert- 
schätzung des eigenen Volkes, in der 
Abmessung seiner Möglichkeiten und 
seiner Lage unter anderen Völkern. 
Extrem aggressives Verhalten wurde 
schon besprochen. Pazifismus kann 
jedoch genauso extrem sein. Im heuti- 
gen Deutschland ist er so stark, daß 
sogar jene Völker, die es als ihre 
Pflicht empfanden, die Deutschen 
friedfertig zu machen, neulich an 
ihrem Pazifismus verzweifelten. Die 
Maxime „Nie wieder Krieg!" ist unter 
extremen Bedingungen der Niederlage 
nach einem extrem gewagten Krieg 
entstanden. Extremer Pazifismus heilt 
diese alten Wunden kaum, eher ist er 
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für neue verantwortlich, z.B. für den 
Ausbruch unkontrollierter Aggressio- 
nen in benachbarten Staaten. 

Extremer Pazifismus und Toleranz 
dem ordnungswidrigen Verhalten der 
Immigranten gegenüber sorgen in 
Deutschland für innere Konflikte, die 
sich täglich verschärfen und destabili- 
sierend auswirken. Der neue Perfek- 
tionismus, sich als übernationaler 
Humanismus ausgebend, verlangt, 
daß rationales Denken, weil angeblich 
nationalistisch, zurückgedrängt wird. 
Es wird wie eine Infektionskrankheit 
angesehen, die der Behandlung be- 
darf. Dazu muß alles, was nur annä- 
hernd an das NS-Regime, aber auch 
an die Stasi-Herrschaft erinnert, ex- 
purgiert werden. Politische Kultur 
wird mit der Fähigkeit gleichgesetzt, 
die Schuld der Vergangenheit zu be- 
klagen. Der Perfektionismus wird da- 
durch zum Anti-Nationalismus, der 
nicht „ gesünder “ sein kann als der 
Nationalismus. 

Der obsessive moralische Perfektio- 
nismus treibt die Kriterien des sozial 
Erreichbaren ins Unerreichbare. Bei- 
spiele sind die volle medizinische Be- 
treuung von älteren Personen, Behin- 
derten und Kranken. Die erwiesene 
Unmöglichkeit, Kriminelle zu rehabi- 
litieren, wird einfach nicht wahrge- 
nommen, Drogensüchtigen wird aus- 
giebige Fürsorge geboten, erfolgrei- 
che Entzugsmethoden werden als „in- 
human“ abgewiesen. 

Im Hintergrund dieser Exzesse 
steht die Angst, für einen Barbaren 
gehalten zu werden. Nirgends ist diese 
Angst so deutlich zu spüren wie im 



höchsten Bereich der Kultur, in der 
Kunst. Das angeblich Barbarische 
wird hier als Banausentum disquali- 
fiziert. Es gibt wahrscheinlich kein 
Land der Welt, in dem echtes Banau- 
sentum durch die Angst vor ihm bes- 
ser geschützt wäre als Deutschland. 
Bücher wie jene von Syberberg und 
von (dem weit weniger bekannten) 
Jürgen Weber 7 * geben genügend Aus- 
kunft darüber. 



Extremer Pazifismus und 
Toleranz dem ordnungs- 
widrigen Verhalten der Im- 
migranten gegenüber sor- 
gen in Deutschland für inne- 
re Konflikte, die sich täglich 
verschärfen. Politische Kul- 
tur wird mit der Fähigkeit 
gleichgesetzt, die Schuld 
der Vergangenheit zu be- 
klagen. 



Kämpfer und Kulturneid 



Das Exzessive, hinter dem die kultu- 
relle Unsicherheit lauert, führt bei den 
pazifistischen Deutschen zu Parado- 
xen, die erwähnenswert erscheinen. 
Manche Deutschen haben sich für 




Rationales Denken wird, weil angeblich 
nationalistisch, zurückgedrängt — über- 
nationaler Humanismus als Politikersatz: 
z.B. Asylmißbrauch 



eine Verurteilung der USA als Aggres- 
sor im Golfkrieg eingesetzt. Dabei ist 
ihnen entgangen, daß viele muslimi- 
sche Völker, die Iraker insbesondere, 
auf Kulturpositionen stehen, die den 
(pazifistischen) deutschen entgegen- 
gesetzt sind. 

Der geheime (manchmal auch ver- 
neinte 8 *) Kern der islamischen Kul- 
tur ist nämlich die „Dschihad“- Ideo- 
logie. „Diejenigen, die glauben, und 
diejenigen, die ausgewandert sind und 
um Gottes Willen Krieg geführt ha- 
ben, dürfen auf die Barmherzigkeit 
Gottes hoffen “ — so der Wortlaut der 
2. Sure. Die Sonderverehrung des 
Krieges ist durch die Nähe der Wüste 
bedingt. Sie dringt immer weiter vor- 
an; wer nicht von ihr verschluckt wer- 
den will, muß für sich neue Gebiete 
erobern. 

Wenn der Krieg zur Lebensbedin- 
gung wird, deformiert sich die Gesell- 
schaft. Der Krieger ist alles, die an- 
deren, besonders die Frauen, müssen 
sich nach ihm richten. Sich um Kultur 
zu kümmern, ist nicht kriegerisch, 
nicht männlich genug. Gesellschaften 
mit kriegerischer Tradition werden 
deshalb in der Verwirklichung ihrer 
Kulturpotentiale gehemmt. Die Fol- 
gen haben sich selten so deutlich ge- 
zeigt wie beim Zerfall Jugoslawiens. 

Mit dem Zusammenbruch des So- 
wjetblocks wurde den Slowenen und 
Kroaten die Möglichkeit eröffnet, 
über ihren Verbleib in Jugoslawien zu 
entscheiden. Wie zu erwarten war, op- 
tierten sie für Unabhängigkeit. Ihr 
Glaube an die übernatürliche Macht 
der Gerechtigkeit (eine besondere Art, 
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die eigene Kulturfähigkeit unter Be- 
weis zu stellen), an Demokratie und 
Fortschritt, die besonders die Kroaten 
für sich erhofft hatten, ließ sie die Tat- 
sache vergessen, daß sie ungerüstet 
einem bis zu den Zähnen gerüsteten 
Feind gegenüberstanden. 

Der Feind, das waren nicht nur 
die bosnischen Muslime, die eine un- 
typische Entwicklung hinter sich ha- 
ben. Es war ein Volk, das durch langes 
Zusammenleben mit den Türken die 
Dschihad-Ideologie übernahm. So 
war bei den Serben die Kulturambi- 
tion durch hypertrophiertes Interesse 
am Militärischen gehemmt. Der gegen 
die Kroaten gerichtete Kulturneid war 
an den Zielen der Vernichtung zu er- 
kennen: historische Kirchen, Bau- 
denkmäler, Museen. Die Wut galt 
dem kroatischen Kulturstreben und 
Kulturerfolg, die schon lange von den 
Serben als fremdlieb, ja verräterisch 
gebrandmarkt wurden. Die nur halb- 
bewußten Spannungen sind der wahre 
Hintergrund dessen, was man den 
Ausbruch der primitiven Kräfte des 
Nationalismus zu nennen pflegt. Es 
ging eigentlich um eine durch Kultur- 
defekt verschärfte nationale Frustrie- 
rung. 

Nach dem abrupten Ende des kul- 
turreichen serbischen mittelalterlichen 
Staates, durch türkische Eroberungen 
herbeigeführt, fanden sich die Serben 
vom Kultureinfluß des Westens iso- 
liert. Die unausweichliche Identifizie- 
rung mit dem mittelasiatischen 
Aggressor verlangte, daß man sich, 
obwohl besiegt, für ein heldenhaftes 
Volk hielt. Man träumte von Rache 
gegen die Türken, merkte aber kaum, 
daß dadurch die Mentalität des Volkes 
immer türkenähnlicher wurde. Kultu- 
relle Frustierung und Kulturneid, der 
nach Wiederaufnahme der Kontakte 
mit den Nachbarn, besonders den 
Kroaten, aufflammte, ließen alle hu- 
manen Umsichten verschwinden, so 
daß nach erneuter Frustrierung durch 
den Durchbruch demokratischer Ten- 
denzen in Jugoslawien Vernichtung 
von und Massaker an allem Nicht- 
Serbischen in einem Maße möglich 
wurde, das in Europa seit dem Einfall 
der Tätaren nicht bekannt war. 

Einblicke in geschichtliche Ereignisse 
und gegenwärtige Konflikte, die aus 
solcher Perspektive hervorgehen, sind 
an sich von Interesse. Ihren vollen 
Wert erreichen sie aber erst aus dem 
Vergleich mit heute noch im Westen 
vertretenen Deutungen. Nur einige 
Beispiele seien hier angeführt. 



Die überragenden totalitären Ideo- 
logien unseres Jahrhunderts, Kommu- 
nismus und Nationalsozialismus, 
werden seitens der liberalen und lin- 
ken Schulen als Ausgeburten der 
„ bürgerlichen Ideologie " gedeutet. 
Warum solche Ideologien gerade dort 
Fuß faßten, wo nationale Frustrierun- 
gen ausgeprägt waren, ist aus solchen 
Deutungen nicht ersichtlich. Ebenso- 
wenig ist klar, warum gerade in sol- 
chen Völkern totalitäre Methoden zur 
Anwendung kamen — das Bürgerli- 
che ist ja gerade durch Abneigung 
zum Totalitären gekennzeichnet. Eine 
überzeugende Deutung ist, daß Totali- 
tarismus ein Ausdruck der frustrieren- 
den Erfahrung von Völkern ist, die 
mit einer „laissez /fl/re‘-Ideologie 
nicht voran gekommen sind. Dieses 
Nicht-voran-Kommen braucht keines- 
wegs einem moralischen oder sogar 
biotischen Mangel des Volkes zuge- 
schrieben werden. Äußere (z.B. geo- 
graphische) Bedingungen, die eine 
maximale Motivierung zur Kultur 
nicht zulassen, sind eher für den Rück- 
stand verantwortlich. 

Andere liberale Deutungen der extre- 
men Ideologien gründen auf der An- 
nahme des freien Willens. So wird im 
liberalen Weltbild auf der einen Seite 
das Nationale verdrängt, auf der ande- 
ren wird das Volk als freie Person hoch- 
stilisiert. Als eine solche kann sich das 
Volk für dieses oder jenes System ent- 
schließen ' und wenn es das falsche ge- 
wählt hat, wird es von seinen 
Machthabern „versklavt“. Individuen 
werden dann zur „bloßen Zahl", wer- 
den „ihrer Seele beraubt”-, der Geist 
verfällt unter den Händen einer Regie- 
rung, die aufgrund eigener Machtgelü- 
ste das Volk „betrügt“ und eusnützt“. 
All diese Komponenten können im vo- 
luntaristischen Weltbild auch als unab- 
hängige Ursachen figurieren. 

Der melodramatische Charakter sol- 
cher Deutungen, seit langem auch von 
der Linken vertreten, reicht aus, um sie 
als unernst nachzuweisen. Es gibt je- 
doch auch mehr nüchtern klingende 
Deutungen. Im Falle des Kommunis- 
mus sagt man dann z.B., das System 
habe sich als unfähig erwiesen, Kon- 
sumbedürfnisse zu befriedigen. Das 
mutet an, als ob manchen Völkern 
durch bloße Vermeidung trivialer tech- 
nischer Fehler unermeßliche Qualen er- 
spart werden konnten. Melodrama wird 
hier von Zynismus überflügelt. 

Gewaltige Volkstragödien haben 
Wurzeln, die tiefer liegen. Der Zugang 
zu diesen Wurzeln wird jedoch durch 
liberale Vorurteile versperrt. So ist z.B. 



die Deutung des Einbruchs der kom- 
munistischen Gewalt aus dem Zusam- 
menspiel des aufgepeitschicn Kultur- 
strebens und dem Zweifel an der Mög- 
lichkeit der Überwindung des nationa- 
len kulturellen Rückstandes beute noch 
weitgehend unannehmbar, weil solch 
eine Deutung dem liberalen Dogma der 
Gleichwertigkeit aller Völker zu wider- 
sprechen scheint. Einen Widerspruch 
gibt es jeodch nicht, sogar dann nicht, 
wenn das Dogma stimmen sollte. 

Die hier vorgeschlagene Konzeption 
ist zwar an sich moralisch neutral, sie 
schließt jedoch eine moralische Beur- 
teilung korrupter und gewalttätiger Re- 
gime nicht aus. Dem moralischen 
Verfall wird nur eine besondere Deu- 
tung gegeben: Es ist die nationale Fru- 
strierung, die den pathologisch zur 
Gewalttätigkeit Neigenden die Ge- 
legenheit bietet, sich als unersetz- 
liche Retter des Volkes zu profilieren. 

Kulturpsychologische Überlegungen 
bieten hier einen geeigneten Weg, wenn 
sie frei von Vorurteilen sind. Kulturre- 
lativismus — sei es der liberale oder der 
allgemein-anthropologische — ist hin- 
gegen nicht angebracht, weil er keine 
Basis für volks- und zeitspezifische 
Wandlungen liefern kann. Die hier ge- 
botene Sicht bietet eine ausgewogene 
Synthese dar, die extreme Ansichten 
umfaßt und versöhnt. 
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Bert Wawrzinek 

Wer sein Sachsen liebt 

Zwei Jahre Sachsenbund 




Als im Dezember 1989 heimat- 
verbundene Sachsen mit dem 
Gründungsaufruf für eine Sach- 
senpartei an die Öffentlichkeit gin- 
gen, ahnte niemand, welch schnel- 
le Aufeinanderfolge der Ereignisse 
zum Wiederentstehen des Landes 
Sachsen und zur Wiedervereini- 
gung Deutschlands führen würde. 

Ausgangspunkt unserer Aktivi- 
täten war die Überlegung, daß die 
neu entstehenden Parteien und 
Verbände eine bodenständige 
„sächsische“ Orientierung vermis- 
sen ließen. Wir wollten an die un- 
gebrochene Identität der Sachsen 
anknüpfen, Erbe und IVadition 
gegen politische Allgemeinplätze 
setzen. Die einsetzende Resonanz 
gab uns recht, viele Landsleute 
dachten wie wir, fühlten sich von 
unseren Vorstellungen angespro- 
chen. Es war die Zeit der weiß- 
grünen Fahnen, ein befreiender 
Aufbruch ging durch das ganze 
Land, überall kam der Wille zum 
Ausdruck, sich zu engagieren, die 
politische Entwicklung mitzube- 
stimmen. Doch der Euphorie folg- 
te die Ernüchterung. Jenseits un- 
serer romantisch-idealistischen Vi- 
sion lief bereits der kühl kalkulier- 
te Vorstoß der etablierten west- 
deutschen Parteien, eine Anglei- 
chung der politischen Verhältnisse 
in kürzester Zeit wurde absehbar. 

Dieser und andere Gründe be- 
wogen uns zu einer Umorientie- 
rung. Ende Januar 1990 war klar, 
daß aus der Initiative zur Grün- 
dung der Sachsenpartei ein über- 
parteilicher Sachsenbund wird. 
Damit sollte eine parteienübergrei- 
fende Basis für vielfältige Aktivi- 
täten im Sinne Sachsens entstehen. 



Für neuen Mut unter 
weiß-grünen Farben 



So kam es zur Gründung des Bundes 
am II. März 1990 in Dresden unter 
der Devise: Für neuen Mut unter 
weiß-grünen Farben. Hunderte Sach- 
sen aus vielen Teilen des Landes und 
aus Westdeutschland waren gekom- 
men. Es war uns eine besondere Freu- 
de, daß an der Wiege des Sachsen- 
bundes ein Wettiner — Dr. Albert 
Prinz von Sachsen — stand. 

Damals sagten wir: „ Wir glau- 
ben, daß durch Zusammenschluß die 
Wahrung unserer Interessen und die 
Bewältigung gemeinsamer Aufgaben 
möglich wird. Über allem Parteienha- 
der soll das Bekenntnis zur Heimat 
stehen.“ 

Weiter hieß es: ..... der Sachsenbund 
kann weder eine neue Heilslehre, noch 
Patentrezepte für die Zukunft bieten. 
Wir können vielmehr dort beginnen, 
wo wir glauben gebraucht zu werden, 
wo es besonders nottut." Wir waren 
der Überzeugung, ..... daß es wichtig 
ist, daß jemand da ist, der darauf ach- 
tet, daß eine Politik getrieben wird, 



die garantiert, daß man sich als Sach- 
se in diesem Land wohlfühlen kann." 

Viele damals befürchtete Zustände 
sind heute beklemmende Normalität, 
doch wir müssen auch feststellen, 
daß die Chance, eine starke Sachsen- 
bewegung auf überparteilicher und 
überkonfessioneller Basis zu schaffen, 
nicht ausreichend genutzt worden ist. 
Das mag daran liegen, daß es der 
Bund als Kind des Herbstes ’89 „von 
unten " versucht hat, und wir uns we- 
der auf alte Seilschaften, noch auf 
eine „brüderliche Umarmung“ aus 
dem Westen stützen konnten. 

Von Anbeginn hatte der Sachsen- 
bund eine ausgeprägt politische Ten- 
denz, weil wir Kultur und Geschichte 
nicht unpolitisch verstehen und nicht 
darauf verzichten wollen, an der poli- 
tischen Willensbildung und damit an 
dem Schicksal unseres Landes aktiv 
Anteil zu nehmen. Auch heute glau- 
ben wir nicht an eine Aufgabenteilung 
der Art, daß die Parteien Politik ma- 
chen und wir in Vereinen und Verbän- 
den als „nützliche Idioten“ ahnungs- 
los dahindämmern. Das unterscheidet 
uns von vielen Gruppierungen, die 
sich nahezu gleichlautenden Zielen 
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verschrieben haben, diese aber gänz- 
lich unpolitisch bzw. „ weltanschaulich 
neutral“ zu erreichen trachten. 



Unsere Arbeit 



Ausgehend von den drei Zentren Dres- 
den, Leipzig und Chemnitz gelang es, 
da selbst funktionierende Gruppen zu 
bilden, die sich entsprechend den ört- 
lichen Gegebenheiten und Interessen 
engagieren. Perspektivisch müssen 
kleinere Verbände, die entstanden wa- 
ren, sich aber nicht halten konnten, 
neu aktiviert bzw. weitere Gruppen ins 
Leben gerufen werden. 

Der Landesvorstand in Dresden, 
der gegenwärtig auch in Personal- 
union den Bezirksvorstand Dresden 
bildet, kann auf eine umfangreiche 
Arbeit zurückblicken. 

In den vergangenen zwei Jahren 
wurden eine Vielzahl von Veranstal- 
tungen durchgeführt. Dazu zählen 
Exkursionen, Seminare und Gedenk- 
veranstaltungen ebenso, wie Heimat- 
abende und Großveranstaltungen. 

1991 setzte der Sachsenbund mit 
seiner Demonstration am 22. März 
ein deutliches Zeichen. Gemeinsam 
mit unserem Schirmherrn, dem Mark- 
grafen von Meißen, den Vertretern der 
„Allianz für Sachsen“ und der DSU 
zogen wir vor den Sächsischen Land- 
tag, um Solidarität mit jenen Sachsen 
zu bekunden, denen trotz ihrer ein- 
deutigen Entscheidung für Sachsen 
die Zugehörigkeit zum weiß-grünen 
Freistaat versagt blieb. Immerhin wur- 
de die Sitzung unterbrochen, das Pro- 
blem spontan auf die Tagesordnung 
gesetzt. Es hatte nun fast den An- 
schein, daß eine Entscheidung unmit- 
telbar bevorstand. Heute wissen wir es 
besser, die unerträgliche Hinhalte- 
taktik der zuständigen Stellen hat bis 
jetzt zu keinem Ergebnis geführt. 
Doch wir wollen uns auch künftig da- 
für einsetzen, daß den Bürgern der 
umstrittenen Gemeinden Gerechtig- 
keit widerfährt. Dafür auch 1992 un- 
ser Einsatz! 

Unser II. Sachsenbundtag im Sep- 
tember vergangenen Jahres stand ganz 
im Zeichen der Regionen des Freistaa- 
tes, die sich innerhalb des Programms 
„Sachsen - unsere Heimat“ vorstell- 
ten. Erzgebirgische Weisen, Sorbi- 
sches Brauchtum, Tänze der Lößnitz - 
die kulturelle Vielfalt im Freistaat 
darzustellen ist ein richtungsweisen- 
des Konzept, das auch in diesem Jahr 
Fortsetzung finden soll. 

Die Sammelaktion „Historische 



Grabstätten“ bezweckt die Bereitstel- 
lung von Mitteln für die Erhaltung 
und Pflege von Grabstätten bedeuten- 
der sächsischer Persönlichkeiten. Er- 
wähnt sei auch unsere Mitarbeit an 
dem Entwurf für eine künftige Säch- 
sische Verfassung. Unsere Vorstel- 
lung dazu ist die Einrichtung einer 
II. Kammer in Sachsen, in der integre 
parteienunabhängige Persönlichkeiten 
als Vertreter sozialer, gemeindlicher, 
kultureller und religiöser Körper- 
schaften und ethnischer Minderheiten 
ein Gegengewicht zur parteidominier- 
ten I. Kammer bilden. Ebenfalls geht 
es uns um das Amt eines Landespräsi- 
denten, der ähnlich wie der Bundes- 
präsident die Bundesrepublik, das 
Land Sachsen nach außen repräsen- 
tiert. 

Als im Herbst 1991 bekannt wur- 
de, daß für den englischen Luftmar- 
schall Harris, der für die sinnlose Zer- 
störung Dresdens und den Tod von 
mehr als 100000 unschuldigen Men- 
schen verantwortlich ist, in London 



ein Denkmal errichtet wird, hat der 
Landesvorstand dagegen beim engli- 
schen Botschafter in Bonn protestiert. 
Hier wird die Bandbreite der Sach- 
senbund-Aktivitäten deutlich. Nicht 
der Rückzug in die Vergangenheit ist 
unser Ziel, vielmehr aktiver Einsatz 
im Sinne eines gesunden sächsischen 
Patriotismus, der vor allem dort von- 
nöten ist, wo das Estabishment ver- 
sagt oder lediglich halbherzig sächsi- 
sche Belange vertritt. 



Niehls als Vorurteile 



Sachsenbund? Die woll’n ja nur ihren 
Geenich wiederhaben! 

An dieser Stelle ein Wort zu einigen 
Vorurteilen, die uns gelegentlich — 
offen oder versteckt — entgegenge- 
bracht werden. 

Wir haben nie einen Zweifel daran 
gelassen, daß man die großartige Rol- 
le des Hauses Wettin, welches 829 
Jahre die Geschicke unseres Landes 



Gründungsveranstaltung des Sachsenblindes am 11. März 1990: „Für neuen Mut unter 
weiß-grünen Farben!“ (v.l.n.r.: Bert Wawrzinek, Matthias Wörner, Claus Laske, R. 
Ogorsolka, Prinzessin Elmira, Herzogin zu Sachsen; Dr. Albert Prinz zu Sachsen, Her- 
zog zu Sachsen; V. Kasten, A. Sarelsberg, Dr. Haferland, Prof. Dr. Bossle, Dr. Walz) 
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bestimmte, nicht einfach ignorieren 
kann, wie es manche , Fachleute“ tun, 
die die Geschichte dieser Familie gern 
„realistisch“, d.h. kritisch herabwür- 
digend, geschrieben wissen wollen. 
Dabei schwingt wohl bürgerliches 
Ressentiment und marxistisches Klas- 
sendenken mit. 

Eine andere Tendenz geht davon 
aus, daß die historischen Wettiner, da- 
bei wird meist an das Augustäische 
Zeitalter oder aber gern an Sachsens 
letzten volkstümlichen König Fried- 
rich August III. gedacht, ihre Rolle 
gespielt haben, alles weiterführende 
aber nichts als reaktionäre Nostalgie 
„Ewiggestriger“ sei. Dies wird mit 
Blick auf die Wettiner der Gegenwart 
gesagt, „die ja nur ihre Schlösser wie- 
derhaben wollen “. Interessant dabei 
ist, daß derartige Meinungen von Leu- 
ten zu hören sind, die eben noch in 
der DDR keine Schwierigkeiten mit 
der auf den Kopf gestellten geschicht- 
lichen Wahrheit hatten, jetzt aber 
ganz auf dem „Boden der Realitäten“ 
ihren Platz behaupten, unfähig und 
nicht willens, eine höhere Ordnung als 
die des Geldes anzuerkennen. In die- 
ses materialistisch geprägte Bild las- 
sen sich natürlich die positiven Im- 
pulse, die vom Hause Wettin auch 
heute ausgehen, schlecht einpassen. 
Niemand kann den schwierigen Weg 
der Sachsen besser verstehen, als die 
.fitste Familie des Landes “ (C. Las- 
•ke), die durch das gemeinsame Schick- 
sal mit dem sächsischen Raum und 
seinen Menschen verbunden ist — 
und bleibt. 

Wenn wir es heute jedoch mit den 
abwegigsten Vorurteilen zu tun haben, 
sind daran die Medien nicht unschul- 
dig, die — je nach Bedarf — schein- 
bar unvermeidbare Klischees mit 
Halb- und Unwahrheiten vermengen, 
womit man leider leben muß. 



„Konservative Traditionalisten“ 



Der Sachsenbund wird von jenen Mit- 
gliedern geprägt, die aktiv mittun. 
Wir sind offen für vielfältige Anre- 
gungen und meinen es ernst mit der 
Überparteilichkeit. Natürlich ist dort, 
wo es um Geschichte und Tradition 
geht, das konservative Element sozu- 
sagen „zu Hause“. Gerade gegenwär- 
tig stellen wir fest, daß konservative 
Wertvorstellungen auch dort Raum 
greifen, wo es gemeinhin weniger ver- 
mutet wird, in der ökologischen Bewe- 
gung, aber auch in den Bürgerkomi- 
tees, bei Landschafts- und Denkmal- 



schützern sowieso. Es setzt sich die 
Erkenntnis durch, daß ein schöpferi- 
scher Konservativismus heute eher am 
Platz ist, als zweifelhafter Fortschritt, 
dessen zerstörerische Wirkung zuneh- 
mend zur tödlichen Gefahr wird. Die 
Rückbesinnung auf überlieferte Werte 
ist europaweit feststellbar. 

Das illusionslose Menschenbild, 
das den Menschen „wie er ist“ aner- 
kennt und nicht damit spekuliert „wie 
er sein sollte“, hat sich als krisenfest 
erwiesen. „Konservativ“ heißt heute 
nicht rückwärtsgewandte Reaktion, 
ehe Rebellion gegen den Zeitgeist, weil 
ein erhaltenswerter Zustand erst ein- 
mal geschaffen werden muß. Bei der 
fortschreitenden Umwertung der Be- 
griffe ist jedoch ein Festhalten an 
Wörtschablonen wenig sinnvoll und es 
gibt ja gottlob genug Dinge, die sich 
in keine Schublade einpassen lassen. 



Ausblick 



In seinem Grußwort zum II. Sachsen- 
bundtag schrieb uns der Markgraf 
von Meißen: „Eine Vereinigung ist ei- 
ne erweiterte Familie.“ Diese Formel 
entspricht unserem Selbstverständ- 
nis, wir sind eben keine -reine Zweck- 
gemeinschaft, wie z. B. eine Gewerk- 
schaft oder Sportclub. Doch es ist 
schwer, eine Gesinnungsgemeinschaft 
zu schaffen, die nicht nur um ihres 
eigenen Vorteils Willen existiert. 

Sachsen kann einen Sachsenbund, 
der auf den Fundamenten sächsischer 
Kultur und Tradition aufbaut, ohne 



FRANKEN / BAI ERN 

Regionalistische Neugründungen 

Innerhalb des Freistaates Bayern haben 
sich inzwischen einige neue regionalisti- 
sche Gruppierungen gebildet. Als Abspal- 
tung vom Fränkischen bund gründete sich 
in Mainfranken die Partei Bund Franken- 
land (Postfach 5364. 8700 Würzburg I), 
die inzeischen als regelmäßiges Partei- 
organ die Zeitschrift „Der Franke — Die 
Neue Fränkische Zeitung“ („Gegründet 
und verboten 1848, Wiedergründung 
1990") herausgibt. „Der Franke“ erschien 



„Das herrschende System steckt in vieler- 
lei Hinsicht in der Sackgasse. Die Proble- 
me wurden durch die Machthaber selbst 
geschaffen. Sie haben weder Mut noch die 
Fähigkeit, diese Probleme zu lösen. Mit 



die politische Dimension auszuklam- 
mern, gut gebrauchen. Gerade die 
Probleme, die die Übernahme der po- 
litischen und wirtschaftlichen Ord- 
nung Westdeutschlands mit sich 
bringt sind nur zu meistern, wenn 
nicht der „Kampf aller gegen alle“ im 
Vordergrund steht. Deshalb treten wir 
für ein solidarisches Miteinander, auf 
der Grundlage eines erneuerten lands- 
mannschaftlichen Zusammengehörig- 
keitsgefühls ein. Dies setzt eine Wie- 
derentdeckung unserer Geschichte 
voraus, die genügend Ansatzpunkte 
bietet, angeschlagenes Selbstbewußt- 
sein wiederherzustellen. Dabei geht es 
uns nicht um weltfremde Rückwärts- 
orientierung. Die Probleme in unserer 
Heimat sind allgegenwärtig und be- 
treffen nahezu jeden Lebensbereich. 
So läßt es uns nicht gleichgültig, wenn 
durch kriminelles Profitstreben Hun- 
derttausende Sachsen ins soziale Ab- 
seits gestoßen werden, das Heer der 
Arbeitslosen wächst und Obdachlose 
zur Normalität auf unseren Straßen 
werden. 

Sachsens Städte Leipzig und Dres- 
den stehen sinnbildlich für den friedli- 
chen Aufbruch im Herbst ’89 gegen 
Unrecht und Willkür. 

Sachsen ist mehr als ein „neues 
Bundesland". 

Sachsen — heute Tor nach Ost und 
Süd — galt einst als das Herz 
Deutschlands, ja Europas. 

Helfen wir mit, daß es wieder zu 
schlagen beginnt — gemeinsam — un- 
ter weiß-grünen Farben — mit neuem 
Mut! 



ursprünglich als Mitteilungsblatt des 
Fränkischen Bundes. 

Eine Freiheitsinitiative Baiem (Postfach 
1813, 8220 Traunstein), die sich ebenfalls 
als Vertretung der Sache des Volkes in Bai- 
em versteht, trat kürzlich in Oberbayern 
hervor. Beide Gruppierungen haben eine 
umfangreiche Grundsatzerklärung veröf- 
fentlicht, die wir, obwohl bei einigen 
Punkten Widerspruch angebracht wäre, 
trotzdem vollständig und unkommentiert 
abdrucken und so unserer Dokumenta- 
tionspflicht und dem Anspruch, Forum zu 
sein, nach kommen wollen. 



dem Zerfall ihres Wirtschaftssystems geht 
der Untergang ihrer Staatsordnung einher. 
Um die Errichtung einer neuen Ordnung 
bewerkstelligen zu können, hat sich der 
BUND FRANKENLAND als Vertreter 



Regionaltsmus 



Grundsatzerklärung des Bundes Frankenland 
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der Sache des Volkes in Franken die fol- 
genden Grundsätze gegeben. 
Regionalismus = fränkische Heimat 
Wir fordern die Schaffung eines eigen- 
ständigen Landes Franken aus seinen auf 
verschiedene Länder verteilten Gebieten 
nach Maßgabe ethnischer Gegebenheiten. 
Damit einhergehen muß die vollständige 
Neugliederung Deutschlands nach ge- 
schichtlichen, landsmannschaftlichen und 
kulturellen Grundsätzen. Föderalistische 
Verwaltung Frankens durch möglichst flä- 
chendeckende Verteilung der Behörden. 
Verwendung der in Franken erwirtschafte- 
ten Gelder zuerst für Franken. Heraus- 
gabe aller geraubten Kunstschätze bzw. 
Entschädigungsleistungen für dieselben. 

Unsere Solidarität gilt den deutschen 
Regionen, die durch alliierte Willkürherr- 
schaft zerschlagen wurden, besonders je- 
nen. die fremden Staaten ganz oder zum 
Teil einverleibt wurden. 

Nationalismus = deutsches Volk 
Wir fordern die Schaffung des Volksstaa- 
tes Deutschland in seinen ethnischen, 
durch das Völkerrecht geforderten Gren- 
zen. Kein friedliches Europa mit durch 
Gewalt geschaffenen Grenzen! Deutsch- 
land wird ein ewiger Bund seiner Stämme 
und Regionen. Alteingesessene Minder- 
heiten stehen unter besonderem Schutz, 
möglichst durch Gewährung von Autono- 
mie. Die föderalistische Verwaltung wird 
bereits durch Teilung der Hauptstadtfunk- 
tion zum Ausdruck kommen: Volksvertre- 
tung und Regierung in Berlin, Länderver- 
tretung und Präsident in Wien. Wir for- 
dern den Abzug aller Besatzungstruppen 
aus Deutschland und die Beseitigung dis- 
kriminierender Vereinbarungen. Falls die 
UNO nicht zum Forum gleichberechtigter 
Partner wird, ist diese zu verlassen. 
Mitteleuropa = das Reich 
Deutschland hat als das Herz Europas 
eine Schlüsselstellung für die Revolution 
und Selbstreinigung Europas. Im Interesse 
der Stabilität nach dem Wegfall der impe- 
rialistischen Machtbündnisse der Super- 
mächte sollten sich verwandte und geo- 
politisch zusammengehörende Völker zu 
Sonderbünden zusammenschließen dür- 
fen, die besonders eng sein können. Dies 
betrifft Deutschland, das mit anderen 
Völkern Mitteleuropas viele Jahrhunderte 
unter dem gemeinsamen Dach des Reiches 
gelebt hat, in besonderem Maße. Eine ge- 
meinsame Reichswehr sowie ein mittel- 
europäischer Wirtschaftsraum mit ge- 
meinsamer Währung werden Ausdruck 
der besonderen Zusammengehörigkeit der 
Völker Mitteleuropas. 

Europäismus = 

die Friedensordnung der Völker 

Europa wird seine Unabhängigkeit und 
Identität nur im gemeinsamen Handeln 
wiederherstellen können. Die Abwehr 
raum fremder Mächte und die Verhinde- 
rung einer Völkerwanderung nach Europa 
kann nur gemeinsam erfolgen. Die Fe- 
stung Europa ist das Gebot der Stunde. 
Die Zusammenballung aller europäischen 
Völker in einen Staat lehnen wir ab, da er 
den Zentralismus, die Bürokratie und die 



Willkürherrschaft begünstigt. Wir fordern 
daher die Auflösung der keiner Kontrolle 
der Völker unterliegenden plutokratischen 
Machtzentren Panwesteuropas und neh- 
men insofern unser Recht zum Wider- 
stand in Anspruch. Wir wollen die Zusam- 
menarbeit der europäischen Völker in 
einem europäischen Staatenbund. 

Inner- wie außerhalb Europas müssen 
die europäischen Völker auf Kolonialbe- 
sitz verzichten. 

Der Dritte Weg = 

die neue Wirtschaftsordnung 

Die kommunistische Herrschaft der Neu- 
en Klasse (Staatskapitalismus) ist zusam- 
mengebrochen, ihr Gegenstück, die Geld- 
herrschaft (Privatkapitalismus), wird bald 
folgen. Beide Systeme sind sich darin 
gleich, daß sie einem wirklichkeitsfernen 
Fortschrittswahn folgen, in dem Men- 
schen und Völker nur Manövriermasse, 
billige Arbeitskräfte und manipulierbare 
Konsumenten darstellen. Wir stellen fest: 
Die Wirtschaft dient dem Volk, nicht um- 
gekehrt! Die Arbeit muß zu den Menschen 
gebracht werden, nicht umgekehrt! 

Aufgabe der Wirtschaft ist die Bedarfs- 
deckung, nicht die Bedarfsweckung. Wir 
wollen eine neue Wirtschaftsordnung, die 
genossenschaftliche Zusammenarbeit mit 
staatlicher Rahmenplanung verbindet. 
Wir fordern wertbeständiges Geld, die 
Auflösung der multinationalen Konzerne, 
Verstaatlichung der Banken, Versicherun- 
gen und Rüstungsuntemehmen sowie die 
Dezentralisierung von Großunternehmen. 

Natur- und Lebensschutz 

Hemmungsloses Wirtschaftswachstum und 
die Weckung niedrigster menschlicher In- 
stinkte haben uns dazu gebracht, kom- 
menden Generationen die Lebensgrund- 
lagen zu rauben. Unsere Natur ist schwer 
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geschädigt, die Rohstoffe sind weitgehend 
geplündert. 

Gerade uns volks- und heimattreuen 
Menschen ist die Zerstörung unseres Le- 
bensraumes nicht gleichgültig. Der wur- 
zellose, konsumorientierte Kosmopolit 
mag weiterziehen, wenn das Leben hier 
zerstört ist; wir haben nur unsere fränki- 



sche Heimat und unser deutsches Vater- 
land. 

Der Mensch ist Teil der Natur, somit 
hat konsequenter Natur- und Artenschutz 
beim Menschen anzufangen. Wer die 
europäischen Nationen zu Einwande- 
rungsländern erklärt, verhindert die Er- 
haltung unserer ökologischen Lebens- 
grundlagen. Immer mehr Menschen auf 
knapp bemessenem Raum bedeuten im- 
mer mehr Produktion und Abfälle — Na- 
turzerstörung also. Daher fordern wir die 
Beendigung von Bevölkerungsverschie- 
bungen, die Schafffung einer ökologi- 
schen Kreislaufwirtschaft und die Abkehr 
vom Wachstumswahn. 

Kulturelle Selbstbestimmung 

Eine sich ständig verschärfende Anglei- 
chung und Verflachung kennzeichnet die 
Kultur unserer Zeit. Zur Nivellierung trägt 
vor allem die kulturelle Hegemonie der 
USA bei. Unterstützt wird dies noch durch 
die Manipulation der Medien. 

Deutschlands Kultut ist vor allem die 
Kultur seiner Stämme und Regionen. Wir 
wollen daher die verstärkte Förderung 
fränkischer Kultur, wie sie sich in Brauch- 
tum, Tänz, Volksmusik und Baukunst 
äußert. Unerläßlich ist hierbei die Errich- 
tung einer staatlichen Rundfunkanstalt 
für Franken. Wir wollen Regionalisierung 
des Bildungs- und Erziehungswesens bei 
Vereinheitlichung der Anforderungen und 
Abschlüsse. Wir fordern Bevorzugung des 
Breitensports zur Hebung der Volksge- 
sundheit zuungunsten von Kommerziali- 
sierung und Spitzensport. Beedigung 
staatlicher Eintreibung von Kirchensteu- 
ern, Verlegung des Religionsunterrichtes 
von den Schulen in die Kirchen. Übernah- 
me der Kindergärten, die überwiegend aus 
öffentlichen Mitteln finanziert werden, in 
staatliche Obhut. 

Verstärkte mündliche und schriftliche 
Pflege der Muttersprache. 

Volksherrschaft 

Wir wollen die Volksherrschaft an die 
Stelle der Alleinherrschaft der Parteien 
setzen. Daher fordern wir die Wahl eines 
Deutschen Volkstages, der auf der Grund- 
lage der geltenden Verfassung für den 
Volksstaat Deutschland arbeiten wird; die 
reformierte Verfassung ist dem Volke zur 
Abstimmung vorzulegeu. Wir fordern 
Personenwahl statt Wahl von Parteilisten. 
Das Volk muß das Oberhaupt seines Staa- 
tes direkt wählen können; seine Stellung 
ist zu stärken. 

Wir wollen die Wahl des obersten Ge- 
richtshofes aus geeigneten Juristen durch 
das Volk. 

Ausgangspunkt des politischen Lebens 
ist die basisdemokratische Selbstverwal- 
tung der Einwohnerschaft eines zusam- 
mengehörigen und überschaubaren Ge- 
bietes. 

Volksabstimmungen sind sowohl bei der 
Neugliederung in Länder als auch der 
kommunalen Gebietsreform maßgeblich.“ 



Grundsatzerklärung der Freiheitsinitiative Baiern 



„Seit jeher sind die Baiern auf ihre Eigen- 
ständigkeit bedacht und von ausgespro- 
chen eigenwilliger Mentalität. Im Zuge der 
geschichtlichen Wechsellalle leben sie heu- 



te auf drei Staaten verstreut: in der Bun- 
desrepublik Deutschland — beziehungs- 
weise im sogenannten „Freistaat Bayern", 
einer an historische Grenzen anknüpfen- 



70 



den Verwaltungsprovinz des Bonn-Berli- 
ner Zentralstaates — , in der Republik 
Österreich sowie in Italien (Südtirol). Das 
ist ein bedauernswerter Zustand, der in 
Richtung auf einen selbständigen Staat al- 
ler Baiern im Rahmen einer lockeren über- 
regionalen deutschen sowie übernationa- 
len abendländisch-reichischen Föderation 
überwunden werden muß. Dieser gesamt- 
bairische Staat umfaßt folgerichtig die 
„altbayerischen“ Regierungsbezirke des 
gegenwärtigen „Freistaates Bayern“, die 
Republik Österreich (ohne das allemanni- 
sche Vorarlberg) und Südtirol. 

Gewiß, die Baiern sind kein eigenes 
„Volk“ das neben dem deutschen Volk 
existiert, sondern ein durch uralte Kultur 
und ausgeprägte geschichtliche Kontinui- 
tät besonders stark profilierter Bestandteil 
des deutschen Volkes. Eine Baiernideolo- 
gie, welche Baiern als etwas von Deutsch- 
land Verschiedenes auffassen möchte, ist 
ahistorisches Bierdimpfelbajuwarentum, 
das sich norddeutsch-preußischen Bayern- 
klischees ä la „Komödienstadl" und „Wil- 
dccker Herzbuben“ unterworfen hat. 
Doch gerade in Deutschland mit sei- 
nem föderalistisch-partikularistischen Er- 
be wird der in Europa um sich greifende 
Regionalismus alsbald zu einer schier re- 
volutionären Kraft heranreifen. Ohne 
auch nur im entferntesten den Anspruch 
erheben zu wollen, ein fertiges, in sich ge- 
schlossenes Programm vorzulegen, erlau- 
ben wir uns, aus Sorge um unsere Heimat 
und unser baierisches Vaterland ganz im 
Sinne der sich allerorten stärkenden regio- 
nalist ischen Bestrebungen die folgenden 
einfachen Forderungen aufzustellen: 
Souveränität für Baiern 
Das Ziel, das wir anstreben, ist schlicht 
und einfach der Föderalismus — jedoch 
nicht der Scheinföderalismus der ihrem 
Wesen nach unitarischzentralistischen 
BRD, sondern ein solcher, innerhalb des- 
sen die regionalen Staaten als eigene 
Staatssubjekte bestehen. D.h.: alles was 
wir Baiern selbst regeln können, ist unsere 
Angelegenheit und geht niemanden (vom 
norddeutschen Zentralisten bis zum Brüs- 
seler EG-BOrokraten) etwas an. Und das 
umfaßt so gut wie alle Bereiche eines mo- 
dernen Staatswesens. 

Da der souveräne baierische Staat für 
sich regionale Selbstbestimmung in An- 
spruch nimmt, darf er seinerseits natürlich 
keine zentralistischen Strukturen ausbil- 
den oder gar — im Zusammenhang damit 
— anderen, nichtbaierischen Bevölke- 
rungsgruppen das Selbstbestimmungs- 
recht vorenthalten. Konkret bedeutet dies, 
daß die gegenwärtigen Regierungsbezirke 
des „Freistaates“ mit mehrheitlichen 
nichtbaierischen Bevölkerung (also Ober-, 
Unter-, Mittelfranken und Schwaben) so- 
wie das österreichische Bundesland Vor- 
arlberg keine Bestandteile des baieri- 
schen Staates sein werden. Seperatistische 
Bestrebungen in diesen Gebieten werden 
von uns daher vorbehaltlos unterstützt. 
Die auf baierischem Gebiet lebenden na- 
tionalen Minderheiten der Ladiner (Süd- 
tirol), Slowenen (Kärnten, Steiermark), 
Magjaren und Kroaten (Burgenland) ge- 



nießen selbstverständlich volle Autono- 
mie. Überdies ist sämtlichen Regionen in- 
nerhalb Baierns (die bairischen Regie- 
rungsbezirke des „Freistaates" sowie die 
österreichischen Bundesländer) — etwa 
nach Vorbild des Schweizer Kantonal- 
systems — ein Höchstmaß an Autonomie 
zu gewähren. Soviel Zentralität wie nötig, 
soviel Autonomie wie möglich! 

Schutz von Volk und Land 

Wir haben das Land, in dem wir leben, 
nur von unseren Nachkommen zu Lehen 
bekommen. Daher ist es unsere heiligste 
Pflicht, dafür zu sorgen, daß es auch in 
Zukunft bewohnbar, baierisch, deutsch 
und europäisch bleibt. Der Durchseu- 
chung unserer Heimat mit westlich-deka- 
dentem „Way of life“ ist ebenso zu weh- 
ren, wie der massenhaften Einwanderung 
fremder Bevölkerung in unser Land. Letz- 
terem ist namentlich durch ein strenges 
Heimat- und Niederlassungsrecht entge- 
genzuwirken, das mittels einer eigenen 
baierischen Staatsbürgerschaft zusätzlich 
abgesichert werden muß. Aus Ehrfurcht 
vor der Schöpfung ist dem hemmungs- 
losen, allesverschlingenden Moloch einer 
entarteten „Wachstums“gesellschaft der 
kompromißlose Kampf anzusagen. Es 
muß Schluß sein damit, daß die Schönheit 
unserer baierischen Natur- und Kultur- 
landschaft — nicht zuletzt auch infolge 
der ungebremsten Zuwanderung — unter 
Beton wüsten verschwindet. 

„Gott mit dir, du Land der Baiern ...!" 
Die Baiern sind seit jeher römisch- 
katholisch, die katholische Religion ist ein 
bedeutender Aspekt der baierischen Iden- 
tität. Deshalb genießt die katholische Reli- 
gion in Baiern mit ihrer mehr als tausend- 
jährigen Tradition vorrangige Unterstüt- 
zung (bei gleichzeitiger Tolerierung religi- 
öser Minderheiten). Diesbezüglich ist vor 
allem die Neubelebung der in unserem 
Land so tief verwurzelten Klosterkultur 
anzustreben. Entgegen dem verderblichen 
religiösen Indifferentismus unserer Tage 
wird sich der baierische Staat auch wieder 
als ein explizit katholischer Staat begreifen 
und entsprechend neutestamentlicher 
Überlieferung (z.B. Röm. 13, 1-7) als gott- 
gewollte Ordnungsmacht im Sinne einer 
Bändigung und Überwindung aller asozia- 
len und zerstörerischen Kräfte im Men- 
schen wirken, die in der liberalistischen 
Verwahrlosung und im zügellosen Mate- 
rialismus der sogenannten „modernen Zi- 
vilisation“ zur Herrschaft gelangt sind. 

Autorität und Demokratie 

Die ordnende Kraft des katholischen Staa- 
tes vollzieht sich auf zweierlei Weise: zum 
einen durch Autorität und Unterordnung , 
zum anderen jedoch durch die Möglich- 
keit unmittelbarer Teilnahme am politi- 
schen Leben. Beides ergänzt sich wechsel- 
seitig: Die Autorität des katholischen 
Staates wirkt hin auf die Entstehung eines 
rigorosen sozialen (Pflicht-)Exhos, welches 
die Voraussetzung für das Funktionieren 
unmittelbar-demokratischer Strukturen 
ist. Letztere wiederum fördern die Bereit- 
schaft des Einzelnen zur Identifikation 
mit dem Staatsganzen und erleichtern die- 



sem damit seinen ordnungsstiftenden und 
erzieherischen (Heils-)Auftrag, Der libera- 
listische Pseudostaat mit seinem patholo- 
gischen Freiheits- und Konkurrenzdenken 
sowie der Anonymität seines Parteien- 
und Repräsentativsystems bietet hingegen 
weder Autorität noch Demokratie und er- 
zeugt daher nur Chaos und Auflösung. 
Baiern und „Reich“ 

Die ursprüngliche Süd-Ost-Orientierung 
des baierischen Stammes, die imperiale 
Traditon des Habsburger-Reiches und 
nicht zuletzt der ultramontane Charakter 
des Katholizismus haben in Baiern das Be- 
wußtsein dafür wachgehalten, nicht nur 
Bestandteil einer nationalen, also durch 
die Gemeinsamkeit der (Hoch-)Sprache 
definierten Gemeinschaft zu sein, sondern 
auch einem übernationalen Kosmos ent- 
sprechend dem ursprünglichen katholisch- 
abendländischen Reichsgedanken anzuge- 
hören, Zur Belebung unserer traditionsrei- 
chen außerdeutschen Bindungen (z.B.: 
Böhmen, Lombardei etc.) fordern wir da- 
her für den baierischen Staat außenpoliti- 
sche Bewegungsfreiheit. 

Die Lust am Wehrtragen 
...attestierte schon der große baierische 
Humanist Johannes Aventinus seinen 
Landsleuten. Hieran anknüpfend verlan- 
gen wir, daß der baierische Mann nicht 
nur mit dem Brotzeitmesser, sondern auch 
mit dem Gewehr umzugehen weiß, und 
fordern die Bewaffnung der männlichen 
Bevölkerung Baierns im Rahmen eines Mi- 
lizsystems (bei Frauen auf freiwilliger Ba- 
sis). Die Waffe ist das traditionelle Symbol 
freier Menschen, ein eigenes Militär infol- 
gedessen auch ein Ausdruck des staatli- 
chen Selbstbehauptungswillens. Ein eige- 
nes und bewaffnetes Volk wird stets in der 
Lage sein, imperialistischen Aggressoren 
die Stirn zu bieten! 

Unsere Initiative beschränkt ihr Ge- 
sichtsfeld jedoch nicht auf die Grenzen 
des baierischen Siedlungsgebietes sondern 
erstrebt das Zusammenwirken mit allen 
vergleichbaren Bestrebungen im ln- und 
Ausland. Denn da das Zerstörungswerk 
der „modernen Zivilisation“, von Marxis- 
mus und Liberalkapitalismus globale Di- 
mensionenen angenommen hat, sind die 
Erneuerung der religiösen Orientierung, 
die Belebung der volklich-kulturellen 
Überlieferung, die ökologische Gesun- 
dung und die Entwicklung gemeinschaft- 
lich-solidarischer Lebensformen nicht die 
Belange einzelner Völker und Regionen, 
sondern diejenigen aller Menschen:' 

• 

BRANDENBURG / THÜRINGEN 
SACHSEN / NIEDERSCHLESIEN 
MECKLENBURG / SACHSEN- 
ANHALT / VORPOMMERN 

Gebietswechsel zwischen den 
„neuen“ deutschen Ländern 

Mit dem Ziel, diejenigen Gemeinden, die 
sich bei der Bürgerbefragung im Juni 1990 
mehrheitlich für die Zugehörigkeit zu 
einem anderen Bundesland entschieden, 
in diesem Bestreben zu unterstützen und 
darüber hinaus allen anderen Gemeinden, 
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die dies wünschen, die gleiche Möglichkeit 
zu eröffnen, gründeten sich überall in der 
ehemaligen DDR Vereinigungen und Bür- 
gerinitiativen, so beispielsweise in Ortrand 
bei Senftenberg die Allianz für Sachsen 
e.V. Die betroffene Gemeinde gehörte 
jahrhundertelang zu Sachsen, und ihre 
Bewohner fühlen sich deshalb als Sachsen 
und wollten ihre sächsische Identität auf- 
rechterhalten. Der im Juni 1990 demokra- 
tisch zustandegekommene Entscheid für 
den Anschluß an Sachsen wurde jedoch 
durch Beschluß des zuständigen Kreista- 
ges mißachtet. Über ein Jahr herrschte 
deshalb starke Unruhe über die Zugehö- 
rigkeit zum Land Brandenburg. Indem 
man dieser Gemeinde den Anschluß an 
den Freistaat Sachsen verwehrt hatte, hielt 
man die im Jahre 1952 von der SED ge- 
schaffenen Verwaltungsstrukturen auf- 



Die Deutschen — sie erscheinen den 
Nachbarn ebenso wie vielen eigenen 
Historikern und Psychologen zuwei- 
len als ein Volk, das im tiefsten Inne- 
ren seines Wesens durch eine Art 
nationalen Uraffekt geprägt ist, der 
sich gegen alles richtet, was westlich 
ist und von Zeit zu Zeit zur Eruption 
gelangt. Es ist verlockend, hieraus 
gleichsam ein Gesetz der deutschen 
Geschichte zu machen. Dies um so 
mehr, als daß das zuweilen verwirren- 
de Durcheinander dessen, was man 
die „deutsche Geschichte“ nennt, 
schwerlich geeignet ist, als eine konti- 
nuierliche, sinnhafte Entwicklung auf 
ein bestimmtes Ziel hin interpretiert 
zu werden, wie es etwa für das ge- 
schichtliche Selbstverständnis der 
auch in dieser Hinsicht oft als vorbild- 
lich empfundenen westlichen (!) Na- 
tionalstaaten bestimmend ist. So bie- 
tet es sich in der Tat an, aus der Not 
eine Tugend zu machen und gerade 
den Kontinuitätsbrüchen und Fehl- 
entwicklungen einen tieferen Sinn zu 
verleihen, indem die Geschichte der 
Deutschen als Geschichte eines „deut- 
schen Protestes“ gegen den Westen 
gelesen wird. Dann vermag tatsäch- 
lich ein roter Faden zu entstehen, der 
bei Hermann dem Cherusker beginnt, 
über Martin Luther und den Alten 
Fritz, den Kampf des wilhelminischen , 
Kaiserreiches und des NS-Staates ge- 
gen den Rest der Welt bis hin zur 
grün-alternativen Bewegung der 80er 
Jahre reicht. 



recht. Durch den jüngst abgeschlossenen 
Staatsvenrag zwischen Brandenburg und 
Sachsen kommen jetzt neben Ortrand wei- 
tere 27 Gemeinden mit insgesamt 75000 
Einwohnern zum Freistaat. Die Allianz 
für Sachsen und weitere Bürgerinitiativen 
haben damit ihr Ziel erreicht. Andere Ge- 
meinden kämpfen jedoch immer noch um 
einen Länderwechsel. 

Bei der Bildung der fünf Länder hatte 
es mehr als 3000 Anträge auf Gebiets- 
wechsel gegeben, doch nur wenige wurden 
berücksichtigt. Allerdings wurde in § 2 (3) 
des Ländereinführungsgesetzes im Ab- 
schnitt Territorialgliederung den Gemein- 
den und Kreisen die Möglichkeit zum 
Wechsel in vor 1952 angestammte Länder 
eingeräumt. Deshalb gibt es landauf, 
landab noch immer zahlreiche ähnliche 
Initiativen, die einen Wechsel wünschen: 



Die zwei Gesichter des Westens 

Das Problematische an dieser Be- 
trachtungsweise besteht nun beilei- 
be nicht in dem Umstand, daß auch 




in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom- 
mern, Sachsen, Thüringen und Sachsen- 
Anhalt (ganz abgesehen von den nieder- 
schlesischen Initiativen, die ein eigenes 
Bundesland anstreben). 

Das landsmannschaftliche Bewußtsein 
der heimatverbundcenen Deutschen öst- 
lich der Elbe wurde völlig unterschätzt, 
wie eine Beschreibung in der links-alter- 
nativen Wochenzeitung „die Andere“ 
zeigt: „Mit Fahnenschwenken und Vers- 
leinschmieden hielt man sich nicht lange 
auf. Autobahnen wurden blockiert, Wahl- 
lokale boykottiert, Heimatvereine gegrün- 
det, Enklaven verkündet [...] Ortsschilder 
übermalt [...] Rathäuser von den dortigen 
Beamten auf unbefristete Zeit geschlos- 
sen.“ 



für die Gegenwart die Bestimmung 
Deutschlands folgerichtig darin gese- 
hen werden muß, der westlichen Zivi- 
lisation, wie sie sich heute darstellt, 
ein Widerpart zu sein. Daß an diesem 
Gedanken festzuhalten ist, dürfte sich 
eigentlich von selber verstehen und 
bedarf daher keiner weiteren Erläute- 
rung mehr. Nein, bedenklich ist viel- 
mehr, daß im geschichtlichen Rück- 
blick „der Westen“ in Analogie zu 
der konstruierten Kontinuitätslinie 
des „deutschen Protestes“ zwangswei- 



Die Geschichte der Deutschen als Ge- 
schichte eines „deutschen Protestes" ge- 
gen den Westen? 

unten: die Hermannsschlacht 9 n. Chr. — 
I tief ins deutsche Seelenleben eingegraben. 




wir selbst - Leserforum 



Ein Plädoyer für das Abendland 

Zur Kritik an Ernst Niekisch 
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se ebenfalls als ein historisches Konti- 
nuum gedacht wird, innerhalb dessen 
das Imperium Romanum, das christli- 
che Abendland und der „moderne“, 
der liberalistische Westen als Einheit 
gedacht werden. 

Gerade für Ernst Niekisch war es ja 
charakteristisch, daß er den Kampf 
des deutschen Nationalismus gegen 
Versailles in den größeren Zusammen- 
hang des Gegensatzes zwischen dem 
„deutschen Protest“ einerseits und 
„dem Westen" andererseits stellte, 
wobei die Betrachtung solche Dimen- 
sionen erlangte, daß selbst die Ausein- 
andersetzung zwischen Römern und 
Germanen ebenso als eine Facette die- 
ses Antagonismus aufgefaßt wurde, 
wie später das Aufbegehren Widu- 
kinds gegen das fränkische Imperium 
oder dasjenige Luthers gegen die kat- 
holische Kirche. So wurde dem Wahl- 
preußen Niekisch (denn er wuchs ja in 
Bayern auf und begann dort seinen 
politischen Werdegang) nicht nur der 
libe- 
ral-kapitalistische Westen von Ver- 
sailles zum Feindbild, sondern das 
„Abendland“ schlechthin. 

Worin nun aber die Kontinuität 
von „abendländlischem“ und „neu- 
zeitlichem“, „liberalkapitalistischen“ 
Westen liegen soll, bleibt allerdings 
schleierhaft. Denn letzterer erstand ja 
gerade aus dem Widerspruch, aus 
dem Aufbegehren gegen die eigentli- 
che abendländische Welt und Weit- 
sicht. Deren selbstgesetztes Ideal vom 
Menschen als einem vielseitig gebun- 
denen Wesen, von der inneren Har- 
monie eines in sich geschlossenen 
„Kosmos“, der Ordnung, in die der 
Einzelne eingebunden ist, durch wel- 
che dieser die Allmacht und Herrlich- 
keit des göttlichen Schöpfers erfährt, 
wie soll dies denn in einer Linie ste- 
hen mit der neuzeitlichen Gottwer- 
dung des Menschen, dem Verlust des 
religiösen Horizonts, dem entwur- 
zelnden individualistischen Freiheits- 
denken, der Auflösung jedes über- 
schaubaren Ordnungsgefüges durch 
die fortschreitende Individualisierung 
und Pluralisierung in der liberalisti- 
schen Gesellschaft, also letztlich mit 
alledem, was doch den eigentlichen 
Gegenstand jeglicher Modernitäts- 
und Liberalismuskritik ausmacht? 
Nein, der „abendländlische“ und der 
„liberalistische“, „moderne“, „neu- 
zeitliche“ Westen, das sind zwei gänz- 
lich verschiedene, ja — wenn sie 
jeweils „idealtypisch“ betrachtet — 
absolut gegensätzliche Prinzipien, de- 
ren Kontinuität und innere Einheit al- 



lenfalls darin besteht, als daß — wie 
schon erwähnt — die aktuelle Form 
dessen, was wir „Westen“ nennen, aus 
der Negierung der tradierten abend- 
ländischen Welt hervorgegangen ist. 

Und damit steht nun auch der 
„deutsche Protest“, sofern man in 
ihm eine antiromanische und anti- 
abendländische Spitze meint würdi- 
gen zu müssen, in einem ganz anderen 
Licht, hat er doch dann zur Unter- 
minierung des abendländlischen Kos- 
mos beigetragen, infolgedessen also 
der modernen Welt und ihrem Libera- 
lismus mit dem Boden bereitet! Lebt 
im Liberalismus etwa ein römisch- 
katholisches Erbe fort oder nicht viel- 
mehr die Mentalität anarchischer ger- 
manischer Stammesschwärme? Ist die 
zügellose Gier der „westlichen Zivili- 
sation“ als ein Aufleben des römi- 
schen Imperialismus zu sehen oder 
nicht auch als Rückfall in die Raub- 
und Beutelust unserer blondschopfi- 
gen Vorfahren? Und was hat mehr mit 
dem ruhelos-triebhaftem Entdecker- 
Eroberungs- und Forscherdrang der 
Neuzeit zu tun: die mönchische Welt- 
flucht des „christlichen Abendlan- 
des“ oder die Amerikafahn des 
Recken Leif Erikson? Die angeblich 
so urdeutsche Reformation: nahm 
nicht mit ihrer Lehre vom universellen 
Priestertum jene Entwicklung ihren 
Anfang, die in dem heute verbreiteten 
Irrglauben mündete, wonach ein jeder 
Mensch — selbst der letzte Depp — 
ein vernunftbegabter mündiger Bür- 
ger sei, der es doch nicht nötig habe, 
sich einer Ordnung, einer TVadition, 
einer Autorität zu fügen? 

Der „Abendländer“ Niekisch 

Daß ein Mann wie Ernst Niekisch dies 
alles freilich ganz anders sah, wie 
konnte es kommen? Es hängt mit dem 
Geschichtsbild des deutschen Natio- 
nalismus zusammen, dessen Bahnen 
Niekisch nicht verließ. Seitdem näm- 
lich Preußen durch den von protestan- 
tischer Seite als „Gustav-Adolfs-Ritt 
ins katholische Land“ bejubelten 
Krieg gegen Österreich zur Hegemo- 
nie in Deutschland gelangte, es ferner 
den deutschen Nationalgedankcn sei- 
ner Machtpolitik dienstbar machte 
und durch den Krieg gegen Frank- 
reich, welcher von der protestanti- 
schen Öffentlichkeit ebenfalls zu 
einem Kampf gegen den Romanismus 
und Katholizismus überhöht wurde, 
seine Herrschaft über Deutschland 
durch Gründung des kleindeutschen 
(Anti-)Reichs beziehungsweise des 
großpreußischen Nationalstaats zur 



Vollendung brachte, wird die deutsche 
Geschichte unter einem spezifisch ger- 
manisch - preußisch - protestantischen 
Blickwinkel betrachtet. Deutsch sein 
heißt demnach preußisch, protestan- 
tisch sein; alles Römische, vor allem 
der Katholizismus, gelten demgegen- 
über als „undeutsch“; der Westen und 
Süden unseres Landes ist infolgedes- 
sen als römisch-katholisch „überfrem- 
det“ zu betrachten, was bei Niekisch 
zu der Wahnidee führte, diese Regio- 
nen durch Ansiedlung slawischer Be- 
völkerung gleichsam „aufzufrischen“, 
sie dem das eigentlich Deutsche ver- 
körpernden, germanisch-slawischen 
Preußentum also blutsmäßig anzu- 
gleichen. 

In solchen Denkmustem befangen, 
vermochten die „Nationalrevolutionä- 
re“ vom Schlage eines Niekisch den 
abendländischen Gedanken als Ge- 
genpol zum liberal kapitalistischen 
Westlertum nicht zu erfassen, sondern 
warfen ihn in einen Topf mit der „Welt 
von Versailles“. War der Blick in die- 
se Richtung also versperrt, so suchte 
man nach einem Gegenmodell und 
meinte es in der jungen Sowjetunion 
gefunden zu haben. Sie wurde mit 
ihrem imperialen Charakter, ihrer kol- 
lektivistischen Gesellschaftsform und 
ihrer asketischen Proletarier- und Sol- 
datenethik zu einem Ersalzabend- 
land. Und so wie in der Wertschät- 
zung des Russen, seiner Bodenstän- 
digkeit und Gruppengebundenheit 
eigentlich das Bild des abendländi- 
schen Menschen zu neuen Ehren ge- 
langt, wie hinter der Bewunderung für 
die UdSSR eigentlich abendländische 
Sehnsüchte standen, so rührte die Fas- 
zination für den Kommunismus (als 
Partei, Bewegung und Weltanschau- 
ung) daher, daß man in ihm das fin- 
den konnte, was ursprünglich die 
Stärke und Ausstrahlungskraft der 
katholischen Kirche ausmachtc: die 
Straffheit der Organisation, der abso- 
lute Wahrheitsanspruch, die innere 
Geschlossenheit des Weltbildes: die 
ordnungsstiftende Kraft also, welche 
den abendländischen Kosmos zusam- 
menhielt und den einzelnen gerade so 
in dieses Ordnungsgefüge einzubin- 
den wußte, wie nun die kommunisti- 
sche Partei die UdSSR konsolidierte 
und jeden Bauern, Arbeiter und Sol- 
daten an seinen Platz stellte. 

Da die Rückkehr in das Abend- 
land auf dem Umweg über die Sowjet- 
union allerdings gescheitert ist, wird 
wohl nichts anderes mehr übrig blei- 
ben, als den direkteren Weg zu wäh- 
len. Franz Bauer, Bad Tölz (Obb.) 
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„Entspannungs“politiker um jeden Preis: Günter Gaus 
(oben) beschönigte die DDR als Nischengesellschaft und 
übersah dabei deren blutige Realität: Fluchtopfer an der 
Bernauer Straße (rechts). 




Siegmar Faust 

Wenn wir den Landsleuten helfen wollen 



Wann war es? Vor drei, vier, fünf Jah- 
ren? Es muß wohl im Januar 1986 
gewesen sein. Bob nahm an einer 
Live-Sendung des Norddeutschen 
Rundfunks teil, die über das III. Pro- 
gramm von Berlins-West aus in weiten 
Gebieten der „DDR“ gesehen werden 
konnte. Thema: Erfassungsstelle Salz- 
gitter. Pro und contra. Hans-Jürgen 
Börner, der Moderator, ein Günter- 
Gaus-Fan, erfuhr erst kurz vor der 
Sendung, wen er da mit Bob bzw. Ro- 
bert Kayenberg vor sich hatte: einen 
rechtsradikalen Gerhard-Löwenthal- 
Verschnitt, so sein Eindruck. Dam all- 
seits bekannten Günter Gaus wurde 
ein biederer CDU-Staatssekretär aus 
dem Justizministerium gegenüber- 
gesetzt. 

Bob wurde von der Programm- 
Ansagerin als betroffener Publizist 
vorgestellt. Gaus riß, wie üblich, de 
Gesprächsführung sofort an sich und 
stellte gespreizt dar, daß Salzgitter, 
dieses Relikt des Kalten Krieges, 
längst weggehörte. Umständlich ver- 
suchte daraufhin der Parlamentari- 
sche Staatssekreträr Benno Erhard, 
der Erfassungsstelle in Salzgitter eine 
Existenzberechtigung einzuräumen. 
So kam es zu zwei Dialogrunden, bei 
denen Bob nur gaffend danebensaß. 
Endlich, weil es langsam peinlich wur- 
de, mußte der linke Moderator auch 
Bob das Wort erteilen: 

„Daß wir über so ein Thema spre- 
chen, zeigt doch schon, daß wir in der 
Defensive sind, daß uns das Thema 



im Grunde genommen durch die 
Wunschliste Erich Honeckers in seiner 
Geraer Rede aufgezwungen wurde. 
Bisher kamen hier vor allem juristi- 
sche und politische Aspekte zur Spra- 
che. Ich bringe jetzt hier natürlich 
meine moralischen Aspekte ein als 
einer, der im Zuchthaus Cottbus im 
Keller saß und weiß, was dieses aus 
Salz und Gitter zusammengesetzte 
Wort für Häftlinge bedeutet.“ 

Nach einen zaghaftem Beginnen 
kam Bob langsam in Fahrt, seine Kör- 
persprache wurde ausladender, wäh- 
rend Gaus und sein Fan mit pikiertem 
Gesichtsausdruck eine immer steifere 
Haltung einnahmen. 

Immerhin ließ man Bob fortfahren: 
„Ich will nur daran erinnern, daß 
wir jetzt sechs- bis achttausend politi- 
sche Häftlinge in der DDR haben, die 
unschuldig sitzen, nur weil sie im 
Prinzip ... (Und hier verlor er den Fa- 
den.) Die Mehrheit, nämlich 55 Pro- 
zent, sitzen heute allein nur wegen 
Ausreiseanträgen, die wollten also 
nicht mal mehr die Grenzen verletzen, 
wollten also nicht abhauen über diese 
immer undringlicher ... äh, undurch- 
dringlicher werdende Grenze, sondern 
haben sich ganz legal auf Grund- 
lagenverträge, auf UNO-Menschen- 
rechtsdeklarationen, auf die Helsinki- 
Schlußakte berufen (Der Staatssekre- 
tär nickt bestätigend.), also auf Men- 
schenrechte, die sogar die Regierung 
drüben unterzeichnet hat. Und nun 
bedeutete Salzgitter eine moralische 



Stütze, ich kann’s mal an Beispielen 
illustrieren: Wenn drüben jemand 
schikaniert wurde, gequält wurde, 
dann hat manch einer in der Zelle ge- 
rufen: Salzgitter! Und die Wärter 
zuckten erst mal zusammen. Natür- 
lich wurden sie wütend, sie wußten ja 
genau, was Salzgitter bedeutet und 
haben dann mitunter Strafen ausge- 
sprochen. Mancher Häftling ist wegen 
dem ausgesprochenen Wort Salzgitter 
in Arrest gesteckt worden. Aber es ist 
eine unheimliche moralische Hilfe, zu 
wissen, ich erleide diese Unrechtsstra- 
fen, ich erleide diese Quälereien, weil 
das nicht versandet, denn es gibt eine 
Institution, wo man das registriert, 
und da kommt dann wieder der Ver- 
gleich zur Nazi-Zeit, denn wir haben 
heute noch die Erfassungsstelle in 
Ludwigsburg.“ 

Der Moderator zuckte und wollte 
Bob am liebsten das Wort abschnei- 
den, aber er fand keinen richtigen 
Einstieg und fing nur an, ungeduldig 
herumzuzappeln. Bob, der das mehr 
im Unterbewußtsein mitbekam, fuhr 
hastig fort: „Nur diese Menschen- 
rechtsverletzungen, die bis zu Verbre- 
chen reichen, geschehen ja täglich 
weiter. Was hat sich denn gewandelt? 

Damit keiner auf die Idee kam, die 
Frage beantworten zu wollen, sprudel- 
te er aufgeregt weiter: 

„Es war in dem Filmvorspann zu se- 
hen, daß es angeblich von einem 
Feindbild der damaligen Zeit ausging. 
Ich habe kürzlich erst mal wieder die 
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Kurt-Schumacher- Rede über die Ein- 
heit Deutschlands in Freiheit von 1951 
gelesen. Ja, was die SPD damals unter 
Schumacher für knallharte Positionen 
bezogen hat, weil die damals noch ge- 
wußt haben, was Kommunismus be- 
deutet! Jetzt frage ich mich, was hat 
sich denn trotz Entspannungspolitik, 
trotz UNO-Beitritt geändert? Gut, 
das System ist perfekter geworden. Ich 
könnte so viele Dinge aufzählen, daß 
dort ganze Generationen religiös ent- 
wurzelt worden sind, ja, die Men- 
schen sind weiterhin eingesperrt. Es 
gibt zwar Leute, die sind privilegiert, 
die dürfen raus, aber ...“ 

Jetzt wurde es dem Moderator doch 
zu bunt, und brutal funkte er dazwi- 
schen: „Müssen wir das in Salzgitter, 
darf ich Sie dahinführen, müssen wir 
hier in der Bundesrepublik eine Stelle 
haben, die das registriert, oder? Herr 
Gaus, wollen Sie bitte darauf antwor- 
ten?“ 

Gaus fing den Ball wie ein Magen- 
kranker auf: 

„Herr Börner, sehr schwer! Wenn 
jemand wie Herr Kayenberg sagt, 
ganz korrekt sagt, ich habe im Zucht- 
haus in Cottbus gesessen, mir hat die 
Erfassungsstelle Salzgitter geholfen, 
dann ist dieses Argument ... (Pause) 
bei dem schon sehr viel, ich hoffe, 
man billigt mir zu, wenn ich sage 
Mut, man kann natürlich auch sagen 
Dreistigkeit und Bedenkenlosigkeit, 
dazu gehört überhaupt noch weiter zu 
sprechen. Es gibt Argumente, die den 
Wunsch, man möge sich weiterhin 
sachlich unterhalten, fast unmöglich 
machen, und bei denen es dann ganz 
üblich ist zu sagen, naja, wenn einer 
sich danach überhaupt noch sachlich 
unterhalten kann, da weiß man ja, 



wes Geistes Kind er ist. Dies muß ich 
unbedingt vorwegschicken. (Pause) 
Dieses vorweggeschickt und wirklich 
zagend, bin ich sehr beeindruckt. 
Selbst wenn man Menschen geholfen 
hat, aus Cottbus legal, beschleunigt 
auszureisen, bleibt ein solches Argu- 
ment beeindruckend. Fast macht es 
einen stumm. Und es wäre nun billig 
zu sagen, am besten bliebst du 
stumm. Ich will’s nun also riskieren.“ 
Bob wären fast die TYänen vor lau- 
ter Rührung gekommen, doch er 
kannte Gaus schon zu gut, um nicht 
zu wissen, daß das Eigentliche aus 
dem Hinterhalt noch zu erwarten ist. 
Bob staunte, in welch gestelzten, 
wohlgesetzten Worten falsches Den- 
ken daherkommen kann. 

Nach einer Pause fuhr Gaus fort: 
„Die Frage ist, gibt es andere Mög- 
lichkeiten als jene Politik, die 1961 auf 
den politischen Akt des Mauerbaus 
die politische Antwort Erfassungsstel- 
le gegeben hat? Gibt es andere Mög- 
lichkeiten als jene Politik, zu der die 
Erfassungsstelle gehört? Gibt es ande- 
re Möglichkeiten, jenen in Cottbus 
und auch jenen, die nicht in Cottbus, 
aber außerhalb der Gefängnisse in der 
DDR leben, eher und besser im Sinne 
auch der Menschenrechte zu helfen?“ 
Während er sich selbst diese rheto- 
rischen Fragen stellte, blickte er im- 
mer haarscharf an Bob vorbei. 

„Es wird immer Beweise geben, 
schreckliche Beweise, oft tragische Be- 
weise, die dies widerlegen. Jeder, der 
dann drüben sitzt, aus Gründen, aus 
denen Herr Kayenberg und andere ge- 
sessen haben, ist ein solcher Gegen- 
beweis. Ich glaube, daß der Mut, der 
eine Politik auszeichnet, der ist, daß 
man trotz solcher fast lähmenden Ge- 



genbeweise weiter die Frage stellt, gibt 
es andere Möglichkeiten als die durch 
die Erfassungsstelle? Un ich bin der 
Meinung, daß für die Menschen in- 
sgesamt gesehen, und keine zwischen- 
staatlichen Beziehungen in keinem 
Land und zwischen keinen Staaten der 
Welt schließen die tragischen Fälle 
aus, daß für Menschen insgesamt ge- 
sehen zwischen beiden deutschen 
Staaten sich mehr und besseres an- 
bahnen lasse, ohne eine Politik, zu der 
die Erfassungsstelle gehört. (Pause) 
Und auch dies noch gesagt: Alte Re- 
den, die gehalten worden sind, die 
kann man von fast jedem Politiker 
beibringen. Es hat sich eine ganze 
Menge geändert. Ich habe, privilegiert 
als Leiter unseren Ständigen Vertre- 
tung, sechseinhalb Jahre in der DDR 
gelebt. Habe mich sehr aufmerksam 
umgeschaut. Es gibt bestimmte öf- 
fentliche Vorgänge in der DDR, die 
noch vor fünfzehn Jahren unter der 
Käseglocke, als sie noch überhaupt 
nicht abgehoben war von dem Land, 
als das Land völlig noch vom Westen 
unanerkannt war, was für die SED in 
mancher Hinsicht leichter war, gänz- 
lich unvorstellbar gewesen wäre.“ 

Bob staunte wieder, wie Gaus so 
einen komplizierten Schachtelsatz zu 
einem logischen Ende führte. Aber 
was hat er wirklich gesagt? Daß es in 
jedem Land innerhalb von 15 Jahren 
irgendwelche Veränderungen gibt, ist 
doch eine Banalität. Aber er sagt ja 
mit keiner Silbe, ob sich tatsächlich 
etwas in Richtung Menschrechtsver- 
besserungen verändert hat, darauf 
geht er nicht ein. Da hätte Bob wenig- 
stens heftig widersprechen können, 
hätte auf den flächendeckenden Aus- 
bau des Staatssicherheitsnetzes ein- 
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gehen können, hätte auf die katastro- 
phale Umweltsituation aufmerksam 
machen können, auf die verdammte 
Wehrerziehung und die sich rapide 
verschlechternde Wirtschaftssituation 
trotz der Milliardenkredite aus dem 
Westen, aber Gaus war schlau genug, 
nicht konkret zu werden. 

Bob hörte dem weiteren Gespräch 
zwischen dem Staatssekretär, Gaus 
und dem Moderator nur noch aus 
einer weiten Ferne zu. Keine Reizwor- 
te brachten Bob wieder in die dahin- 
plätschernde Wirklichkeit zurück, so 
daß einige Minuten verstrichen, bevor 
sich in Bobs Ohren wieder eine gewis- 
se Tiefenschärfe einstellte. Er hörte 
plötzlich den Staatssekretär Erhard 
recht energisch, weil verärgert, aus- 
rufen: 

„Ich habe vorausgeschickt, verehr- 
ter Herr Gaus, wenn die Freiheitsrech- 
te in der DDR anerkannt werden und 
gelten, dann läßt sich über die Vergan- 
genheit ganz sicher anders urteilen als 
in der Gegenwart!" 

Gaus, in wippender Sitzhaltung, 
rief dazwischen: 

„Soviel zu der unumstößlichen Mo- 
ral!" 

Es sollte wohl sarkastisch verstan- 
den werden. Bob drängte sich plötz- 
lich ganz unerwartet ein, so daß der 
Moderator seinen Satz vergaß und 
Bob nicht mehr abdrängen konnte: 

„Da könnte ich übrigens mit Andrej 
Amalrik sagen: Wäre dieses System 
menschlich, es wäre nicht dieses. So- 
lange die DDR existiert aus Moskaus 
Gnaden, wird es immer Menschen- 
rechtsverletzungen geben müssen, 
denn die Herrschenden können ja nur 
mit Terror an der Macht bleiben. Sie 
sind mit Terror an die Macht gekom- 



men und werden nur mit Terror an der 
Macht bleiben können. Kein Staats- 
führer ist dort durch Wahlen legiti- 
miert. Und wenn wir diese einfachen 
Wahrheiten nicht mehr anerkennen, 
nicht mehr die Grundlagen des Kom- 
munismus beachten ... Denn da hat 
sich doch nichts geändert seit Schu- 
machers Zeiten. Wenn wir von Feind- 
bildern absehen wollen, ist das für 
unsere freiheitliche, rechtsstaatliche 
Ordnung einfach tödlich. Wir müssen 
wieder die Frage aufwerfen, was sind 
Feinde, was sind politische Gegner. 
Wir hier in der Runde sind politische 
Gegner, vermute ich mal, wir können 
aber dann schön zusammen ein Glas 
Bier trinken, wir können uns streiten, 
davon lebt die Demokratie. Es gibt 
keine Demokratie ohne politische 
Gegnerschaft. Aber wir müssen wie- 
der definieren, im alten biblischen 
Sinne, was sind Feinde? Die mich 
nämlich vernichten wollen, die mich 
nicht als Andersdenkenden gewähren 
lassen. Denn das ist dort drüben ein 
totalitäres System. Und diese Proble- 
me müssen wir endlich ethisch, mora- 
lisch und auch politisch in die Dis- 
kussion bringen. Und dann werden 
wir immer wieder auf politische Kon- 
stellationen zurückgehen können, daß 
wir auch nachgeben können, daß wir 
gegenüber Feinden aus christlich- 
abendländischer Tradition heraus 
großzügig sein können mit Amnestie 
und so weiter.“ 

Verständnis heischend schaute Bob 
ständig zu dem Staatssekretär, doch 
der schenkte ihm diesmal keinen auf- 
munternden Blick. Mit rudernden Ar- 
men fuhr Bob fort: 

„Uns geht es nicht um Rache, auch 
den vielen ehemaligen politischen 




Häftlingen nicht, aber uns geht es 
darum, in selber Manier, wie man 
heute noch berechtigt mit dem Natio- 
nalsozialismus abrechnet, auch abzu- 
rechnen mit den laufenden, fortwäh- 
renden Verbrechen, die geschehen und 
immer geschehen müssen, solange das 
System an der Macht ist!“ 

Dem Staatssekretär schien das eben 
Gesagte peinlich zu sein, denn er ver- 
suchte sofort mit entschuldigendem 
Blick zu Gaus dem Gespräch eine an- 
dere Wendung zu geben, indem er 
wirsch abwinkend sagte: 

„Es geht überhaupt nicht um Ab- 
rechnung, keinesfalls ... Wir haben ja 
ein großzügiges Häftlingshilfegesetz, 
das nur für ehemalige DDR-Häftlinge 
gültig ist ... wir ..." 

Bob staunte. Was hat er denn Är- 
gerliches ausgesprochen? Am Ende 
der Ausführungen des Staatssekretärs 
war der Moderator noch erstaunter 
und meinte, daß sich ja nun die Posi- 
tionen fast umkehren würden, worauf 
natürlich Herr Gaus heftig wider- 
sprach, bevor er genüßlich das von 
Bob Vorgetragene zu schlachten be- 
gann: 

„Die Erfassungsstelle, sie hilft of- 
fenbar, sagt Herr Kayenberg, den In- 
haftierten. Darüber ist nicht zu 
diskutieren. Darüber kann man nur 
entweder sagen: Gut, das schlägt alle 
Argumente, oder man muß weiter 
überlegen. Was zwischen diesen bei- 
den Staaten an Möglichkeiten sonst 
gegeben ist, hat sicherlich durch das 
in der Erfassungsstelle, wie es Herr 
Kayenberg eben, wie ich finde, sehr 
eindrucksvoll und einleuchtend für 
seinen Standpunkt beschrieben hat, 
nämlich durch die Rückbesinnung auf 
unseren Feind, den Kommunismus, 



76 




to einzige web zur 




Wer das System von innen kennt „Unsere Väter und Großväter haben dieselbe Geschichte verzapft.“ Die Herrschenden konnten 
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durch das, was Herr Kayenberg da für 
sich, für seinen Standpunkt sehr ein- 
drucksvoll beschrieben hat, und wo- 
für für ihn die Erfassungsstelle auch 
ein Symbol ist ...“ 

Bob spitzte die Ohren. Nach so viel 
Schmus mußte bald der Hammer 
kommen. 

„Das, was zwischen beiden deut- 
schen Staaten möglich ist, wird da- 
durch ganz sicherlich erheblich er- 
schwert. Das Feind-Bedürfnis, das 
Herr Kayenberg begründet ... Die Be- 
gründung ist für mich keine demokra- 
tische, sie ist für mich eine totalitäre, 
woher immer es kommen mag, daß sie 
so vorgetragen wird. Dieses Feindbe- 
dürfnis gegenüber dem Kommunis- 
mus gehört für mich zu jener Mauer 
in Deutschland, an der wir erheblich 
mitgebaut haben.“ 

Das sollte sitzen! Demjenigen, der 
das totalitäre Feind-Bedürfnis des 
Kommunismus aufdecken will, wird 
einfach totalitäres Begründen und ein 
Feind-Bedürfnis unterstellt. So ein- 
fach ist das, um nicht zu sagen: Billig. 
Genüßlich lehnt sich Gaus nach die- 
ser Attacke zurück. Des Moderators 
Freude war hell erwacht, eilfertig frag- 
te er Kayenberg: 

„Möchten Sie dazu gleich etwas 
sagen?“ 

„Ja, ich meine, da müßte man nun 
definieren, was sind Feinde? Das ist 
ein uraltes biblisches Wort, gemünzt 
auf Menschen, die man vernichten, 
verdrängen will, die man nicht aner- 
kennen kann. Wenn ich der einzige 
bin, der die einzige wisschenschaftli- 
che Weltanschauung habe, pardon, 
hat, kann ich keinen politischen Geg- 
ner anerkennen. Das ist die Tragik, 
die sich aus dem Marxismus-Leninis- 



mus ergibt, den ich ja gut kenne, weil 
ich selbst mal fanatisch überzeugt da- 
von war. Und die Tragik ist, daß Kon- 
vertiten dann immer sehr in die an- 
dere Richtung stoßen. Es ist aber auch 
so, daß man überzeugender ist. Wenn 
einer drogensüchtig war und davon 
weggekommen ist, der also diese Höl- 
le durchgemacht hat, der kann wirk- 
lich andere davor warnen. Wenn man 
das System von innen kennt, da weiß 
man ... (Blackout) Und das läßt sich 
auch beweisen an den Aussprüchen 
des Marxismus-Leninismus, an dieser 
totalitären Lebenshaltung der Men- 
schen drüben, die doch gar nicht 
mehr wissen, was Demokratie ist. Wir 
sind so verstümmelt, wenn wir rüber- 
kommen in diese Rechtsstaatlichkeit, 
in diese Freiheit, daß wir oft schei- 
tern, weil wir gegen das System hier 
erzogen worden sind. Viele von uns 
entfalten sich dann endlich hier. Wir 
wissen dann aber auch den Unter- 
schied zwischen zwei Systemen auf 
deutsche Boden ... Hm, selbe Kultur, 
unsere Väter und Großväter haben 
dieselbe Geschichte verzapft, und ich 
glaube, das ist fair, auf deutschem Bo- 
den diese beiden Systeme miteinander 
zu vergleichen ...“ 

Entsetzt entfuhr es dem Moderator: 

„Aber das ist doch Konfronta- 
tion!“ 

Bobs Zwischenruf „Im Denken, 
ja!“ ging ziemlich unter, denn der 
aufgeregte Moderator Börner wurde 
immer lauter: 

„Ich habe Herrn Gaus so verstan- 
den, daß wir die ... äh, sagen wir mal, 
die ... Von der Konfrontation und Ag- 
gression gegeneinander nicht weg- 
kommen und daß da Salzgitter ein 
Symbol ist, so war auch unsere These 



gemeint, daß wenn wir drüben den 
Landsleuten helfen wollen, Salzgitter 
nur schadet.“ 

Das war’s dann wohl, das sollte vor 
allem Uber den Sender kommen und 
ich durfte den Clown dabei spielen, 
dachte Bob. 

Doch die eigentliche Offenbarung 
widerfuhr Bob erst nach der Sendung, 
also gewissermaßen hinter den Kulis- 
sen. 

Es war für die Beteiligten samt Re- 
gisseur und Redakteurin ein leckeres 
Büfett angerichtet worden, auch gute 
Bier- und Weinsorten standen bereit. 

Als der Imbiß begann, suchte Gaus 
mißmutig die Tafel ab, bevor er giftig 
abspritzte: 

„Es müßte in diesem Haus doch be- 
kannt sein, daß ich nur ...“ 

„Entschuldigung, was darf ich 
Ihnen besorgen?“ kümmerte sich la- 
kaienhaft der Moderator um sein Vor- 
bild. Und Gaus nannte seine Whisky- 
Sorte, worauf der Moderator nur ent- 
schlossen ausrief: „Das besorge ich 
persönlich!“ Und flugs verließ er den 
Raum. 

Endlich, als wir unser Gastmahl 
fast schon beendet hatten und Gaus 
nur finster dabeihockte, ohne etwas 
anzurühren, kam der Moderator mit 
der Whiskyflasche zurück. Jetzt taute 
Gaus endlich auf, erst im Zwiege- 
spräch mit seiner Flasche, nach dem 
dritten Glas auch im Rundgespräch 
wichtigtuerisches Zeug absondern, 
um sich gar nach dem achten Whisky 
mit geschwollener Zornesfalte an Bob 
zu wenden: 

„Leider werden jetzt solche Typen 
wie Sie Oberhand gewinnen!“ 

Noch nie war Bob bisher im Westen 
soviel Haß aus graublauen Augen ent- 
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gegengeschleudert worden. War das 
derselbe Gaus, von dem ihm Wolf 
Biermann erzählt hatte, daß er sich als 
damaliger Leiter der Ständigen Vertre- 
tung in Ostberlin um seine Freilassung 
aus dem Gefängnis bemüht hatte? 

Als Bob einmal zufällig im Flug- 
zeug zwischen Bonn und Berlin-Tegel 
neben Gaus im Flugzeug saß und ihm 
so das erste Mal begegnet war, ver- 
suchte Gaus den ziemlich neu im We- 
sten lebenden Bob mit Oberlehrer- 
manier abzukanzeln: 

„Herr Kayenberg, Sie machen 
eigentlich mehr Politik als ich. Wahr- 
scheinlich können Sie sich das gar 
nicht vorstellen, wie sehr gerade Sie 
meinen Verhandlungsspielraum mit 
der DDR-Regierung, nämlich wegen 
Ihrer Veröffentlichungen, einengen!“ 

Wann das war? Noch 1976, schon 
1977 oder gar schon 1978? Und womit 
hatte sich Bob diese Mißbilligung des 
norddeutschen Herrenmenschen im 
SPD-Look verdient? Wer Bob schon 
einmal bei einem seiner Vorträge, also 
in seinem Element, erlebt hat, der 
weiß es. 

Der ehemalige Verantwortliche für 
den Referentendienst des Gesamtdeut- 
schen Instituts, der alte SPD-Genosse 
Schult, durchaus dem rechten Flügel 
seiner Partei zuzurechnen, offenbarte 
Bob kurz vor seiner Pensionierung: 

„Wissen Sie, Herr Kayenberg, Sie 
gehören, wie Sie ja selbst wissen, zu 
unseren meisteingesetzten Referenten. 
Sie kommen mit der Schilderung Ihrer 
persönlichen Erlebnisse bestens an. 
Insofern konnte ich Sie quasi als 
Büchsenöffner für unsere Thematik 
ins Land schicken. Aber!“ 

Jetzt hob er den Finger und schaute 
Bob mit einem Auge vorwurfsvoll. 



mit dem anderen Auge eher belustigt 
an: 

„Ich muß denen, die Sie angefor- 
dert hatten, zwei, drei weitere Referen- 
ten von uns aufdrängen, damit diese 
dann den Schaden, den Sie in Ihren 
Vorträgen gegen die Entspannungspo- 
litik meiner Partei anrichteten, wieder 
ausbügeln konnten.“ 

Bob war damals sehr verwundert, 
daß auch im Westen die Wahrheit so 
parteilich gesehen werden konnte. 

Nachdem Gaus später als Leiter der 
Ständigen Vertretung der Bundesrepu- 
blik Deutschland in Ost-Berlin durch 
seinen Genossen Bölling ersetzt wor- 
den war und auch als vorgesehener 
Wissenschaftssenator in Berlin-West 
nicht zum Zuge kam, wurden Bobs 
Freund Dr. Walter Schöbe mit seiner 
Frau Ursula in einem vornehmen 
westberliner Hötel zufällig Zeuge, wie 
sich Gaus seinem Parteifreund Egon 
Bahr vom Barhocker aus wie Sauer- 
bier anbot: 

„Egon, ich bin jetzt in Top-Form! 
Ich will jetzt Botschafter werden, am 
besten in London.“ 

Und kurze Zeit darauf: 

„Komm, Egon! Wir gehen jetzt 
nach Ost-Berlin, dort können wir uns 
besser amüsieren ...“ 

All das fiel Bob ein, als Gaus, nach- 
dem er sich haßerfüllt und mit gläser- 
nem Blick an ihn gewandt hatte, noch 
höhnisch nachschob: 

„TVotzdem! Noch immer habe ich 
mehr Publikum als Sie! Selbst wenn 
ich in Bayern lese, sind die Säle voll. 
Können Sie das von sich auch be- 
haupten?!“ 

Angewidert entfernte sich Bob aus 
der Nähe dieses SED-Claqueurs. 

Die allzusanfte Revolution brachte 



leider die Hofsänger der Diktatur 
nicht zu Fall. Noch immer schwim- 
men die vergausten Pharisäer als Fett- 
augen oben auf der Suppe. Intelligent 
interviewt er weiterhin in öffentlich- 
rechtlichen Anstalten die Täter des ge- 
stürzten Regimes, erlaubt ihnen nach- 
trägliche Rechtfertigungen, wirbt im 
Unterbewußtsein der Zuschauer für 
deren Verständnis, will suggerieren, 
daß es so schlechte Kerle ja gar nicht 
waren, daß sie ja eigentlich auch nur 
das beste für alle gewollt hätten. Und 
überhaupt! 

„Opfer, erhebt euch gegen solche 
Schmierenkomödianten ! ‘ ‘ 

Das hätte Bob gern schreien mö- 
gen, aber was schrie er tatsächlich? 

Er faßte in seinem Urschrei das her- 
ausgepreßte Endprodukt menschli- 
cher Verdauung in einem Wort zu- 
sammen. 

Später sollte Bob noch viele Begeg- 
nungen mit Stasi-Offizieren, ZK-Mit- 
gliedern oder sogar einem Politbüro- 
Mitglied der ehemaligen SED mit ehe- 
maligen Opfern dieser menschenver- 
achtenden und gottseidank geschei- 
terten Politik organisieren und mode- 
rieren. Er kann all den ehemaligen 
Nutznießern und Tätern des unterge- 
gangenen Systems verzeihen, wenn sie 
sich nur offenbaren und dem offenen 
Streitgespräch stellen. Er freut sich, 
wenn er am Menschen das Wunder 
der Wandlung beobachten und viel- 
leicht gar fördern kann. War denn 
Saulus etwa ein Waisenknabe, bevor 
er zum Paulus wurde? 
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Buchrezensionen 




■ Qesoa 

Sportwissenschaft 
Frank Teichmann: Henning Eichberg — 
nationalrevolutionäre Perspektiven in der 
Sportwissenschaft: wie politisch ist die 
Sportwissenschaft? ( = Europäische 

Hochsehulschriften, Reihe 22, Bd. 211), 
296 S„ Frankfurt/M. u.a.: Lang, 1991. 

Es muß sich schon um einen bedeutenden 
und innovativen zeitgenössischen Forscher 
handeln, wenn ihm von Fachkollegen eine 
eigene Doktorarbeit gewidmet wird, ln der 
Tat ist Henning Eichberg, so Teichmann, 
„durch Umfang seines Werkes, aber auch 
durch die allgemeine Zustimmung in der 
Sportwissenschaft zu einem sehr beach- 
teten gesellschaftswissenschaftlich arbei- 
tenden Sportwissenschaftler geworden", 
dem es mit seiner interdisziplinären For- 
schungsarbeit gelungen sei, neue Perspek- 
tiven aufzuzcigen. 

Eine wichtige Rolle in Eichbergs Ar- 
beiten spielen tatsächlich die in der The- 
menstellung der Dissertation enthaltenen 
Stichworte: national (Identität/Enlfrem- 
dung), revolutionär (,. Die Geschichte 
macht Sprünge"), Sport (historische 
und kulturelle Relativität des modernen 
Sports) und Wissenschaft (Methode der 
Historischen Verhaltensforschung/Kultur- 
soziologie; THalektik) sowie das Bezie- 
hungsgeflecht dieser Begriffe (,. National 
ist revolutionär", Trialeklik des Nationa- 
lismus und des Sports usw). 

Wer allerdings auf eine kritische Be- 
leuchtung von Eichbergs Ansätzen und 
Ergebnissen gespannt war, sieht sich sehr 
schnell enttäuscht. Denn nicht darum geht 
es Teichmann — eine inhaltliche Ausein- 
andersetzung findet sich nur vereinzelt in 
einigen Fußnoten — , sondern vielmehr 
um den „Nachweis der grundsätzlich ras- 
sistischen Argumentation bei Eichberg". 

„Da sich nur wenige einschlägige Stellen 
finden lassen" (sie stammen vom Ende 
der 60er Jahre, als Eichberg sich vorüber- 
gehend, auch in Zusammenhang mit der 
„Nouvelle Ecole" auf den Begriff der 
„ weißen tose“ eingelassen hatte), ist dies 
nicht ganz einfach. So muß Teichmann 
auf andere Autoren zurückgreifen, die er 
der Neuen Rechten zuordnet, bzw. Zitate 
aus späteren Schriften Eichbergs in gera- 
dezu atemberaubender Weise umdeuten, 
oftmals in ihr genaues Gegenteil, um die 



Kontinuität in Eichbergs Denken klar 
nachzuweisen. Explizite Hinweise in Eich- 
bergs Werken auf verschiedentliche Wand- 
lungen und Brüche in seiner Biographie 
werden von Teichmann dagegen abgetan 
als „ Tricks " und Täuschungsmanöver mit 
dem Ziel, die politische Linke leichter mit 
seinen gefährlichen Ideen infiltrieren zu 
können. (Übrigens sei auch „die .wir selbst- 
Redaktion nach wie vor in ihren rechtsex- 
tremistischen Anfängen verhaftet" — hier- 
zu erübrigt sich ein Kommentar.) 

Ganz treffend charakterisiert Teich- 
mann seine eigene Vorgehensweise, wenn 
er über Eichbergs Arbeiten meint: „Verfäl- 
schende und aus dem Zusammenhang ge- 
rissene Zitate, eingeflochtene Unterstel- 
lungen und eine gänzlich einseitige, selek- 
tive Darstellung ergeben ein Konglomerat 
an Absurditäten." Projektion nennt man 
diesen Vorgang wohl in der Psychologie. 

Abgesehen davon, wie wohl Teichmann 
selbst mit diesem seinem Werk zurecht- 
kommen mag, ergeben sich noch weite- 
re Fragestellungen: Was ist das für ein 
Wissenschaftsbetrieb, der gewollte Des- 
information als Doktorarbeit anerkennt? 
Und: Wie freiheitlich ist unsere freiheit- 
lich-demokratische Grundordnung, wenn 
einer Forscherpersönlichkeit vom Rang 
eines Henning Eichberg von seiten der 
Kultusbürokratie aus politischen Gründen 
eine Professur an deutschen Universitäten 
verweigert wurde? Aber auch: Wie bere- 
chenbar ist die Rezeption von Teichmanns 
Arbeit? Welche Wirkung wird dieser Ver- 
such haben, persönliches Mißtrauen zu sä- 
en? Kann es dennoch zu offenen Ge- 
sprächen kommen? Müssen wir uns abfin- 
den mit der Prognose, die Mauer steht 
auch noch in hundert Jahren, oder gibt es 
einen Weg zu der Überlegung „Was ma- 
chen wir morgen mit den Überresten der 
Berliner Mauer?" (Eichberg 1987 in „ Ab- 
koppelung ") 

Könnte es sein, daß Teichmanns Band 
aufmerksam macht auf einen unkonven- 
tionellen Denker mit feinem Gespür für 
gesellschaftliche Veränderungen, neugie- 
rig auf überraschende Einsichten, auch 
auf unbequeme und provozierende Fra- 
gen? Eine wirklich ernstzunehmende und 
umfassende kritische Auseinandersetzung 
mit Eichbergs Schriften steht noch aus ... 

Elfriede Fink 

Riesen und Zwerge 
Bronder, Dietrich: Bronders Wcltpanora- 
ma. leben unter Riesen und Zwergen 
1921—1988, 796 S„ Frankfurt a.M.: Verlag 
Haag und Herchen, 1990, DM 68,-. 

Dr. Dietrich Bronder, Berliner des Jahres 
1991, langjähriger Kommunalpolitiker der 
SPD, ehemaliger Vizepräsident und nie- 
dersächsischer Landessprecher des „Bun- 
des Freireligiöser Gemeinde Deutschlands 
( BFGD J", vielfacher Buchautor und Vor- 
tragsredner, legt mit diesem Band seine 
Autobiographie vor. Einem breiteren Pu- 



blikum war Bronder 1964 mit seinem 
geistesgeschichtlichen Werk „ Bevor Hitler 
kam" bekanntgeworden, in dem er akri- 
bisch, mit großer Detailgenauigkeit und 
vor allem außerordentlich objektiv die 
Entwicklungslinien nationalen, völkischen 
und konservativ-revolutionären Denkens 
nicht nur in Deutschland, sondern in ganz 
Europa nachzeichnete. 

Die Vielfältigkeit der Arbeitsbereiche 
und Lebensstationen des Autors spiegelt 
sich in dem nun vorliegenden Band in al- 
len Einzelheiten wider. Besonderes Ge- 
wicht liegt dabei auf Begegnungen mit 
zahlreichen Persönlichkeiten des öffentli- 
chen Lebens. Ein wesentlicher Strang der 
Darstellung aber ist die fortwährende Rei- 
bung Bronders, eines Vertreters der patrio- 
tischen ,. Schumacher-Linie “ in der SPD, 
mit den Exponenten universalistischer 
I und linksliberal-bindungsloser Ideen in 
der Partei wie in den freireligiösen Ge- 
meinden. Diese Auseinandersetzungen 
führten ihn folgerichtig aus der SPD hin- 
aus, nach einer Zwischenstation bei der 
CDU gehört er mittlerweile zum Spek- 
trum des partei freien nationalen Nonkon- 
formismus. 

„Riesen" und „Zwerge" sind beliebte 
Metaphern Bronders: er beurteilt die Men- 
schen nicht allein nach ihrer politischen 
Auffassung und Funktion, sondern auch 
nach ihrer charakterlichen Beschaffenheit, 
die sich besonders auch in der Art des 
Umgangs mit Andersdenkenden zeigt. Da- 
bei deckt er die zum politischen Leben 
Nachkriegsdeutschlands anscheinend un- 
trennbar gehörenden Heckenschützen- 
methoden und Intrigen geistig-politischer 
„Zwerge" gegen die wenigen noch vor- 
handenen Persönlichkeils- und Charakter- 
„ Riesen " schonungslos auf. Zahlreiche 
der dabei aufgerolllen Beispiele belegen in 
beklemmender Weise den zunehmenden 
Vergiftungsgrad der Diskussionsatmo- 
sphäre in diesem Land. Bronder selbst 
scheiterte vor diesem Hintergrund in bei- 
den ihm zeitweilig Heimat bietenden Par- 
teien ebenso wie in den freireligiösen 
Gemeinden, für die er sich mehr als drei 
Jahrzehnte hindurch mit großen Elan ein- 
gesetzt hatte. Denn letztlich waren trotz 
aller Lippenbekenntnisse zu Toleranz und 
Freiheit des Geistes überall ganz andere 
Kriterien gefragt: stromlinienförmige An- 
passung, die bedingungslose Akzeptanz 
von Tabus und widerspruchlose Konfor- 
mität. Intelligenz, Persönlichkeit und 
Charakter dagegen wurden allgemein als 
störende Eigenschaften empfunden; wer 
sie, wie der Autor, ins Spiel zu bringen ver- 
suchte. hatte zwangsläufig mit gesell- 
schaftlichen und politischen Sanktionen 
zu rechnen, am meisten von denjenigen, 
die nach außen hin am vehementesten das 
hohe Lied vom freien Wort zu singen 
pflegten. Bronders diesbezüglich äußerst 
exakte und gleichermaßen unter die Haut 
wie hinter die Kulissen gehenden Schilde- 
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rungen ergeben ein hochinteressantes Zeit- 
bild von Verlauf und Methoden der Zer- 
störung politischer Kultur hierzulande. 

Kritik ist allenfalls im Formalen ange- 
bracht. Eine deutliche Straffung des mit 
fast 800 engbedruckten Seiten außer- 
ordentlich voluminösen Tfextes hätte den 
Aussagewert dieser Autobiographie eher 
gesteigert. Vor allem die immer wieder 
eingestreuten privaten Details (vom Eigen- 
heimbau bis hin zu Urlaubsbeschreibun- 
gen) hemmen zuweilen den Lesefluß. Auch 
scheint das Buch unter großen Zeitdruck 
geschrieben, lektoriert und gedruckt wor- 
den zu sein, denn stilistisch fällt es strek- 
kenweise weit gegenüber früheren Werken 
Bronders ab. Doch trotz dieser Mängel 
bleibt sein Wort als zeit- und geistes- 
geschichtliches Dokument von hohem 
Rang, das wesentlich zum Verständnis be- 
stimmter gesellschaftlicher Mechanismen 
in der Bundesrepublik (und zur Entlar- 
vung ihrer Verursacher) beiträgt. 

Peter Bahn 

Atomstrom kontra Umwelt 
und Menschenrechte 
BUND / Gesellschaft für bedrohte Völker 
(Hrsg.): Das Uran und die Güter der Erde. 
Atomwirtschaft — Umwelt — Menschen- 
rechte, 204 S., Stuttgart: Quell Verlag. 
Von den schlimmsten Zuständen und zahl- 
losen Strahlenopfern nach über vier Jahr- 
zehten Uranbergbau in Teilen Thüringens 
und insbesondere Sachsens berichtete die 
bundesdeutsche Täges- und Wochenpresse 
relativ ausführlich. Die Auswirkungen des 
Uranerzbergbaus und der sich anschlie- 
ßenden aufwendigen Uranerzaufbereitung 
in Übersee sind der Öffentlichkeit dagegen 
kaum bekannt und werden völlig unter- 
schätzt. 

Das Land, den Urvölkem traditionell 
heilig und Existenzgrundlage, wird dauer- 
haft bed oht und teilweise zerstört. Fast 
die gr -amte im Uranerz enthaltene gewal- 
tige Radioaktivitätsmenge gelangt in die 
Halden der Uranbergwerke und der Er- 
zaufbereitung und bedeutet dort extrem 
lange, gefährliche Hinterlassenschaften. 
Die Halden verseuchen die Lebensräume 
mit Radium-226 und dem radioaktiven 
Gas Radon-222, dessen für die Uranarbei- 
ter und Bevölkerung sehr gefährlichen ra- 
dioaktiven Zerfallsprodukte vor allem 
Lungenkrebs erzeugen. 

Der bundesdeutsche Atomstromver- 
brauch hat an den weltweit für zivile und 
militärische Zwecke (unterlassenen mehre- 
ren Milliarden Tonnen Strahlenhalden 
einen Anteil von 20 bis 50 Millionen Ton- 
nen. Ein Atomkraftwerk mit 1 000 Mega- 
watt elektrischer Leistung, das pro Jahr 30 
Tonnen angereicherten Kernbrennstoff be- 
nötigt, verursacht bei der Uranerzaufbe- 
reitung pro Jahr 100000 Tonnen feste und 
200000 Tonnen flüssige radioaktive Ab- 
fälle. 

Bundesdeutsche Uranfirmen, die in 
Nordamerika, Australien und Afrika Ur- 
anvorkommen erkunden, an Bergwerken 
beteiligt sind und z.T. als Betriebsführer 
agieren, sind insbesondere die Urangesell- 



schaft GmbH, Frankfun, und die Uran- 
erzbergbau GmbH, Bonn, jeweils mit 
Tochtergesellschaften in Übersee. An der 
Interuran, Saarbrücken, inzwischen zu 
75 Prozent im Besitz des französischen 
Atomkonzerns Cogema, sind das Baden- 
werk und die Energieversorgung Schwa- 
ben zu je 12,5 Prozent beteiligt, während 
bei der Uranerzbergbau und der Urange- 
sellschaft ua. die Rheinischen Braunkoh- 
lewerke (Mutterfirma RWE AG, Essen) 
bzw. STEAG und VEBA Eigner sind. 

Bei Baker Lake in den kanadischen 
Nordwestterritorien hat die Urangesell- 
schaft (UG) geplant, 3,7 Millionen Tonnen 
0,4-prozentiges Uranerz zu fördern und 
dazu zwei Tagebauminen, einen Flugplatz, 
eine 200 km lange Straße zu einem eigens 
an der Hudson Bay zu erstellenden Hafen 
sowie andere Bauten für das Vorhaben zu 
errichten. Die dortigen Inuit (Eskimos) 
wehren sich seit über zehn Jahren gegen 
die Uranfirma. Sie sehen ihre Landrechte 
und ihre Existenzgrundlage gefährdet: 
Fisch und Karibus (Rentiere), in deren 
Wanderungsgebiet das Uranprojekt liegt. 




Die Inuit von Baker Lake haben sich zu 90 
Prozent gegen den Uranbergbau ausge- 
sprochen. Der zur Prüfung der Umwelt- 
auswirkungen eingesetzte staatliche Un- 
tersuchungsausschuß wies die Auskünfte 
der UG als unzureichend zurück. 

ln Nordsaskatchewan/Kanada ist die 
deutsche Uranerzbergbau Betriebsführer 
von Key Lake, einem der größten Uran- 
bergwerke der Welt. Seit 1983 ereigneten 
sich mindestens 36 Unfälle, die zu Freiset- 
zungen von Radioaktivität, Schwermetal- 
len, säurehaltigen Chemikalien und Die- 
selkraftstoff führten. Am auffälligsten 
war Anfag 1984 der Ausfluß von 87000 
Tonnen radioaktiv verseuchter Flüssigkeit 
in den Gerald Lake. 

Ebenfalls in Nordsaskatchewan besitzt 
die Uranerzbergbau Anteile an mindestens 
20 bedeutenden Uranprojekten und -berg- 
werken. Tatsache ist also, daß praktisch 
das gesamte Uran für die gesamtdeutsche 
Atomstromerzeugung aus anderen Konti- 
nenten importiert wird. Die Uranerzsuche, 
der Bergbau und die Uranerzaufbereitung 
für diesen Atomstrom finden unter füh- 
render Beteiligung bundesdeutscher Uran- 
bergbaufirmen in Kanada. Australien, 



Afrika und den USA überwiegend in Ge- 
bieten statt, die Ureinwohnervölkern (indi- 
genen Völkern) zustehen. 

Seit 1988 führen der BUND und die 
GfbV daher in Zusammenarbeit mit Ange- 
hörigen betroffener Urvölker die Aktion 
»Atomwirtschaft kontra Umwelt und 
Menschenrechte — Das Uran muß in der 
Erde bleiben« durch. Die im Rahmen die- 
ser Aktion gewonnenen Daten und Fakten 
über die ökologischen Folgen von Uran- 
bergbau und Atomwaffentests, die damit 
einhergehende Mißachtung von Men- 
schenrechten indigener Völker sowie eine 
Reihe von Interviews und Reden betroffe- 
ner Ureinwohner wurden in Form eines 
allgemeinverständlichen Buches zusam- 
mengefaßt. das vom BUND und der GfbV 
gemeinsam herausgegeben wurde. 

Hans Leininger 

„Hätschelkind “ der DDR? 

Wolf Oscblies: Die Sorben — Slawisches 
Volk im Osten Deutschlands, Bonn-Bad 
Godesberg 1991, 80 Seiten. 

Publiziert wurde über die Sorben in der al- 
ten Bundesrepublik kaum. Das jahrzehn- 
telang bestehende Informalionsdefizit 
versucht Wolf Oschlies mit seiner Schrift 
„Die Sorben — Slawisches Volk im Osten 
Deutschlands" zu beseitigen. 

Oschlies spannt in seiner Arbeit einen Bo- 
gen durch die Gesamlgeschichie der Sor- 
ben vom 2feitpunkt ihrer ersten 
Erwähnung bis ins Jahr 1991. Seinen 
Schwerpunkt legt er dabei auf die Jahre 
nach 1945. 

Die Zeit der sowjetischen Besatzung cha- 
rakterisiert er als „Nachkricgsschach(er)“, 
die vier Jahrzehnte der Gleichschaltung 
durch die SED als „Koexistenzielle Apart- 
heit“. Oschlies räumt auf mit bisheriger 
Tatsachenverzerrung und stellt sehr detail- 
liert die Interessen der Nachbarstaaten, 
die Position der Sowjetunion und der SED 
und die Richtungsstreitigkeiten innerhalb 
der sorbischen Gesellschaft zur damals 
diskutierten Abtrennung der Lausitz dar. 
Aber er räumt auch auf mit dem Vorwurf, 
die Sorben wären das „Hätschclkind“ der 
DDR gewesen (und nimmt damit neuen 
Vorurteilen, auch die Bundesrepublik 
kümmere sich unverhältnismäßig viel um 
diese Minderheit, frühzeitig den Wind aus 
den Segeln). Oschlies bringt viel Klarheit 
in die Sorbenpolitik der SED. beschreibt 
die Phase der Gleichschaltung durch stali- 
nistisch verbohrte Sorben, die Säube- 
rungsaktionen innerhalb der sorbischen 
Domowina und schließlich auch jene Poli- 
tik. die das „ Image der Sorben als ewig 
tanzender, singender. Ostereier malender 
und Dudelsack blasender Volksgruppe, 
die man als solider Deutscher nicht ernst- 
zunehmen habe, verfestigen ." 

Gerade die Darstellung der jüngsten 
deutsch-sorbischen Geschichte dürfte 
manches Mißverständnis und manche 
Fehldeutung beseitigen und verbreitete an- 
tislawische Vorbehalte ausräumen. Die 
obersorbische Iägeszeitung „Serbske No- 
winy“ charakterisiert diese Schrift als das 
Beste, „was bisher von Nicht-Sorben über 
uns geschrieben wurde“. Gerhard Quast 
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DM 39,80 

Michael Wolffsohn 
Keine Angst vor Deutschland 
Wolffsohn, Sohn deutsch- 
jüdischer Emigranten, geht 
Ängsten vor einem starken 
Deutschland entgegen, 218 S., 
geb., DM 32,— 

Rolf Stolz 

Der deutsche Komplex 

Ein Buch über die Selbst- 
verleugnung der Linken, 
über Kollektivschuldvorwürfe, 
Verfassungspatriotismus und 
Westextremismus, 144 S., geb., 
DM 24,— 

Henning Eichberg 
Nationale Identität 
Entfremdung und nationale 
Frage in der Industriegesell- 
schaft, 1% S., Pbck., DM 9,80 



Uwe Backes / Eckhard Jesse / 
Rainer Zitelmann 
Der Schatten der Vergangenheit 
Impulse zur Historisierung des 
Nationalsozialismus. U.a. Bei- 
träge von Herbert Ammon, An- 
dreas Maislinger, Ernst Nolte 
und Michael Wolffsohn, 650 S., 
geb., DM 68,- 

Stefan Ulbrich 
Gedanken über 
Grottdeutschland 

Kontroverses Nachdenken über 
Deutschlands Zukunft, 250 S., 
Pbck., DM 32,- 

Stefan Ulbrich (Hrsg.) 

Multikultopia 

Eine aufsehenerregende Neuer- 
scheinung zum Thema multi- 
kulturelle Gesellschaft, 352 S., 
brosch., DM 39,80 

Rolf Winter 

Ami go home 

Eine der gründlichsten und 
schärfsten Abrechnungen mit 
den USA. Winter beschreibt die- 
sen Staat als durch und durch 
gewalttätig. 

213 S„ brosch., DM 14,80 
Rolf Winter 

Die amerikanische Zumutung 

Plädoyers gegen das Land des 
real existierenden Kapitalismus 
206 S., Tb., DM 12,80 

Vine Deloria jr. 

Nur Stamme werden überleben 

Indianische Vorschläge für eine 
Radikalkur des wildgewordenen 



Westens, 137 S., Pb., bisher DM 
15,—, DM 9,80 

Ortotz 

Baskenland — Vergangenheit 
und Zukunft eines freien Volkes 

142 S., Pb., DM 10,— 

Günther Nenning 
Die Nation kommt wieder 
Das linke Enfant terrible Nen- 
ning bricht wieder einmal Tkbus 
der Linken: Zur Renaissance des 
Nationalstaats 
158 S., Tb., DM 14,80 

Bernard Willms / Paul Kleine- 
wefers 

Erneuerung aus der Mitte 



Konzepte für die Neugestaltung 
Mitteleuropas als Beitrag für die 
europäische Zukunft 
415 S„ Ln., DM 39,80 



Literatur 



Ernst Jünger 

Auf den Marmorklippen 

138 S„ Ln., DM 39,80 

Sieghard Pohl 

extra muros 

Kurzprosa, Grafik, Malerei, 
Objekte, 161 S., Pbck., DM 28,- 



Hiermit wird bestellt: 

(Bitte ausschneiden und einsenden an WIR SELBST, Postfach 
168, 5400 Koblenz) 

Menge Titel DM 



Alle Preise inkl. MwSt. zzgl. Versandkosten (ab DM 70,— ver- 
sandkostenfrei). 

O Ich füge einen Post/Bank-Scheck bei 
CH gegen Rechnung 

Name: 

Straße, Nr.: 

PLZ, Ort: 

Datum: Unterschrift 



Bitte benutzen Sie für ihre 
Buchbestellungen nebenste- 
henden Bestellschein. 





IM TANZ DER ELEMENTE 



IDEEN MIT BIß 




"Für den Wisscnssuchcr hall Ulbrich ein breites 
Spektrum an Dcuiiinformalioncn hcreit Ober/cu- 
gend wirken die Ausführungen Ober einen erdreli- 
giös begründeten Naturschutz 1 ' esottra II 190 



Ausführlich besprochen in 

•wir selbst" 3-4/901 
Stefan Ulbrich lllrsg.) 
250 Seiten, 15 Abb., 32 - DM 



Aiun - Vetlag. Wolflau 88, D - 8313 VtlsDibutg lei 08741/6353 




—S dtohtlittn 



ÖKOLOGIE 



Politisches Nachrichtenmagazin der Unabhängigen Ökologen Deutschlands 

• berichtet parteilrei. aber parteinetunend über aktuelle Strömungen 
und Trends der politischen Ökologie 

• will einen Beitrag leisten, dall zusammenwachst, was Zusammengehen 
Umwelt bewußtsein und dezentrale Wmscnatts und Gesdlschatsordnung 
Nalurschutz und Föderalismus 

• isl die wertkonservative Antwort aul das linksalternatiue Proiekt 
•Die Grünen. 

Erscheinungsweise 4mal isnrlich lür ganze 25.- DM (einschlieBlrch Versand) 
2 Probenummern (4/1990 und tri99l) zum Preis von 5- OM erhältlich be. 
ARBEISGEMEINSCHAFT UNABHÄNGIGER ÖKOLOGEN DEUTSCHLANDS 
Bratbeerenwmkel 6 3257 Spr.nge-VOIksen 



Ein 




Jirliur Enflta 

fknvchen 

InmiKtn von 

Ruinen 



Klassiker 

endlich 
in deutscher 
Ausgabe ! 



Julius Evola 
Menschen inmitten 
von Ruinen 

ca. 380 S . , DM 38.- 

ISBN 3 sy 180-31-2 



Evola entwirft die Hauptzuge einer revolutionär-konservativen 
Staalslehrc und Lebensauffassung: revolutionär mit der Vernei- 
nung aller Ideologien und Mythen, die heule in Europas dekaden- 
ter Welt vorherrschen; konservaliv mit dem umfassenden Rückgriff 
auf die aristokratische, hierarchische, qualitätsbezogene Idee, die 
einst der höchsten Tradition des Abendlandes zugrunde lag. 



Sl’l l'/ENTTTKI- IN NEUAUFLAGE 



Erich Schwinge 
Machlmilibraurh 
der Massenmedien 

Die Ohnmaehi des Bürgers 
160 S , kurt. DM 10. HO 
ISBN 3-H91 811-028-2 



Karl Salm 

Fahnenflucht als politische 
Weltanschauung? 

Zum l all R. v. Weizsäcker 
308 S.. kurt. DM32.- 
ISBN 3- 89180-022-3 



HOHENRAIN 



7400 Tübingen 
Postfach 1611 




Fischadler 

in Not! 



Im Müritz-Seengebiet, 100 km nördlich von 
Berlin, ist der majestätische Fischadler noch ein last 
alltäglicher Anblick. 

Auf dem bisherigen Bundesgebiet ist er hingegen 
mit Anfang dieses lahrhunderts ausgestorben. 

Die Deutsche Umwelthilfe e. V. unterstützt seit 
der Wende konkrete Umwellschutzprojekte 
sowie den Aulbau der Naturschutzverbände 
in den neuen Bundesländern. 



Unterstützen Sie diese 
wichtige Naturschutz- 
arbeit durch eine 
Spende und fordern Sie 
unser Informationsblatt 
"Naturschutz im Osten 
Deutschlands" an. 



r 



Name: 

Strafte: 

PLZ/Ort: 



Spendenkonto: 

7997 



Stadtsparkasse 
Frankfurt 
(BLZ 500 501 021 



Ich bitte um Zusendung des Informationsblattes 
DM 1,50 in Briefmarken liegen Itei 
Ich unterstütze die Aktion durch eine Spende. 
Ein Scheck Uber DM liegt bei. 



I X.Titsdicl nmukhilfc 

Güttinfier Strafte 19 7760 Radolfzell 







Der Traum 
„richtigen 



von einer 
" Zeitung. 



„Wenn die Blattmacher der Großverlage karnickelhafl neue Organe 
wie Schöner Radeln, Herz und Hund oder Digest der Börsenmoral 
gebären, dann hat das zwar viel mit Gewinn und Freizeit, aber nichts 
mehr mit Politik und Kultur zu tun. Die JUNGE FREIHEIT ist in 
manchem der Gegenpol solcher Blattmacherei.“ 

CASPAR VON SCHRENCK-NOTZING. 

Herausgeber der Zeitschrift Criticön 

Journalistisch widerlegt die JUNGE FREIHEIT die Meinung, die 
Rechte sei bloß imstande, schwergewichtige Meinungs-Zeitschriften zu 
Produzieren. Sie ist eine richtige Zeitung, locker vom Hocker und stets 
auf der Suche nach (von anderen verschwiegenen) Nachrichten.“ 
ARMIN MÖHLER, Schriftsteller 

„Wer vor wenigen Jahren einer konservativen Zeitung, deren Credo 
nicht Demutsbezeugungen und Lobhudeleien gegenüber den 
C-Paiteien gewesen wäre, Erfolg vorausgesagt hätte, dem wäre 
zumindest ein erheblicher Mangel an Realismus vorgeworfen worden. 
Die JUNGE FREIHEIT hat bewiesen, daß ein rebellisch-konservativer, 
rionkonfonnistischer, zuweilen frech-antiautoritärer Stil gerade wegen 
der provokanten Respektlosigkeit gegenüber den Gralshütern des eta- 
blierten Konservatismus eine publizistische Chance hat.“ 

SIEGFRIED BUBLIES. Verleger 

„Die JUNGE FREIHEIT ist eine interessante Lektüre, weil sie zeigt, 
wie schcuklappenhaft und tabubeladcn die vorherrschende Berichter- 
stattung und Kommentierung in den deutschen Medien sind." 

ALFRED MECHTERSHEIMER, Friedensforscher 



„Die JUNGE FREIHEIT erwies sich in den vergangenen Jahren ohne 
Zweifel als eine große Bereicherung im politischen Blätterwald 
Deutschlands. Ihr Erfolg ist nur auf dem Hintergrund einer Renaissan- 
ce des konservativen Denkens zu erklären, einer Renaissance, zu der 
diese Zeitung zweifellos beigesteuert hat.“ 

GÜNTER ROHRMOSER, Universitälsprofessor 

„Die JUNGE FREIHEIT ist eine Zeitung, die ich immer sehr gerne 
lese, obgleich sie der Tagespolitik - zweifellos fundiert und objektiv - 
viel Platz einräumt, was nicht immer mein Hauptinteresse ist.“ 

ALAIN DE BENOIST, 

Chefredakteur der französischen Zeitschrift Nouvelle £cole 

„Es ist wichtiger - und die Zeitungsmacher der JUNGEN FREIHEIT 
haben das offenkundig erkannt - inhaltlich Fraktur zu reden als lahtne 
Inhalte in Fraktur zu drucken, und ein pfiffiges Layout fällt eben nicht 
schon der Ächtung anheim, weil es a) auch bei den Linken beliebt und 
b) kein teutsches Wort ist.“ 

ANSGAR GRAW, Journalist 

„Es beeindruckt mich immer wieder, mit welcher Festigkeit die 
JUNGE FREIHEIT brisante politische Themen angeht. Dabei scheut 
sie sich nicht, des öfteren geradezu 'gegen den Strom zu schwimmen'. 
In guter Weise bezeugt sie, daß kritische Kommentierungen auf 
konservativer Basis auch in der heutigen Zeit bitter notwendig sind.“ 
BERNHARD FRIEDMANN, 

Präsidiumsmitglied des Europäischen Rechnungshofes 




Jetzt in ganz Deutschland und Österreich im 
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Gutschein 

Wenn Sie die JUNGE FREIHEIT unverbindlich 
kennenlemen wollen, dann schicken Sie diesen 
Gutschein ausgefüllt an die JUNGE FREIHEIT, 
Leserdienst, Postfach 147, 7801 Stegen /Freiburg. 
Sie erhalten dafür 

3 Probeexemplare gratis! 



Vorname:. 
Straße: 



Name:_ 



.PLZ, Ort:. 



